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Erster T a g : Samstag, 14. M ä r z 1964 

Der 12. Bundesparteitag 

der Christlich Demokratischen Un'on Deutschlands 

in der Stadthalle in Hannover 

begann um 15.00 Uhr mit einer 

Sitzung des Bundesvorstandes 

Die Sitzung des Bundesausschusses 

begann um 17.00 Uhr in der Stadthalle 



/ 

Zweiter ¥ag : Sonntag, 15. März 11964 

Eröffnung und 1. Plenarsitzung 

Beginn: 10.50 Uhr 

Ouvertüre „Die Zauberflöte" von Wolfgang Amadeus Mozart 

Niedersächsisches Symphonieorchester 

Leitung: Generalmusikdirektor Prof. Dr. Thierfelder 

Nach den vorhergegangenen Gottesdiensten (Stadtsuperintendent 
Rufus Flügge in der Marktkirche, Bischof Heinrich Maria Jansen in der 
Propsteikirche St. Clemens) nimmt das Wort 

Bundesvorsifzender Dr. ADENAUER: 

Verehrte Anwesende! Meine lieben Parteifreunde! Ich eröffne den 12. 
Bundesparteitag der Christlich Demokratischen Union Deutschlands. 
Ehe ich Ihnen Mitteilung von den Vorschlägen mache, die der Partei­
vorstand Ihnen wegen des Präsidiums dieses Parteitages macht, darf 
ich zwei Telegramme verlesen, die ich erhalten habe. 

Zunächst ein Telegramm von Herrn Bundesminister Dr. Krone: 

Ich bitte Sie, dem Parteitag von mir beste Wünsche und Grüße 
übermitteln zu wollen. Ich hoffe, bald wieder mitarbeiten zu 
können. 

Mit besten Grüßen 
Ihr Heinrich Krone 

(Beifall.) 

Ein weiteres Telegramm ist von unserem Freund Heinrich von 
Brentano. Er depeschiert: 

Dem Parteitag der Union, an dem ich in diesem Jahre leider 
noch nicht wieder selbst teilnehmen kann, gelten alle meine 
guten Wünsche. Ich bin überzeugt, daß die Öffentlichkeit in 
Deutschland und in der Welt ein klares Bekenntnis zur Fortset­
zung einer Politik von uns erwartet, die uns an die Seite der gro­
ßen freien Nationen geführt hat und die damit die Vorausset­
zungen für ein Leben in gesicherter Freiheit und in rechtsstaat­
licher Ordnung geschaffen hat. 

Es darf kein Zweifel aufkommen, daß wir diesen Kurs fortsetzen 
werden. Er ist die Grundlage unserer wirtschaftlichen und sozia­
len Fortentwicklung; ebenso aber auch der Wiederherstellung 



der staatlichen Einheit, für die wir Opfer bringen wollen, aber 
niemals den Preis der Freiheit zahlen werden. 

Mit herzlichen Grüßen 
Heinrich von Brentano 

(Starker Beifall.) 

Ich bitte Sie, meine lieben Parteifreunde, mich zu bevollmächtigen, den 
Herren zu danken und insbesondere recht baldige Genesung und Rück­
kehr an ihre Arbeit wünschen zu dürfen. 

(Beifall.) 

Unser Parteivorstand hat gestern beschlossen, Ihnen als Präsidenten 
der heutigen Tagung Herrn Dr. Otto Fricke vorzuschlagen, 

(Beifall.) 

ferner als Mitglieder des Präsidiums: 

Bundesminister Dr. Seebohm, 
Frau Dr. Jochmus, 
Frau Kalinke, 
Herrn Katzer, 
Herrn Dr. Klepsch, 
Herrn Bundesminister Lemmer und 
Herrn Regierungspräsidenten Dichtel. 

(Beifall.) 

Ich darf bitten, daß nun die soeben von mir genannten Damen 
und Herren ihre Plätze hier einnehmen und daß die Fortführung 
der Leitung der Versammlung von ihnen übernommen wird. 

(Beifall.) 

Präsident Dr. FRICKE: 

Hochverehrter, lieber Herr Dr. Adenauerl Hochverehrter Herr Bundes-
kanzlerl Meine sehr verehrten Gäste! Liebe Parteifreunde! Ich habe 
Ihnen den Dank des soeben durch die Delegierten gewählten Präsi­
diums für das Vertrauen auszusprechen, das Sie uns mit dieser Wahl 
bekundet haben. Wi r werden versuchen, Ihr Vertrauen zu rechtfertigen. 
Gestatten Sie mir, daß ich als Vorsitzender der CDU in Niedersachsen 
Sie alle im Namen der Landesleitung und im Namen der Vorstände 
der Landesverbände Oldenburg, Hannover und Braunschweig in un­
serer Landeshauptstadt auf das herzlichste willkommen heiße. Auch 
diese Landeshauptstadt ist nach schwersten Kriegszerstörungen schöner 
als je wieder erstanden. 

Als der von Ihnen gewählte Vorsitzende des Präsidiums dieses Partei­
tages entbiete ich meinen ersten und sehr herzlichen Willkommensgruß 
unserem Bundesvorsitzenden, Herrn Dr. Konrad Adenauer. 

(Lebhafter Beifall.) 



Neben und gleich ihm begrüße ich aufs herzlichste unseren Bundes­
kanzler, unseren Freund Professor Dr. Ludwig Erhard. 

(Lebhafter Beifall.] 

Ich begrüße gleichermaßen sehr herzlich und mit Denk für die von ihm 
geleistete Arbeit den Geschäftsführenden Bundesvorsitzenden unserer 
Union, Herrn Minister Dufhues. 

(Lebhafter Beifall.) 

Daneben begrüße ich gleich herzlich den stellvertretenden Vorsitzen­
den, unseren Freund Bundesminister Kai Uwe von Hassel. 

(Beifall.) 

Unser gleich herzlicher Gruß gilt den anwesenden Mitgliedern des Prä­
sidiums unserer Bundespartei, Herrn Bundesminister Theodor Blank 

(Beifall.) 

und Herrn Bundestagspräsident Dr. Eugen Gerstenmaier. 
(Beifall.) 

Wie wir hörten, ist das sechste Mitglied, unser altbewährter Freund 
Heinrich Krone, erkrankt, und er bedauert sehr, nicht hier sein zu kön­
nen. Wir senden ihm unsere besten Wünsche für eine baldige Gene­
sung. 

Ebenso bedauern w i r - der Herr Bundesvorsitzende, Herr Dr. Adenauer, 
hat es soeben schon gesagt - die schwere Erkrankung unseres Freundes 
Dr. von Brentano. Auch das Präsidium wünscht - sicher in Ihrer aller 
Auftrag - Herrn von Brentano eine rasche und völlige Genesung. 

(Beifall.) 

In Vertretung des Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfrak­
tion darf ich den steilvertretenden Fraktionsvorsitzenden, unseren 
Freund Dr. Barzel, auf das herzlichste willkommen heißen. 

(Beifall.) 

Meine lieben .Parteifreunde! Gleich herzliche WillkommensgrOße gelten 
den anwesenden Ministerpräsidenten der CDU, Herrn Dr. Altmeier, 
Herrn Dr. Lemke, Herrn Dr. Meyers und Herrn Dr. Röder. 

(Beifall.) 

Unser Freund Kiesinger aus Stuttgart kann leider erst heute abend ein­
treffen und wird dann morgen und bei den weiteren Tagungen bei uns 
sein. 

Wir freuen uns darüber hinaus Ober die Anwesenheit zahlreicher Mit­
glieder der Bundesregierung. Ich begrüße Frau Bundesminister Dr. 
Schwarzhaupt auf dos herzlichste. 

(Beifall.) 

Unsere Grüße gelten auch den Bundesministern Dr. Schröder, Schmük-
ker, Schwarz, Dr. Seebohm, Dr. Dollinger und Höcherl. 

(Beifall.) 



Wir freuen uns ebenso über die Anwesenheit mehrerer Landtagspräsi­
denten und zahlreicher Landesminister, die ich aufs herzlichste will­
kommen heiße. 

(Beifall.) 

Ich begrüße darüber hinaus unsere Unionsfreunde aus der Fraktion des 
Bundestages, aus den Fraktionen der Landtage und aus den Parlamen­
ten der kommunalen Ebene. 
Unser ganz besonderer und herzlicher Gruß gilt den Freunden aus der 
Christlich Sozialen Union, an ihrer Spitze ihrem Vorsitzenden, unserem 
Freund Franz Josef Strauß. 

(Anhaltender lebhafter Beifall.) 

Werte Anwesende! Meine lieben Parteifreunde! Viele hohe und be­
freundete Gäste aus dem In- und Ausland beehren uns zu diesem 
zwölften Bundesparteitag mit ihrem Besuch. Ich habe namens des Präsi­
diums und des Parteitages aufs herzlichste in IHannover willkommen zu 
heißen: 

FOr die Konservative Partei Großbritanniens: Frau Emmet und IHerrn 
Wall. 

(Beifall.) 

Für die Höyres-Partei Norwegens: Herrn Heilesen und Herrn Willoch. 
(Beifall.) 

FOr die Konservative Volkspartei Dänemarks: Herrn Thestrup und Herrn 
Hastrup. 

(Beifall.) 

Für die Katholische Volkspartei der Niederlande Herrn Dr. Kleisterle 
und Herrn Dr. Norboch. 

(Beifall.) 

Für die Christlich Historische Union Hollands: Herrn Professor Dr. van 
Niftrik. 

(Beifall.) 

Für die Osterreichische Volkspartei - eine besonders starke Delega­
tion - : die Herren Dr. Gleissner, Dr. Weissmann, Eckert, Moser, Dr. 
Prantner und Dr. Wenzl. 

(Lebhafter Beifall.) 

FOr die Konservativ-Christlich-Soziale Volkspartei der Schweiz Herrn 
Dr. Tenchio und Herrn Dr. Rosenberg. 

(Beifall.) 

FOr die Democrazia Christiana die Herren del Folco, Sarti und Passoni. 
(Beifall.) 

Wir heißen außerdem willkommen den Generalsekretär des Inter­
nationalen Christlich-Demokratischen Studien- und Dokumentations­
zentrums: Herrn Dr. Hahn, 

(Beifall.) 
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und den Generalsekretär der Union Christlich-Demokratischer Parteien 
Zentraleuropas: Herrn Sieniewicz. 

(Beifall.) 

Für die Höger-Partei Schwedens Herrn Cassel, den wir sehr herzlich 
begrüßen, 

(Beifall.) 

und für das Nationale Büro der MRP Frankreichs: Herrn Braun. 
(Beifall.) 

Wir begrüßen außerdem mit Genugtuung in unserer Mitte den Herrn 
Präsidenten der EWG-Kommission, Professor Dr. Hallstein. 

(Beifall.) 

Als Mitglied der Hohen Behörde der Montanunion unseren Parteifreund 
Dr. Hellwig. 

(Beifall.) 

Und vom Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften Herrn Staats­
sekretär a. D. Dr. Strauß. 

(Beifall.) 

Ich begrüße - und das muß summarisch geschehen, dafür bitte ich um 
Verständnis - die zahlreichen Vertreter des kulturellen, politischen, wirt­
schaftlichen und sozialen Lebens auf das herzlichste. 
Ich begrüße den Vorsitzenden des Deutschen Gewerkschaftsbundes: 
Herrn Rosenberg 

(Beifall.) 

sowie den stellvertretenden Vorsitzenden Herrn Tacke. 
(Beifall.) 

Ein gleich herzlicher Gruß gilt Herrn Krause vom Deutschen Beamten­
bund 

(Beifall.) 

und ebenso herzlich heißen wir den Vorsitzenden der Deutschen Ange­
stelltengewerkschaft, Herrn Spaethen, willkommen. 

(Beifall.) 

Ich begrüße gleichfalls herzlich die Herren Katzbach und Herrn Seiler 
als Vorsitzende des Christlichen Gewerkschaftsbundes. 

(Beifall.) 

Wir heißen willkommen die Vertreter der Gewerkschaft der Polizei, 
des Bundeswehrverbandes, des Verbandes der weiblichen Angestellten, 
der Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände, des Zen­
tralverbandes des Deutschen Handwerks und der Kassenärztlichen Ver­
einigung der Bundesrepublik. 

(Beifall.) 



Ich begrüße besonders herzlich den Vertreter des Bundes der Vertrie­
benen: Herrn Staatssekretär a. D. Gossing. 

(Beifall.) 

Ich heiße v/illkommen Herrn Dr. Henninger vom Bundesverband der 
Heimkehrer und ich begrüße den Geschäftsführenden Vorsitzenden des 
Kuratoriums Unteilbares Deutschland, Herrn Dr. Schütz, 

(Beifall.) 

und ich heiße schließlich in unserer Mitte auf das herzlichste zu un­
serer Bundesparteitagung willkommen die Vertreter von Presse, Rund­
funk und Fernsehen, unter letzteren mehrere Intendanten der Anstalten 
Ich lade diese insbesondere zu den Beratungen der Arbeitskreise ein, 
die auf unserem Parteitag ohne Ausnahme in Anwesenheit von Presse, 
Rundfunk, Fernsehen und Film diskutieren werden. 
Ich heiße auf das herzlichste willkommen in unserer Mitte Seine Exel-
lenz, den Herrn Bischof von Hildesheim, Heinrich Maria Jansen, 

(Lebhafter Beifall.), 

Herrn Stadtsuperintendenten Flügge als Vertreter des Herrn Landes­
bischofs D. Lilje 

(Lebhafter Beifall.) 

und Herrn Dr. van Dam, Zentralverband der Juden in Deutschland. 
(Beifall.) 

Bevor wir nun an die Arbeit gehen, meine lieben Parteifreunde, ist es 
uns eine selbstverständliche Verpflichtung, derer zu gedenken, 

(Der Parteitag erhebt sich von den Plätzen) 

der führenden Politiker und aller anderen, die uns seit dem Parteitag 
von Dortmund der Tod entrissen hat. 

Wir betrauerten den Tod unseres Freundes, des Bundestagsabgeord­
neten Herrn Dr. Pferdmenges, wir standen schmerzerfüllt an der Bahre 
unserer alten Freundin und Mitstreiterin, der Bundestagsabgeordneten 
Frau Dr. Helene Weber, wir nahmen Abschied von unserem Freund, 
einem Streiter auch für jene Interessen, die ihm anvertraut waren, 
Herrn Johannes Albers. V^ir nahmen Abschied von einem Mitgründer 
der CDU, dem Reichsminister a. D. Hermes, einem um die deutsche 
Landwirtschaft hochverdienten Mann. Und schließlich erlebten wir alle 
mit schmerzlichen Empfindungen den tragischen Tod unseres Freundes, 
des Kultusministers Edo Osterloh. Wieder einmal wurde uns klar, daß 
Gottes Wil le unerforschlich ist. 

Mit diesen Toten ehren wir alle Freunde, die - an welchem Platz auch 
immer - für die Union und für das deutsche Volk mit uns gearbeitet 
haben und die seit dem letzten Parteitage aus unserer Mitte geschie­
den sind. Ich danke Ihnen. 

(Die Versammlung nimmt wieder Platz.) 
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Meine verehrten Anv^esenden, liebe Parteifreunde! Sie wollen es ver­
stehen, wenn am Beginn dieses zweiten Parteitages, den unsere Bun-
des-CDU in Niedersachsen durchführt, meine Gedanken zum Herbst 
1950 zurückwandern. Wi r fanden uns damals in meiner Heimatstadt, 
der alten Kaiser- und Reichsstadt Goslar zusammen, die nun so nahe 
der tragischen und unheilvollen Zonengrenze und doch inmitten un­
seres deutschen Vaterlandes liegt, um die Bundes-CDU zu gründen. 

Ein Jahr zuvor hatten der erste Bundestag und das von Dr. Konrad 
Adenauer geführte Kabinett damit begonnen, dem deutschen Volk, so­
weit es noch In Freiheit leben durfte, aus- Chaos und aus Trümmern den 
Weg in eine neue und bessere Zukunft zu bahnen. Und es ist allzu 
rasch vergessen worden, wie völlig isoliert damals das deutsche Volk, 
wie schier ausweglos und hoffnungslos die Lage dieses Volkes war. 
Nur wer den Anfang und Beginn des Weges kennt, den dann die CDU 
und ihre von Bundeskanzler Dr. Adenauer bestimmte Politik die Deut­
schen in der Bundesrepublik geführt hat, kann ganz ermessen, was in 
knapp eineinhalb Jahrzehnten in Deutschland geschaffen und erreicht 
wurde. Die großen und inzwischen geschichtlichen Verdienste des er­
sten Bundeskanzlers der Bundesrepublik, unseres Parteivorsitzenden Dr. 
Adenauer um diese rasche Oberwindung des Elends und der Not der 
Nachkriegszeit sind in der ganzen Welt bekannt und anerkannt. 

Sie alle, meine lieben Parteifreunde, sind sicher mit mir einig, wenn ich 
auch auf diesem Parteitage der Erklärung des Herrn Bundestagspräsi­
denten zustimme, die in der Bundestagssitzung vom 15. Oktober letzten 
Jahres abgegeben wurde: Konrad Adenauer hat sich um das deutsche 
Volk verdient gemacht. 

(Starker anhaltender Beifall.) 

Seit jenen Oktobertagen führt, vom Vertrauen der Partei und auch des 
deutschen Volkes voll getragen, nunmehr der zweite Bundeskanzler 
unserer Bundesrepublik, Professor Dr. Ludwig Erhard, das Bundeskabi­
nett mit fester Hand. 

(Starker anhaltender Beifall.] 

Es hieße Eulen nach Athen zu tragen, seiner Verdienste seit dem Früh­
jahr 1948, seit dem Tage X vor allem, seit dem Tag der Währungs­
reform, um den raschen Wiederaufbau der Lebensgrundlagen unseres 
Volkes, um den Wiederaufbau unserer Wirtschaft hier zu gedenken. 
Seine ersten Staatsbesuche in der freien Welt - ob in Paris, ob in den 
USA, ob in London und auch in Italien - erbrachten den Beweis, daß 
man zu dem neuen Bundeskanzler in der Welt Vertrauen hat. 

Sie haben, verehrter lieber Herr Bundeskanzler, Ihr hohes aber - wie 
ich schon erklärte, - schweres Amt übernommen in einer Zeit der Un­
ruhe, ob sie hierzulande, ob in Europa, ob in der ganzen Welt. Wi r 
sind der festen Oberzeugung, daß Sie in konsequenter Fortsetzung der 
Innen- und der Außenpolitik die Schwierigkeiten meistern werden! Und 
dieser erste Parteitag der Union nach Übernahme des Bundeskonzler-
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amts durch Sie wird den Beweis dafür erbringen, daß Sie sich auf uns 
alle, auf die ganze CDU, allzeit und fest verlassen können. 

(Starker anhaltender Beifall.) 

Meine Parteifreunde! Wenn diese Christlich Demokratische Union die 
Isolierung unseres Volkes überwinden konnte, wenn sie die Zeit des 
Elends und der Not gemeistert hat, dann wird und muß sie auch mit 
allen jenen Schwierigkeiten fertig werden, die sich aus einem vielleicht 
allzu rasch erreichten Wohlstand offenbar ergeben. 

Es ist mein Wunsch, daß unsere Arbeit und daß deren Ergebnisse eine 
neuerliche Erfüllung jener f^offnung werden mögen, die unser uns allzu 
früh entrissener Freund, Dr. Hermann Ehlers, - an dessen Grabe wie 
am Grabe Windhorsts und unseres Freundes Cillien gestern Kränze 
niedergelegt wurden - die unser Freund Hermann Ehlers in letzter 
schwerster Kriegszeit Anfang 1945 in seiner Flakstellung am Rande der 
Stadt Hamburg, der zerbombten Stadt, in einem Brief an einen seiner 
Freunde niederschrieb. Sie lautete: 

„Möge Gott denen, die hindurch kommen, ein starkes Herz 
schenken, damit sie Wesentliches tun." 

In der Arbeit der Christlich Demokratischen Union und ihrer führenden 
Politiker, die niemals Selbstzweck war und niemals Selbstzweck werden 
wird, sondern nur dem ganzen Volke dienen will, ist sicher in den letz­
ten nun bald zwei Jahrzehnten diese Hoffnung unseres Freundes Ehlers 
weithin schon erfüllt. 

Es soll indessen unser Vorsatz und unser fester Wille bleiben, auch in 
der Zukunft für das. ganze deutsche Volk, für Europa und die freie 
Welt uns einzusetzen und weiter Wesentliches anzustreben und zu tun. 
Meine verehrten Damen und HerrenI Liebe Parteifreunde! Gestatten 
Sie nun, daß wir vorab und ehe ich um ein Grußwort bitte, einige For­
malitäten erledigen; Wir haben ein Redaktionskomitee zu wählen. 

Der Bundesvorstand und der Bundesausschuß schlagen Ihnen vor, die 
folgenden Personen und Freunde in das Redaktionskomitee zu entsen­
den: als Vorsitzenden Herrn Bundestagspräsidenten Dr. Gerstenmaier; 
als Mitglieder unseren Freund Amrehn, Herrn Prof. Dr. Furier, Herrn 
Dr. Kliesing, Herrn Dr. Wilhelm!, Herrn Stingl, Herrn Prof. Dr. Hahn, 
Herrn Prof. Dr. Mikat, Herrn Dr. Stoltenberg, Herrn Struve, Herrn Nier­
mann, Herrn Bauknecht, Herrn Dr. Barzel, Herrn Professor Dr. Roegele, 
Herrn Dr. Pettenberg und Herrn Dr. Rathke. Darf ich um Zustimmung 
bitten? -

(Lebhafter Beifall.) 

- Ich stelle fest, daß Sie so einverstanden sind. 
Dann haben wir außerdem eine Mandatsprüfungskommission zu 
wählen. 

Hierfür schlagen Bundesvorstand und Bundesausschuß vor: Die Kom­
mission möge bestehen aus Herrn Staatsminister a. D. Wegmann, Herrn 
Andr6, Herrn Gerhard Braun. 
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Darf ich um Zustimmung bitten? -
(Lebhafter Beifall.) 

- Ich stelle diese Zustimmung fest. 

Meine lieben Parteifreunde! Verehrte Gäste! Ich bitte niemand sonst 
böse zu sein, wenn ich nun zwei prominente Persönlichkeiten aus Nie­
dersachsen, die erstgenannte vor allem, noch auf das herzlichste be­
grüße: Herrn Präsident Rehwinkel. 

(Starker Beifall.) 

Das gute Ende kommt noch. Die Zettel kamen hier durcheinander. Ich 
darf ebenfalls in unserer Mitte willkommenheißen Herrn Oberbürger­
meister Holweg, 

(Starker Beifall.) 

den Oberbürgermeister dieser Stadt. 

Ich darf nunmehr Herrn Oberbürgermeister Holweg bitten, dem Partei­
tag ein Grußwort zu sagen. 

Ofaerfaürgermeister HOLWEG: 

Herr Vorsitzender! Herr Bundeskanzler! Meine Herren Minister! Sehr 
verehrte Ehrengäste! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
habe die Ehre und die große Freude, Sie im Namen der Landeshaupt­
stadt Hannover zum diesjährigen Bundesparteitag der Christlich Demo­
kratischen Union herzlich zu begrüßen. 

Wir freuen uns, daß auch die CDU unsere Stadt für ihren Bundespar­
teitag gewählt hat und daß damit das politische Geschehen hier in 
Niedersachsens Hauptstadt belebt und bereichert wird. 

Soweit Sie Hannover noch nicht kennen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, hoffe ich, daß Sie den Eindruck gewinnen, es mit einer 
lebendigen und aufgeschlossenen Stadt zu tun zu haben, die ihre 
Gäste freundlich und zuvorkommend behandelt. 

Ich hoffe darüber hinaus, daß sie trotz der Inanspruchnahme durch Ihre 
politischen Gespräche und Verhandlungen auf diesem Parteitag Gele­
genheit finden, sich unsere Stadt anzusehen und sich davon zu über­
zeugen, daß hier in den vergangenen Jahren viele kommunale Einrich­
tungen zum Nutzen unserer Bürger geschaffen worden sind. 

Ich bekenne dabei gerne, daß das erfolgreiche Aufbauwerk nicht zu­
letzt dem guten Zusammenwirken aller politischen Gruppen im Rat un­
serer Stadt und der guten Mitarbeit unserer Bevölkerung zu danken ist. 
Nun gibt es - begreiflicherweise - auf der kommunalen Ebene nicht die 
politischen Differenzen und Auseinandersetzungen, wie sie auf der 
Ebene der Länder und des Bundes ausgefochten werden. Nichtsdesto­
weniger ist es auch in einer Stadt von der Größe und Bedeutung Han­
novers von Gewicht, ob die Zusammenarbeit zwischen den tragenden 
Kräften vertrauensvoll ist oder nicht. 
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Wenn man davon ausgeht, daß letztlich jeder nur dos Beste wi l l , dann 
ist für eine nutzbringende Zusammenarbeit gewiß schon viel ge­
wonnen. Man muß sich eben zusammensetzen und die notwendigen 
Gespräche führen. Nur dann und nur so, meine ich, wird eine Lösung 
gefunden, die im Interesse der Allgemeinheit notwendig ist und zum 
Erfolg führt. 

Meine verehrten Anwesenden I In unserem demokratischen Staate 
kommt dem Wirken der politischen Parteien eine außerordentlich große 
Bedeutung zu; ja, ich möchte sagen, mit dem Wirken der Parteien steht 
und fällt die Demokratie. Daraus wird die große Verantwortung deut­
lich, die auf jedem einzelnen von uns lastet, der aktiv am politischen 
Geschehen beteiligt ist. Die Parteien als Träger der politischen Willens­
bildung haben es maßgebend in der Hand, wie die Zukunft unseres 
Volkes gestaltet wird. Von dieser Sicht aus gesehen, betrachte ich den 
CDU-Parteitag in Hannover als bedeutsames Ereignis dieses Jahres 
hier in unserer Stadt. Sie werden bei dieser Gelegenheit, wie es bei 
den Parteitagen zu sein pflegt, Bilanz über das bisher Geleistete 
ziehen, kritische Betrachtungen anstellen und die Richtlinien für die 
kommende Arbeit festlegen. Es ist mein aufrichtigster Wunsch, daß Sie 
dabei Ihre große Verantwortung gegenüber dem gesamten Volk beach­
ten und immer auch an unsere Landsleute jenseits des Eisernen Vor­
hanges denken. 

Meine Damen und Herren! In den Tageszeitungen sind die verschieden­
sten Meinungen über die Aufgaben des Bundesparteitages der CDU 
veröffentlicht. Es wäre reizvoll und sicher auch verlockend für mich, 
dazu Stellung zu nehmen, aber als Oberbürgermeister dieser Stadt 
würde ich damit meine Aufgabe überschreiten und auch den Rahmen 
einer kurzen Begrüßungsansprache sprengen. 

Es ist und bleibt Aufgabe der Delegierten und ihrer Partei, darüber die 
notwendigen Besprechungen zu führen und auch Entscheidungen zu 
fällen. Ich darf aber wohl auch bei Ihnen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, Verständnis dafür voraussetzen, daß Sie auf Grund meiner 
politischen Einstellung nicht etwa vom Oberbürgermeister von Han­
nover erwarten, daß ich der CDU bei den bevorstehenden Kommunal­
wahlen in Niedersachsen oder bei den Bundestagswahlen im nächsten 
Jahr einen vollen Erfolg wünsche. 

(Heiterkeit.) 

Hier in Hannover haben wir seit 1945 sehr stabile Mehrheitsverhält­
nisse im Rat der Stadt, und ich habe den Eindruck, unsere Bürger sind 
sehr zufrieden und wünschen auch keine Änderung, 

(Heiterkeit.); 

aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, darüber haben bei je­
der Wahl die Wähler erneut Gelegenheit, zu entscheiden. 

(Beifall.) 
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Meine sehr verehrten Damen und HerrenI Aber ich darf Ihnen sagen: 
Aufrichtigen Herzens wünsche ich Ihnen, daß es allen in diesen Tagen 
in Hannover gut gefallen möge. Ich hoffe, daß Sie durch Rundgang 
oder Rundfahrten durch unsere Stadt sich selbst von den Aufbaulei­
stungen überzeugen. 

Mein Wunsch ist abschließend, daß Hannover bei Ihnen in guter Erin­
nerung bleiben möge und daß es Ihnen so gut bei uns gefallen hat, 
daß Sie recht bald einmal wiederkommen. 

In diesem Sinne, meine verehrten Anwesenden, wünsche ich dem CDU-
Parteitag in Hannover einen guten Verlauf und Ihnen persönlich alles 
Gute für die Zukunft und einen recht angenehmen Aufenthalt in un­
serer schönen Stadt Hannover. 

(Lebhafter Beifall.) 

Präsident Dr. FRICKE: 

Wir danken Herrn Oberbürgermeister Holweg für sein Grußwort. Wi r 
dürfen Ihnen zunächst versichern, verehrter Herr Oberbürgermeister, 
Sie wollen dies zur Kenntnis nehmen, daß ganz bestimmt nicht dieser 
Bundesparteitag der CDU im Jahre 1964 wegen der im Herbst anste­
henden Kommunalwahlen nach Hannover verlegt wurde. Wi r haben 
von Ihnen auch nicht die Selbstentäußerung und Selbstlosigkeit erwar­
tet, uns zu wünschen, daß wir auch einmal in dieser Stadt das Heft in 
die Hand nehmen möchten; wir sind schon zufrieden, wenn die stärkste 
Fraktion der Landeshauptstadt demokratisch handelt und uns in naher 
Zukunft dann doch den Bürgermeister überläßt, 

(Lebhafter Beifall.) 

und wir wären dankbar gewesen, wenn Ihre Freunde und die SPD-
Fraktion des Landtags nun mindestens gut demokratisch die Briefwahl 
zugestanden hätten. 

(Lebhafter Beifall.) 

Im übrigen haben wir den kalten Ostwind gestern, als wir kamen, und 
heute früh noch härter gespürt. Er weht uns ins Gesicht; wir werden 
uns ihm stellen. Es mag und soll uns versöhnen, wenn Sie so nett hier 
zu uns sprachen, so offen und so freimütig; es soll uns versöhnen nach 
mancherlei recht bürokratischen Querelen, die es im Verlaufe der Vor­
bereitung dieser Bundestagung 

(Beifall.) 

in den untergeordneten Instanzen der Stadtverwaltung gab. Ich bin der 
festen Oberzeugung, Herr Oberbürgermeister, daß diese Hemmnisse 
dem Oberbürgermeister und auch dem Oberstadtdirektor, den ich ja 
recht gut kenne, nicht bekannt waren, und daß auch beide Herren sehr 
wohl wissen, wie ausschlaggebend und entscheidend die Politik der 
CDU, vor allem aber die soziale Marktwirtschaft auch für den Aufbau 
dieser Stadt 

(Lebhafter Beifall.) 
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und insbesondere der großen Hannover-Messe v/cr, die von 38 000 qm 
Fläche auf nunmehr 600 000 qm wuchs und die eigentlich „Erhard-
Messe" heißen müßte. 

(Lebhafter Beifall.) 

Herr Oberbürgermeister! Für Ihren Besuch und für Ihr Grußwort noch 
einmal unseren verbindlichsten Dank! 

(Lebhafter Beifall.) 

Nun, meine lieben Parteifreunde, darf ich unseren Ersten Bundesvor­
sitzenden, Herrn Dr. Adenauer, um sein Referat bitten. 

(Lebhafter Beifall.) 

- Verzeihung; gestern eingeplant und noch nicht hier im Programm 
stehend, darf ich sehr herzlich unseren Freund Franz Josef Strauß 
bitten, uns noch ein Grußwort zu sagen. 

(Lebhafte Bravo-Rufe und Beifall.) 

Dr. h. c. STRAUSS, MdB, Bundesvorsitzender der Christlich Sozialen 
Union: 

(Der Redner wir mit lebhaftem Beifall empfangen) 
Sehr verehrter Herr Dr. Adenauer! Sehr verehrter Herr Bundeskanzler! 
In den letzten Minuten habe ich mich gefühlt wie im Bundestag in den 
guten alten Zeiten. 

(Lebhafte Heiterkeit.) 

Ich bin als Ihr Gast noch Hannover gekommen; ich darf sagen, mit 
Bundesbahn und Taxi. Darum habe ich die Hinweisschilder nicht ge­
braucht. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Ich habe auch nicht die Absicht, beim Kommunalwahlkampf hier zu 
sprechen, nicht deshalb, weil ich glauben würde, daß ich die Verhält­
nisse hier ändern könnte, sondern weil ich der Meinung bin, wenn in 
Hannover alles beim alten bleibt, dann wollen wir es auch im Bund so 
lassen, daß die Opposition den Kandidaten stellt und wir den Kanzler. 

(Lebhafter Beifall.) 

Ich bitte um Nachsicht; ich bin seit Wochen erkältet. 

Ich möchte ein recht herzliches Wort des Grußes zu Ihnen, der CDU, 
sogen, ein Wort des Grußes und des Dankes für die Einladung, und ich 
möchte bekunden die Gesinnung, den Ausdruck der Verbundenheit 
einer Kampfgemeinschaft, die sich seit dem Jahre 1948 im Wirtschafts­
rat, als die erste große Entscheidung fiel, bewährt hat, die sich auch in 
Zukunft bewähren wird und die zusammenhalten wird, mag kommen, 
was auch immer. 

(Lebhafter Beifall.) 

Diesem Bundesparteitag kommt ohne Zweifel in der langen Reihe der 
Bundesparteitage eine besondere Bedeutung zu. Leitartikel oller Zei­
tungen, Kommentare, andere Bekundungen zeugen davon. Es sind 
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zwei Fragen, die uns alle bewegen, CDU und CSU, Fragen, die seit 
Jahren gestellt werden: nämlich einmal die spekulative Hoffnung, ob 
nach dem Ausscheiden des letzten Bundeskanzlers aus seinem Amt die 
zentrifugalen Kräfte in der Union, mit denen man rechnen zu dürfen 
glaubte, stärker sein würden als die zusammenhaltenden. Ich glaube, 
aus diesem Parteitag wird eines hervorgehen, nämlich der Schlußstrich 
unter der falschen Spekulation und der Impuls, die Kraft und die Über­
zeugung, daß die Union als die einzig neue politische Schöpfung nach 
dem zweiten Weltkrieg, die aus einem Trümmerhaufen einen modernen 
Staat gebaut hat, stärker ist in ihrem Zusammenhalt als alles, was an 
Meinungsverschiedenheiten oder an irgendwelchen Divergenzen über­
haupt existieren kann. 

(Anhaltender lebhafter Beifall.) 

Ich habe nicht das Recht und die Absicht, mich in Ihre Angelegen­
heiten einzumischen; aber wir sind ja eins, und darum darf ich ein 
besonderes Wort der Freude darüber sagen, daß - ich glaube keinen 
künftigen Ereignissen vorwegzugreifen - Sie Herrn Dr. Adenauer 
wieder zum Bundesvorsitzenden wählen wollen. Das ist ein Ausdruck 
der Kontinuität, der Stabilität und des Willens, die bisherige Politik 
unverändert im neuen Geist mit alten Grundsätzen und Zielen, neuem 
Schwung und neuer Kraft fortzusetzen. 

(Erneuter lebhafter Beifall.) 

Die Öffentlichkeit, ob sie gut oder weniger gut gesinnt ist, ob sie uns 
politisch nahesteht oder gegnerisch gegenübersteht, erwartet zwei 
Dinge: einmal die Bekundung, daß die Union über allen personellen 
Wechsel hinweg und über alle politischen Probleme hinweg sich als 
eine Einheit, sich als die stärkste politische Kraft in unserem Staate und 
zur Gestaltung der Zukunft bewähren wird. 

Diese Union, die im Jahre 1945 aus der Taufe gehoben wurde, diese 
Union, die überall in Deutschland gewissermaßen als reife Frucht einer 
bitteren, leidvollen Vergangenheit Oberall fast zur gleichen Zeit ent­
standen ist, diese Union wird auch in Zukunft Deutschlands Schicksal 
meistern. 

Ich weiß, Erfahrungen, Leistung und Erfolg allein rechtfertigen nicht für 
die Zukunft. Dazu gehören auch die Phantasie, die Initiative, die schöp­
ferische Kraft, die Probleme von morgen zu erkennen. Eines aber kön­
nen wir sagen: Wer im klaren Kampf gegen die dauernden Fehlpro­
pheten der einen oder der anderen Seite in der Vergangenheit den 
richtigen Weg gefunden hat, der hat auch die bessere Legitimation, 
den richtigen Weg für die Zukunft dem deutschen Volk versprechen zu 
dürfen. 

(Anhaltender starker Beifall.) 

Ein CDU-Parteitag ist ein Parteitag, auch in den Auseinandersetzungen 
mit den anderen politischen Kräften in demokratischem Geist, in Offen­
heit und Fairneß. Eines können wir als Union für uns in Anspruch neh-
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men: Was am liberalen Gedanken gut war und dauerhaft ist, ist von 
uns längst übernommen worden. Was weniger brauchbar ist, über­
lassen wir den anderen. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Wir können ein Zweites in Anspruch nehmen. Wi r können in Anspruch 
nehmen, dem Geist der Zeit, dem großen soziologischen Wandel Rech­
nung getragen zu hoben und aus dem deutschen Arbeiter, dem Prole­
tarier des 19. Jahrhunderts, den geachteten Bürger und den Wirt­
schaftspartner gemacht zu haben, 

(Bravo-Rufe und lebhafter Beifall.) 

und zwar - das darf hier wohl gesagt werden, und ich bitte dabei mei­
nen Herrn Vorredner, es nicht als persönlichen Angriff aufzufassen -
im Kampf gegen den Sozialismus, der die Politik bekämpft hat, die aus 
dem Proletarier einen modernen Bürger gemacht hat. 

(Erneuter lebhafter Beifall.) 

Das, meine sehr verehrten, Damen und Herren, liebe Parteifreunde, ist 
die Legitimation aus der Vergangenheit, ist die Grundlage für die Ge­
staltung der Zukunft, und eines glaube ich, sagen zu dürfen, daß wir in 
der CDU einen Teil dieser Politik mitgetragen, mitgestaltet haben und 
daß wir auch in Zukunft auf dem Boden unserer Grundsätze, im Licht 
unserer Ziele und unter Beibehaltung der Wesenselemente unserer Poli­
tik unter dem neuen Kanzler ebenfalls die alte Politik in die neue Zeit 
hineintragen wollen. 

(Anhaltender sehr starker Beifall.) 

Präsident Dr. FRICKE: 
Ich spreche Ihnen, lieber Herr Strauß, den sehr herzlichen Dank für Ihr 
Grußwort aus. Unsere ausländischen Gäste bitte ich, Grußworte, die 
vorgesehen sind, am Nachmittag zu sprechen oder auch auf morgen zu 
verschieben. Wi r werden uns darüber noch unterhalten. 
Nun bitte ich den Bundesvorsitzenden, Herrn Dr. Adenauer, das Wort 
zu nehmen. 

Bundesvorsitzerider Dr. ADENAUER: 

(von lebhaftem Beifall begrüßt.) 

Meine lieben ParteifreundeI Unser Herr Vorsitzender hat unseres ersten 
Parteitages in Goslar gedacht. Ich glaube, daß alle, die damals an­
wesend waren, sich der Freundlichkeit und Herzlichkeit erinnern wer­
den, mit der der damalige Vorsitzende des Bundesparteitags, Herr 
Oberkirchenrat Cillien, uns willkommen geheißen hat. Die Erinnerung 
an ihn, gerade aus diesen ersten Jahren unserer Arbeit, wird uns immer 
begleiten. 

Nun, meine Damen und Herren, im Anschluß an das, was Herr Kollege 
Strauß soeben erklärt hat, möchte auch ich eine Erklärung abgeben. 
Am 15. Oktober des vergangenen Jahres bin ich vom Bundeskanzler­
amt zurückgetreten. Am 16. Oktober, dem Tag darauf, Ist Herr Erhard 
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zum Bundeskanzler gewählt und an demselben Tage vereidigt worden. 
Mit allem Nachdruck darf ich Ihnen für die gesamte CDU und auch für 
die CSU nach der Erklärung des Herrn Kollegen Strauß sagen: Wir 
stehen geschlossen hinter Bundeskanzler Erhard. 

(Anhaltender stürmischer Beifall.) 

Das auf dem ersten Parteitag nach dem Kanzlerwechsel zu erklären, ist 
mir eine besonders angenehme Pflicht, 

(Erneuter Beifall.) 

und diejenigen Leute, die sich etwas anderes gedacht und erhofft ha­
ben, nun, haben eben falsch gedacht und haben vergebens gehofft. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Ich möchte Ihnen dann, meine Freunde, aufgrund der Erfahrungen, die 
ich als Vorsitzender der CDU in den vergangenen Jahren und auch 
während der Zeit, da ich Bundeskanzler war, auf dem Gebiet der In­
nenpolitik und ebenso auf dem Gebiet der Außenpolitik gemacht habe, 
etwas sagen. An die Spitze lassen Sie mich folgenden Satz stellen. Ich 
glaube, wir - das ist eben auch schon zum Ausdruck gekommen - von 
der Christlich Demokratischen Union und der Christlich Sozialen Union 
dürfen mit großer Befriedigung zurücksehen auf die Zeit, die hinter 
uns liegt. Ja, ich gehe weiter: Wi r können mit Stolz auf diese Zeit 
zurücksehen. Niemand hätte nach dem Zusammenbruch Deutschlands 
im Jahre 1945 geglaubt, daß das deutsche Volk diese schreckliche 
Katastrophe so schnell und in solcher Weise überwinden würde. 

Sie alle wissen, wer Professor Röpke in Genf ist. Lassen Sie mich Ihnen 
vorlesen, was er im Jahre 1951 hierüber und Ober das deutsche Volk 
gesagt hat: 

„Es ist nur gerecht, einen Umstand hervorzuheben, der dem deutschen 
Volk und der deutschen Regierung nur zur Ehre gereicht, aber, von ein­
zelnen Stimmen abgesehen, noch immer nicht die verdiente Anerken­
nung findet. 

Es ist der Umstand, daß ein verelendetes, in seiner nationalen Existenz 
fast ausgelöschtes, demoralisiertes, proletarisiertes und der Orientie­
rung beraubtes Volk wie das deutsche nach 1945 am allerwenigsten 
eine Politik des Maßes und der Mitte hätte erwarten lassen. Es wäre 
nicht unbegreiflich gewesen, wenn ein Volk in dieser Lage zu verzwei­
felten und unüberlegten Radikalmaßnahmen der Wirtschafts- und So­
zialpolitik seine Zuflucht genommen hätte. Um so bemerkenswerter ist, 
daß es gerade die deutsche Bundesregierung gewesen ist, die, ge­
stützt auf ein demokratisches Mandat und auf eine breite Zustimmung 
des deutschen Volkes, den Weg der Freiheit, der Geduld und des steti­
gen Voranschreitens auf gesicherter Bahn gewählt und damit der gan­
zen Welt ein leuchtendes Beispiel gegeben hat." 

(Beifall.) 
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Meine Freunde! Gerade jetzt, wo leider die deutschen und ausländi­
schen Zeitungen gefOllt sein müssen mit allen möglichen Erinnerungen 
auf Grund der bekannten Prozesse über die Vergangenheit des Natio­
nalsozialismus, lag mir am Herzen, diese Erklärung eines Mannes wie 
Röpke über das deutsche Volk hier auf diesem Parteitag zu verlesen. 

(Beifall.) 

Wir sehen daraus - ich bitte auch die Umwelt, das zu erkennen - , 
welch gute Eigenschaften im deutschen Volk auch wurzeln. Aber nach 
dem Nationalsozialismus, nach dem Kriege, noch der furchtbaren Zer­
störung Deutschlands mußten diese guten Eigenschaften des deutschen 
Volkes wieder geweckt werden, mußten ihm klare und Obersichtliche 
Wege gezeigt werden, die aus dem Abgrund, in den es gestürzt war, 
wieder emporführten. Das haben die Bundesregierungen getan, die aus 
den Wahlen 1949, 1953, 1957,1961 siegreich hervorgingen und in denen 
die CDU/CSU maßgeblich beteiligt war. 

Die SPD behauptet, wir ruhten auf unseren welken Lorbeeren aus, sie, 
die SPD, sei die „starke, die stabilste, solideste, die wunderbare" Par­
tei, die den Weg in die Zukunft weise. 

Ich meine, meine Damen und Herren, wenn eine Partei wie die SPD 
14 Jahre lang eine falsche Politik getrieben hat, eine Politik, die 
Deutschland niemals aus dem Chaos herausgeführt hätte, dann sollte 
man nicht solche prahlerischen Reden führen. 

(Beifall.) 

Meine Freunde! Wer 14 Jahre lang nicht den richtigen Weg erkannt 
hat, der hat offenbar nicht die Eigenschaften, die zur Führung einer 
guten Politik nötig sind. 

(Lebhafter Beifall.) 

Wir aber - ich wiederhole das noch einmal - , die CDU und die CSU, 
werden nicht auf welken Lorbeeren ausruhen. Übrigens der Lorbeer ist 
gar nicht welk, er ist sehr frisch und sehr lebendig. Ich bin überzeugt, 
daß das deutsche Volk uns das im Jahre 1965 auch sogen wird. 

(Starker Beifall.) 

Wir werden mit derselben Weitsicht, mit derselben Kraft, die wir bisher 
bewiesen haben', dem Wohle des deutschen Volkes weiter dienen. Wir 
werden die Aufgaben, die wir begonnen haben, weiter und zu Ende 
führen. Die neuen Aufgaben, die sich stellen, vyerden wir mit Weitsicht 
und Energie in Angriff nehmen. Diese Aufgaben sind so umfassend, 
daß ihre ausgiebige Erörterung den zeitlichen Rahmen, der einem Par­
teitage notwendigerweise gesetzt ist, sprengen würde. Darum werden 
wir diese neuen Aufgaben in besonderen Tagungen erörtern, zum Bei­
spiel die Verkehrsfragen, Fragen, die für das gesamte deutsche Volk 
infolge der umwälzenden Fortschritte der Technik von entscheidender 
Bedeutung für unser ganzes Leben sind. Wir werden versuchen, die ge­
sundheitlichen Schäden, die mit der Entwicklung der Technik verbunden 
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sind, auf ein Mindestmaß zurückzuführen. Die. Fragen der geistigen 
Entwicklung, der Schulen und der Fortbildung, die Fragen der Nutzung 
der Kernspaltung für friedliche Zwecke, alle diese Fragen stehen vor 
uns, und wir werden uns mit diesen in sehr ernsthafter Weise ausein­
andersetzen. Bei diesem Parteitag müssen wir uns auf die Bearbeitung 
der im Programm unserer Arbeitskreise enthaltenen Fragen beschrän­
ken, die in den Arbeitskreisen erörtert werden und die wahrhaftig zahl­
reich und wichtig genug sind. 

Aber eines möchte ich doch sehr nachdrücklich betonen, und ich freue 
mich sehr, daß ich das in Gegenwart des Herrn Rehwinkel sagen kann: 
Die Landwirtschaft Ist für die Bundesrepublik nicht nur ein wirtschaft­
liches Problem,'sie ist für uns ein soziologisches Problem allerersten 
Ranges. 

(Beifall.) 

Wir werden zu den sie betreffenden Fragen so Stellung nehmen, daß 
die deutsche Landwirtschaft in Sicherheit und Ruhe weiteren Entwick­
lungen entgegensehen kann. Das gleiche gilt auch - das möchte ich 
nachdrücklich betonen - von unserer mittelständischen Wirtschaft. 

Ich brauche mein Interesse und unser Verständnis für die Vertriebenen, 
Flüchtlinge und Ausgebombten nicht im einzelnen auseinanderzusetzen, 
geschweige es erst zu entdecken. Vor 10 bis 12 Jahren standen wir von 
der CDU noch fast allein in unserem Bemühen, den Entwurzelten nicht 
nur soziale Hilfen zu geben, sondern auch die Wiederherstellung ihres 
heimatlichen Status' möglich zu machen. Wi r hatten in den letzten Wo­
chen, ja Monaten im Bundestag viele Mühe und Sorge mit der Verab­
schiedung von mehreren Sozialgesetzen. Wir haben das Gesetz über 
das Kindergeld verabschiedet und sind damit einer inneren Verpflich­
tung nachgekommen, die wir wegen unserer Einstellung zur Familie 
haben. 

(Beifall.) 

Wi r schulden unserem Freunde Blank Dank und Anerkennung dafür, 
daß er an den Grundgedanken dieses Gesetzes so tapfer und zäh fest­
gehalten hat. 

(Lebhafter Beifall.) 

Wi r hatten vor der Verabschiedung harte Auseinandersetzungen mit 
der sozialdemokratischen Fraktion, aber auch mit unserer Koalitions­
partei, der FDP. 

(Zurufe: Sehr richtig.) 

Schließlich war - wenn man so still dabei sitzt, dann ist das ganz inter­
essant - das Wunderbare da: Zuerst widersprachen sie alle, und 
schließlich waren sie alle einig. 

Wi r möchten auch noch weitere soziale Gesetze verabschieden: Das 
Gesetz zur Neuregelung des Rechts der gesetzlichen Krankenversiche-
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rung (Krankenversicherungsneuregelungsgesetz) und das Gesetz über 
die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfalle (Lohnfortzah­
lungsgesetz). Wir legen sehr großen Wert darauf, daß die Koalition 
CDU/CSU und FDP diese Gesetze verabschiedet. 

Wenn zwei Parteien sich zu einer Regierungskoalition verbunden ha­
ben, müssen beide aufeinander Rücksicht nehmen. Bei Meinungsver­
schiedenheiten muß ober jede der Koalitionsparteien auch die Bedeu­
tung berücksichtigen, die die andere Koalitionspartei aus prinzipiellen 
Gründen einem Gesetz beilegen muß. 

(Beifall.) 

Wenn das innerhalb einer Koalition nicht geschieht, wird die notwen­
dige Zusammenarbeit außerordentlich schwierig. Ich hoffe sehr, daß 
sich der Koalitionsgedanke auch bei der Verabschiedung dieser beiden 
Gesetze durchsetzt. 

Meine Freunde, man soll nicht immer klagen, man soll sich auch einmal 
über etwas freuen. Ich bin gestern und heute durch Hannover gegan­
gen und gefahren und habe mir angesehen, was hier auf dem Gebiete 
des Wohnungsbaus - dank der von uns im Bundestag befolgten Poli­
tik - alles geschaffen worden ist. 

(Lebhafter Beifall.) 

Es ist eben von dem Herrn Vorsitzenden davon gesprochen worden, 
daß die Hannoversche Messe eigentlich „Erhard-Messe" genannt wer­
den müsse; ein guter Gedanke! 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall.) 

Vielleicht zeigt sich die Großherzigkeit der Stadtverwaltung von Han­
nover darin, daß sie diesen Gedanken aufgreift. 

(Große Heiterkeit und Beifall.) 

Die Bedeutung, die die Stetigkeit der Regierungspolitik und der Regie­
rungsarbeit hat, hat sich - abgesehen von dem außenpolitischen Ge­
biet - wohl nirgends so deutlich und für jedermann erkennbar gezeigt 
wie auf dem-Gebiet des Wohnungsbaus. Trotz der schrecklichen Zer­
störungen, die der Krieg gebracht hat, trotz der 13 Millionen Ver­
triebenen und Flüchtlinge steht heute mehr Wohnraum für tausend Ein­
wohner zur Verfügung als vor dem Kriege. 

(Beifall.) 

Niemand - ich wiederhole und unterstreiche dieses Wort: niemand! 
hätte eine solche Leistung überhaupt für möglich gehalten. Wir danken 
diesen außerordentlichen Erfolg oll denen, die im Wohnungsbau ge­
arbeitet haben. Insbesondere gilt heute unser Dank dem Herrn Bundes­
minister Lücke, 

[Lebhafter Beifall.) 

der es verstanden hat, den Übergang der Wohnungszwangswirtschaft 
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in die freie Wohnungswirtschaft ohne nennenswerte Reibungen herbei­
zuführen. 

(Beifall.) 

Der Wohnungsbau - eine alte Erfahrung aus meiner Oberbürgermei­
sterzeit - ist die Grundlage einer jeden Familienpolitik. Ohne Woh­
nung gibt es keine Familie. Wenn man, wie das richtig ist, den Woh­
nungsbau als einen notwendigen Bestandteil der Familienpolitik be­
trachtet, können wir mit großer Befriedigung auf die Erfolge unserer 
Familienpolitik hinweisen. 

(Beifall.) 

Wi r sind wegen der Steigerung der Baupreise getadelt und aufgefor­
dert worden, Bremsen gegen die Steigerungen einzubauen. Kein 
Mensch wird aber behaupten wollen, daß man beim Wohnungsbau 
Bremsen hätte einbauen sollen. Ich glaube auch nicht, daß begründete 
Bedenken gegen bauliche Investitionen in der Wirtschaft eingewendet 
werden können. Schließlich: bei der Steigerung der von der öffent­
lichen Hand zu erledigenden Verwaltungsgeschäfte mußte auch hier 
Raum für neue Verwaltungszweige geschaffen werden. Ich gebe ohne 
weiteres zu: vielleicht hätte an der einen oder anderen Stelle an 
öffentlichen Bauten gespart werden können. Aber keinesfalls kann man 
die Bundesregierung und insbesondere den Bundestag tadeln, weil sie 
unnötigerweise oder zu üppig gebaut hätten. Ich wünschte, Sie alle 
könnten einmal einen Gang durch manche Bundesministerien machen, 
um zu sehen, wie kümmerlich viele Stellen dort untergebracht sind. 

Und der Bundestag - ich muß das hier mal der großen deutschen 
Öffentlichkeit in aller Offenheit sagen - muß unter derart gedrängten 
und engen Verhältnissen arbeiten, daß kaum eine gute Arbeit möglich 
ist. 

(Zustimmung.) 

In der Zurückhaltung im Verbrauch öffentlicher Mittel hat sich meines 
Erachtens der Bundestag sogar eine zu große Beschränkung auferlegt. 
Die Frage der Arbeitsräume für die Bundestagsabgeordneten muß ge­
löst werden. Je eher und je besser sie gelöst wird, desto besser ist es 
für die Arbeit des Bundestages, die uns allen zugute kommt. Der Bun­
destagspräsident gibt sich die größte Mühe, diese Forderung durchzu­
setzen. Wenn ich ihn heute von diesem Platze aus in diesem Bestreben 
unterstütze, dann geschieht das aus der Erkenntnis heraus, daß der 
Bundestag von dem gesamten deutschen Volk wenigstens auf diese 
Weise in seiner Arbeit unterstützt werden muß. 

Nicht ohne Grund klagen wir manchmal über Maßlosigkeit und Ver­
schwendung. Aber übersehen Sie, meine Damen und Herren, nicht, daß 
der Sparsinn des deutschen Volkes doch noch stark und lebendig ist. 
Lassen Sie mich zum Beweis dessen nur folgende Zahlen nennen: Die 
Summe der Spareinlagen von privaten Haushalten und Unternehmen 
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bei Sparkassen und Banken betrug im Jahre 1949 3 Milliarden DM, 
und Ende des Jahres 1963 betrug sie 74,9 Milliarden DM. Sicher, die 
D-Mark von heute ist nicht mehr die D-Mark von damals. Aber eine 
Steigerung um so viel Milliarden übertrifft bei weitem das Absinken 
des Kaufpreises der D-Mark und ist ein glänzender Beweis dafür, daß 
der Sparsinn des deutschen Volkes ungebrochen ist. 

Auch in anderer Hinsicht, glaube ich, müssen wir unsere Ansicht über 
das deutsche Volk etwas revidieren. 

Die Klagen, daß das deutsche Volk immer mehr haben wolle an Gü­
tern und Genüssen, sind gang und gäbe. Jeder von uns ist sich auch 
klar darüber, meine Damen und Herren, aber ich muß doch gestehen, 
um so überraschter und erfreuter war ich über das Ergebnis einer Um­
frage, das letzt bekannt geworden ist. Die Frage hat folgenden Wort­
laut: Wenn Ihre wirtschaftliche Lage in den nächsten fünf oder zehn 
Jahren genauso bleiben würde wie heute oder wie sie jetzt ist, wären 
Sie dann zufrieden oder nicht? Nun, meine Damen und Herren, im 
Jahre 1957 war dieselbe Frage gestellt, und mit der Antwort „zu­
frieden* haben damals 48 "/o der Befragten geantwortet. Im Jahre 1958 
waren es 61 "/o. Im Jahre 1961 = 60 "/o und im Jahre 1963, meine 
Freunde, waren es 70%l Ich sage ihnen ganz offen: ich war sehr über­
rascht und sehr erfreut. Ich hätte es niemals für möglich gehalten, 
meine Damen und Herren, daß ein so hoher Prozentsatz der deutschen 
Bevölkerung so gute und richtige Antworten gegeben hätte, 

(Bewegung im Sitzungssaal.) 

und daher, meine Damen und Herren, finde ich, daß eine solche Beant­
wortung ein ausgezeichnetes Zeichen ist, einmal für das deutsche Volk 
selbst und ferner auch für alle diejenigen, die für das deutsche Volk 
arbeiten. 

Meine Damen und Herren I Die Bundestagswahl des Jahres 1965 rückt 
näher, und sie beeinflußt in Reden, in schriftlichen Darlegungen insbe­
sondere schon jetzt die sozialdemokratischen Parteimitglieder. Ver­
ständlich und erklärlich. Wer all die Jahre gehofft und vergeblich 
gehofft hat und all die Jahre hungrig war nach der Macht, der hält 
das nachher vor Hunger nicht mehr aus. 

(Lebhafter Beifall. - Große Heiterkeit.) 

Und daher: Hungergefühl, meine Damen und Herren, äußert sich viel 
lebhafter wie das Gefühl der Sättigung, und das ist ein sehr ernstes 
Wort an unsere Parteifreunde. 

(Lebhafter Beifall.) 

Keine Sättigung! Aber lassen Sie mich wieder beschäftigen mit der 
Sozialdemokratischen Partei, die nun einmal die Oppositionspartei ist. 
Besonders aufschlußreich für ihre Gemütsverfassung ist eine lange, 
sehr lange Rede, die der Stellvertretende Vorsitzende der Sozialdemo­
kratischen Partei, Herr Wehner, auf einem Kongreß der SPD in Sindel-
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fingen am 8. März dieses Jahres gehalten hat. Die Rede ist ungewöhn­
lich lang und auch wenig konzentriert. Herr Wehner hat schon besser 
gesprochen I 

(Heiterkeit.) 

Aber nichtsdestoweniger, in einer Reihe von Stellen ist sie doch sehr 
bemerkenswert, wenn Herr Wehner zum Beispiel sagt: „Wi r haben die 
Grundsätze, die für uns unveräußerlich sind, so klar wie keine andere 
demokratische Partei in Deutschland und so oft wie keine andere 
demokratische Partei in Deutschland vor aller Augen dargestellt." 
Ja, meine lieben Freunde, was soll man dazu sagen? Das ist starker 
Tabak, 

(Heiterkeit.) 

einem zuzumuten, dazu zu schweigen. Man kann auch nicht einmal 
sagen, das ist eine Übertreibung. Man muß sagen, meine Damen und 
Herren, das ist frei erfunden I 

(Beifall. - Heiterkeit.) 

Und nun hören Sie einen weiteren Satz aus dieser Rede: „Die Sozial­
demokratische Partei Deutschlands setzt sich leidenschaftlich und nach­
drücklich ein für die Solidarität des Westens im Bemühen um einen 
echten Frieden zwischen West und Ost. Das ist eine Alternative", - was 
der Satz soll, habe ich nicht recht verstanden, meine Damen und 
Herren, „die Koalition bietet ein Bild der Unsicherheit, der Fragwürdig­
keit, der Zerrissenheit und der Intrige bei der Behandlung dieser 
Fragen." 

Nun, meine Damen und Herren, ich würde mich sehr gefreut hoben, 
wenn Herr Wehner gerade in einem solchen Fragenkomplex nicht 
etwas Derartiges gesagt hätte. 

Und, meine Damen und Herren, darf ich einmal daran erinnern, daß 
die SPD noch im Jahre 1959/60 einen Deutschland-Plan vorgelegt hat, 
der verderblich gewesen wäre. Dos ist noch nicht vergessen! 

Wunderbar ist auch der folgende Satz aus der Rede: . . . „be i uns" -
so fährt Herr Wehner fort - „hat sich in der Gesinnung nichts ge­
ändert, 

(Heiterkeit.) 

weil wir den Blick für die Wirklichkeit unseres Volkes nicht nur nicht 
verloren, sondern uns auch nicht hoben trüben lassen." Hat eigentlich 
Herr Wehner jemals etwas vom Godesberger Programm seiner Partei 
gehört, meine Damen und Herren? 

(Heiterkeit.) 

Haben nicht seine Freunde auf den Wechsel in der Gesinnung in der 
SPD überall und an allen Orten nachdrücklich hingewiesen? Wenn man 
solche Reden liest und sich dann daran erinnert, daß Herr Wehner auf 
dem Godesberger Parteitag, der der Verabschiedung des Godesberger 
Programms nach kurzer Zeit folgte, gesogt hat - ich zitiere wörtlich, 
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meine Damen und Herren: „Ich würde mich gegen ein Programm wen­
den, das es den Sozialdemokraten erschwert oder gar verbietet, das 
zu tun, was sie . . . zu tun für notwendig halten, wenn sie die Macht 
haben." 

(Hört-Hört-Rufe.) 

Und er fährt dann fort : „Unser Programm enthält keinen solchen 
Riegel." 

Meine lieben Freunde! W i r Deutschen sind leichtgläubig, und wir ver­
gessen schnell, viel zu schnell. Und darauf spekuliert Herr Wehner. 
Wir wollen ihm aber diese Spekulation nicht leichter machen. Wi r 
wollen nicht vergessen, nicht etwa das Godesberger Programm, das 
meine ich gar nicht, sondern daß Herr Wehner einige Monate nach der 
Verabschiedung dieses Programms erklärt hat, daß dieses Programm 
den Sozialdemokraten nicht erschwere oder gar verbiete, das zu tun, 
was sie für notwendig halten, wenn sie die Macht haben. Da liegt der 
Hase im Pfeffer! 

(Beifall. - Heiterkeit.) 

Kann man überhaupt ein Programm, das mit so viel Geräusch verkün­
det worden ist, wie das Godesberger Programm der SPD, mehr seiner 
Überzeugungskraft berauben, als es Herr Wehner hier getan hat? In 
der Sindelfinger Rede des Herrn Wehner findet sich über die CDU 
folgender Satz - ich bitte Herrn Kollegen Strauß um Entschuldigung, 
daß ich diesen Satz so vorlese - , Herr Wehner sagt: „Diese ehrenwerte 
Partei" — das sind wir, meine Damen und Herren — 

(Heiterkeit.) 

Ja, meine Damen und Herren, ich möchte auch einmal einen Ausflug in 
das Gebiet der Zoologie tun. 

(Heiterkeit.) 

Ich möchte der SPD oder Herrn Wehner vorschlagen, sich nach einem 
Wappentier umzusehen. Ich möchte ihm raten, als Wappentier den Erd­
löwen zu nehmen. Sie werden erstaunt fragen: was ist ein Erdlöwe? 

(Lebhafte Heiterkeit.) 

Nun, meine Damen und Herren, das ist die Übersetzung des Wortes 
„Chamäleon". 

(Lebhafte Heiterkeit. - Starker Beifall.) 

Aber es klingt besser. 

Meine Freunde, es klingt besser! Es ist zwar nicht unser guter, alter 
Löwe, der in manchen Wappen vorkommt, gemeint, sondern der Erd­
löwe. 

(Heiterkeit.) 

• Aber, meine Damen und Herrn, es klingt gut. 

26 



Man muß dann auch folgendes bedenken: daß dieser Erdlöwe ein 
wunderbares Tier ist: bald ist er rot, feurig rot, manchmal auch kardi-
nalpurpuf. 

(Starker anhaltender Beifall.) 

Mal ist er grün, mal ist er blau. Kurz und gut: alle Farben stehen ihm 
zur Verfügung. Und was das Großartige dabei ist - beim Erdlöwen: 

(Heiterkeit.) 

Das Tier kann den Farbwechsel ununterbrochen fortsetzen, 
(Starke Heiterkeit.) 

und zwar sehr schnell, weil es gar keine Anstrengungen kostet. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Wäre das nicht, meine Freunde, ein ganz ausgezeichnetes Wappentier 
für eine Partei, die heute das anbietet, was sie gestern verbrannt hat, 
und die morgen das verbrennt, was sie heute angebetet hat? 

• (Starker Beifall.) 

Meine Freunde! Stetigkeit in der Politik ist das große Geheimnis des 
Erfolges der Bundesrepublik, Denken Sie bitte daran, welches Ver­
trauen wir beim Zusammenbruch Deutschlands in der Welt genossen! 
Denken Sie bitte daran, wie verhaßt wir waren und wie kein Mensch 
in der Welt uns traute. Vertrauen, meine Freunde, ist eine kostbare 
Gabe; aber sie fällt keinem in den Schoß; sie muß erworben werden, 
geduldig erworben werden! Daher frage ich: Wohin wäre das deut­
sche Volk gekommen in der Zeit nach 1945, wenn die Sozialdemokratie 
damals die Führung nach dem Zusammenbruch übernommen hätte? 
Meine Damen und Herrn! Damit komme ich zu dem Gebiete der 
Außenpolitik, für die das in fast noch stärkerem Maße gilt als für alle 
anderen Sparten der Politik. 

Ich möchte jetzt etwas über den deutsch-französischen Vertrag spre­
chen: Er ist am 2. Juli des vergangenen Jahres in Kraft getreten, und, 
meine Freunde, er ist nach meiner festen Überzeugung eines der wich­
tigsten Ereignisse der ganzen Nachkriegsepoche. 

(Starker Beifall.) 

Er schloß eine mehrere Jahrhundert alte Periode von Spannungen zwi­
schen Frankreich und Deutschland ab, eine Periode, die mehr als ein­
mal zu schrecklichen Kriegen in Europa geführt hat. In Zukunft ist ein 
Krieg zwischen Deutschland und Franl<reich nicht mehr möglich. 

(Starker Beifall.) 

Rußland, meine Damen und Herrn, zunächst das zaristische Rußland, 
später das sowjetische Rußland, hatte sich diese Spannungen zwischen 
Frankreich und Deutschland zunutze gemacht und mit Frankreich eine 
Militärkonvention gegen Deutschland geschlossen. Diese Militärkon­
vention ist in der Folge immer weiter ausgedehnt worden und stellte 
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schließlich eine Umklammerung Deutschlands dar: im Osten von Ruß­
land, im Westen von Frankreich, eine Umklammerung, die eine der 
wesentlichsten Ursachen für den Ausbruch des ersten Weltkrieges ge­
wesen ist. 

Ich wiederhole nochmals: Solchen Entwicklungen baut der deutsch-fran­
zösische Vertrag ein für allemal vor. Aber darüber hinaus ist die 
deutsch-fronzösische Verständigung die Voraussetzung und die Grund­
lage für jede Einigung Europas. 

(Starker Beifall.) 

Ein Fortbestehen, auch nur ein latentes Weiterbestehen dieser Span­
nungen würde jeden Versuch, Zusammenschlüsse in Europa herbeizu­
führen, unmöglich gemacht haben. Und endlich: Der Zusammenschluß 
Deutschland-Frankreich ist der allein in Westeuropa mögliche Damm 
gegen eine weitere Ausdehnung der sowjetrussischen Einflußsphäre in 
Westeuropa. 

Wie nach dem Abschluß dieses deutsch-französischen Vertrages in 
amerikanischen Kreisen der Gedanke aufkommen konnte, er sei gegen 
die Vereinigten Staaten gerichtet, die Bundesrepublik müsse zwischen 
den Vereinigten Staaten und Frankreich wählen, ist völlig unverständ­
lich, übrigens habe ich - ich meine, ich habe der Öffentlichkeit davon 
noch keine Mitteilung gemacht — seinerzeit vor Beginn der Verhand­
lungen mit Frankreich mit dem amerikanischen Staatssekretär Rusk 
über unsere Absicht, ein besonders enges Verhältnis zu Frankreich zu 
entwickeln, gesprochen. Staatssekretär Rusk hat in diesem Gespräch 
unsere Absichten absolut begrüßt. 

Meine Freundel In der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung* vom 
12. März 1964 steht ein längerer Artikel mit der Überschrift „Moskau 
umwirbt de Gaulle". Darin heißt es unter anderem: 

„Aus dem Umstand, daß in jüngster Zeit gewisse Differenzen 
innerhalb der Bonner Führung die Franzosen enttäuschten, ge­
langte man hier" 

- das heißt in Paris -
„zu der Folgerung", 

- in Moskau -
„daß sich der sowjetischen Politik in Paris interessante neue 
Chancen anbieten* würden. 

In der „Deutschen Zeitung* vom 13. März 1964 befindet sich ein Artikel, 
der auf die Möglichkeiten hinweist, daß Sowjetrußland Ober Paris ver­
suchen könnte, die deutschen Interessen zu schädigen. Ich glaube nicht 
an solche Möglichkeiten für Moskau. Ich glaube ober, meine Freunde, 
man sollte auf unserer Seite nicht übersehen, daß gewiß von früher her 
Kreise in Frankreich sowjetrussische Neigungen haben. Ebensowenig 
sollte man deutscherseits übersehen, daß die kommunistische Partei in 
Frankreich stark und gut organisiert ist. 

Es hat unlängst eine Besprechung zwischen Vertretern der UNR und 
Mitgliedern der CDU und CSU in Bonn stattgefunden. Ich habe dieser 
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Besprechung beigewohnt. Es war - meine Damen und Herren, ich 
scheue mich nicht, darüber sehr offen zu sprechen - nicht zu verkennen, 
deutlich zu spüren, daß man auf französischer Seite mit der Behand­
lung von französischen Angelegenheiten in der Bundesrepublik manch­
mal wenig zufrieden ist. Wenn ich die schon von mir zitierte Rede 
Wehners in Sindelfingen lese, so finde ich auch dort wieder eine Kritik 
gegenüber Frankreich, die Herr Wehner am besten schon aus außen­
politischen Gründen unterlassen hätte. 

(Zurufe: Sehr wahrl) 

Bedenken wir doch, meine Damen und Herren, es hat des ganzen Ein­
flusses einer Persönlichkeit wie der des Staatspräsidenten de Gaulle 
bedurft, um in Frankreich eine solche allgemeine Zustimmung der 
öffentlichen Meinung zum deutsch-französischen Vertrag herbeizufüh­
ren. Dieser Vertrag muß gepflegt und entwickelt werden; er wird dann 
reiche Frucht bringen: für unsere beiden Länder, für Europa und für 
den Frieden in der Welt. 

(Starker Beifall.) 

Meine Freundet Die außenpolitische Situation in der Welt und insbe­
sondere unsere außenpolitische Situation scheint mir nicht so günstig 
zu sein, wie sie von manchen betrachtet wird. Ich finde sie ernst, und 
ich finde, daß hier äußerste Wachsamkeit und gute Einfälle erforder­
lich sind. Ich brauche nur die Nomen Kuba, Zypern und Südvietnam zu 
nennen; aber ich wil l diese einzelnen Brandherde gar nicht hier bei 
der Kürze der Zeit weiter erwähnen. Ausführlicher jedoch möchte ich 
über zwei Fragen sprechen: Ober Sowjetrußland und über die Ent­
wicklung der NATO. 

Für die Absichten Sowjetrußlands uns gegenüber ist das, was Chru­
schtschow dem früheren französischen Ministerpräsidenten Guy Mollet 
im Oktober des vergangenen Jahres bei dessen Besuch in Moskau 
gesagt hat, viel wichtiger und viel aufschlußreicher als der grobe An­
griff in TASS vom 7. März dieses Jahres. 

Herr Mollet und Freunde von ihm haben mit Herrn Chruschtschow in 
Moskau im Oktober vergangenen Jahres mehrere lange Unterredun-' 
gen gehabt, über die Herr Mollet am 9. Januar dieses Jahres in der 
Gesellschaft für Auswärtige Politik in Bad Godesberg berichtet hat. 
Mollet und seine Freunde haben nach diesem Bericht insgesamt zwölf 
Stunden mit Chruschtschow gesprochen. Von diesen zwölf Stunden 
wurden drei Stunden zur Besprechung der deutschen Fragen gebraucht. 
Mollet berichtete darüber, Chruschtschow habe mit großer Schärfe und 
Entschiedenheit erklärt, in der Frage Berlin und der Sowjetzone sei 
nichts weiter zu verhandeln. Er, Chruschtschow, denke sich die Ent­
wicklung im übrigen folgendermaßen: Im Laufe der Zeit - so hat er 
laut Mollet ausgeführt - würden immer mehr Deutsche in der Bundes­
republik zu der Erkenntnis kommen, daß der Sozialismus - damit 
meinte Chruschtschow den Kommunismus - die stärkste Macht auf der 
Erde sei. Zudem hätten die Deutschen ein Empfinden dafür, wo viel 
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Geld zu verdienen sei, und beim Aufbau Sowjetrußlands sei viel Geld 
zu verdienen. Er, Chruschtschow, nehme also an, daß im Verlauf der 
Entwicklung die Deutschen in den russischen Einflußbereich einlenken 
würden. 

Als Chruschtschow den Eindruck sah, den diese Ausführungen auf seine 
französischen Zuhörer machten, hat er - nach dem Bericht von Mol let -
gesagt: „Wenn Ihnen" - also den Franzosen - «diese Entwicklung 
unangenehm ist, dann müssen Sie zu Ihrer früheren Politik, zu einem 
russisch-französischen Bündnis gegen Deutschland, zurückkehren!" 

Diese Erklärungen Chruschtschows, meine Damen und Herren, haben 
mich nicht überrascht. Es ist seit langer Zeit meine Ansicht gewesen, 
daß Chruschtschow dieses Ziel konsequent verfolgt in der Hoffnung, 
auf diese Weise ganz Westeuropa - nämlich Deutschland, Italien und 
Frankreich - in den sowjetischen Sog zu bringen. 

Vom russischen Standpunkt aus betrachtet, meine Damen und Herren, 
ist diese Politik eine sehr gute Politik: Sowjetrußland mit der Bundes­
republik im Gefolge und - wenn möglich - noch mit Frankreich und 
Italien würde eine militärische und eine wirtschaftliche Macht dar­
stellen, die den Vereinigten Staaten bei weitem Oberlegen wäre, und 
Sowjetrußland, meine Freunde, würde bei einem solchen Machtzuwachs 
auch alle Aussicht haben, auf die Dauer dem Druck Rotchinas Wider­
stand leisten zu können. 

über diesen Bericht Mollets ist in der „Bonner Rundschau" vom 11. Ja­
nuar 1964 ausführlich berichtet. Ich habe nicht gelesen, daß ähnliche 
Berichte in anderen deutschen Zeitungen erschienen sind. Der letzte 
Angriff von TASS hat den durchsichtigen Zweck, das Ansehen der 
Bundesrepublik in den anderen Ländern zu schädigen. Ich glaube, 
meine Damen und Herren, daß Sowjetrußland immer mehr an die Ver­
wirklichung seiner Träume von dem Zerbrechen der westlichen Front 
glaubt. Die Uneinigkeit der Mitglieder von NATO in der Frage der 
Kreditgewährung an Rußland hat wesentlich dazu beigetragen. Die 
Russen werden sich auch zweifellos in ihrer ganzen Politik der näch­
sten Jahre auf dos Recht der einzelnen NATO-Mitglieder im Jahre 1969, 
mit einjähriger Frist den Vertrag zu kündigen, einstellen. 

Die Einigkeit oder der Mangel an Einigkeit in der NATO, meine Damen 
und Herren, wird nach meiner Meinung durch nichts mehr beleuchtet, 
als dadurch, daß die Ministerratssitzung der NATO im Dezember ver­
gangenen Jahres, für die drei Tage vorgesehen waren, nach eineinhalb 
Tagen zu Ende war und daß das Kommunique, das darüber heraus­
gegeben wurde, nicht sehr belangreich war. 

Ich meine, es ist höchste Zeit, daß die NATO-Mitglieder ernstlich -
wenn ich sage: die NATO-Mitglieder, gilt das für olle NATO-Mitglieder 
- an eine Beseitigung ihrer Meinungsverschiedenheiten herangehen. 

(Lebhafter Beifall.) 

Im Jahre 1969 kann der Vertrag von jedem gekündigt werden. Im 
Jahre 1968 findet die Wahl des amerikanischen Präsidenten statt, und 
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bekanntlich ist das amerikanische Volk in dem Jahre, in dem der Präsi­
dent gewählt wird, für außenpolitische Fragen sehr wenig ansprechbar. 
Unter den NATO-Mitgliedern muß also über dringend notwendige 
Änderungen des Vertrags spätestens im Jahre 1967 Einigkeit erzielt 
sein. Es sind schwierige Probleme, die dort zur Debatte stehen, und 
so glaube ich, ihre Bearbeitung erfordert viel Zeit. Auch bin ich über­
zeugt, meine Damen und Herren, daß das Nichtweiterkommen in der 
Frage der europäischen politischen Union die Hoffnung Sowjetrußlands 
auf eine Verkümmerung und Schwächung der europäischen Zusammen­
schlüsse bewirkt. Entscheidend in der Frage des V/eitergangs der Ver­
handlungen über die politische Union ist, wie die Dinge sich nun ein­
mal entwickelt haben, die Haltung Großbritanniens dazu. Großbritan­
nien aber befindet sich im Wahlkampf; die Wahlen für das Unterhaus 
müssen spätestens im Herbst dieses Jahres stattfinden. Wenn sie vor­
über sind, meine Freunde, und wenn eine britische Regierung auf 
Grund des Ergebnisses dieser Wahlen gebildet ist, müssen meines Er-
achtens die sechs EWG-Staaten von Großbritannien eine klare Er­
klärung darüber verlangen, ob es unter Übernahme derselben Ver­
pflichtungen, wie sie die sechs EWG-Staaten eingegangen sind, bereit 
ist, in die europäischen Institutionen und in eine europäische politische 
Union einzutreten oder nicht. 

(Beifall.) 

Ich meine, daß es nicht angeht, diese Sache in der Schwebe zu lassen. 
Wi r sind unserem Bundeskanzler Erhard von Herzen dankbar dafür, 
daß er sich dieser Frage mit Tatkraft und Energie angenommen hat. 

(Lebhafter Beifall.) 

Aber, meine Damen und Herren, diese Frage muß gelöst werden, und 
die Lösung liegt bei Großbritannien. Großbritannien wird sich nach 
der Parlamentswahl entscheiden müssen. 

NATO und Europa, meine Damen und Herren, sind nach meiner Mei­
nung auch die vornehmsten Aufgaben der deutschen Außenpolitik in 
den nächsten Jahren. 

Nun möchte ich noch etwas über unsere Partei sagen. Ich habe gestern 
und heute Pressenachrichten über sie gelesen, die mit der Wirklichkeit 
nicht übereinstimmen. Jedes menschliche Zusammenleben setzt beson­
dere Normen voraus. Der Kommunismus geht davon aus, daß der 
Staat und seine Organe alle Gewalt haben, daß der einzelne Mensch 
gegenüber dem Staat keine Macht besitzt. Wie der kommunistische 
Staat kein vom Staat unabhängiges Recht seiner Untertanen an­
erkennt, so erkennt er auch nicht die Rechte anderer Völker an. 

Unsere, die christliche Weltanschauung, auf der unsere Partei beruht, 
ist anders. Sie geht davon aus, daß jeder einzelne Mensch von Gott 
stammende, im Naturrecht begründete Rechte gegenüber jedem, auch 
gegenüber seinem Staat und seinem Volk hat. Wi r sind des Glaubens, 
daß die Würde und die Freiheit des einzelnen Menschen geachtet 
werden müssen und von niemandem verletzt werden dürfen. Nach 
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unserer Überzeugung dürfen auch Freiheit und Würde eines Volkes 
durch kein anderes Volk angetastet werden. Daraus leiten wir unab­
dingbare Rechte der Selbstbestimmung für jedes Volk ab. 

(Lebhafter Beifall.) 

Die Zerstückelung, Deutschlands Ist ein Verstoß gegen dieses Recht des 
deutschen Volkes. 

(Erneuter Beifall.) 

Das Recht auf Wiedervereinigung in Frieden und Freiheit kann ihm 
von niemandem in der Welt genommen werden. 

(Bravo-Rufe und Beifall.) 

Diese Weltanschauung über Freiheit und Würde des Menschen hat sich 
im Laufe der Jahrhunderte auf christlichem Boden entwickelt; sie ist 
gemeinsames Gut der beiden großen christlichen Konfessionen. Unsere 
Partei - ich wiederhole es - steht fest und unverbrüchlich auf dem 
Boden dieser, der christlichen Weltanschauung, daß es für den Men­
schen Normen gibt, die aus dem Wesen und Sein Gottes selber fließen 
und daher unverbrüchlich sind und nicht angetastet werden dürfen. 

(Lebhafter Beifall.) 

Wenn man dos Bestehen solcher Normen nicht anerkennt, dann gleitet 
ein Volk abwärts in Diktatur und in Gewalt. In einer Zeit wie der 
unsrigen, die Veränderungen und Entwicklungen jeder Art, zum Guten 
und zum Schlechten, in rasendem Tempo bringt, braucht jeder einzelne 
feste, unabdingbare Normen für sein Leben, damit er Herr seiner selbst 
bleibt und nicht abgleitet. 

(Beifall.) 

Große Völker dieser Erde, meine Freunde, Sowjetrußiand und seine 
Satelliten, die rotchinesischen Völker, auch Völker in Afr ika, wenden 
sich bewußt gegen christliches Empfinden. 

Nicht ohne Erschütterung, nicht ohne tiefes Mitleid mit den Betroffenen 
hören wir die Nachrichten von der Schließung christlicher Kirchen, von 
Tausenden und aber Tausenden in Sowjetrußland, hören wir von 
dem unlängst in Paris abgehaltenen Kongreß christlicher Priester der 
verschiedenen Konfessionen, daß in Sowjetrußland kein Kind eine 
Kirche betreten darf, daß Jugendlichen unter 16 Jahren kein Religions­
unterricht erteilt werden darf. Mit Erschütterung hören wir von der 
Vertreibung christlicher Missionare aus Rotchina und aus dem Sudan. 
Meine Damen und Herren, gar nicht weit von hier droht ja wiederum 
eine ähnliche Tragödie. Ich meine jetzt die Universitätskirche in Leip­
zig, sie soll beseitigt werden. Sie ist erbaut worden im 13. Jahrhundert; 
in ihr hat Luther gepredigt; sie dient jetzt dem gemeinsamen Gottes­
dienst der beiden christlichen Konfessionen. Man will sie beseitigen. 
Meine Freunde, ich glaube, die politischen Parteien in der Welt, sicher 
diejenigen in Europa, die auf Grund der christlichen Weltanschauung 
tätig sein wollen, sollten sich über olles Trennende hinweg zusammen-
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finden, um mit vereinten Kräften ihre Länder vor dem Rückfall in 
Neuheidentum zu schützen. 

Wenn wir uns vereinen, wenn wir gemeinsam arbeiten, werden wir 
unsere Völker rettpn vor der steigenden Flut eines Neuheidentums. 

(Langanhaltender sehr starker Beifall.) 

Präsident Dr. FRICKE: 

Verzeihen Sie, wenn ich den Beifall unterbreche, aber wir sind schon 
in Zeitnot. Und wenn ich feststelle, daß uns unser Bundesvorsitzender, 
unser allverehrter Dr. Konrad Adenauer, einmal wieder nach Inhalt, 
aber auch nach Dauer dieses politischen Referates in Zeitnot brachte, 
dann liegt schon in der Feststeilung die Anerkennung: Wi r haben 
Ihnen sehr zu danken. 

(Erneuter starker Beifall.) 

Nun möchte das Präsidium Ihnen vorschlagen, und zwar auch nach 
Verständigung mit unserem Freunde Dufhues, daß wir, um jetzt in den 
Zeiten zu bleiben, Schluß machen und erst um 15.30 Uhr das Referat 
unseres Freundes Dufhues hören, um dann gleich anschließend die Dis­
kussion zu führen. 

(Beifall.) 

Darf ich alle diejenigen, die dann das Wort nehmen möchten, herz­
lich bitten, rechtzeitig schriftlich ihre Meldungen abzugeben, damit wir 
hier eine entsprechende Reihenfolge vornehmen können. 

Meine Freunde! Ich würde mich sehr freuen, wenn wir nun auch den 
Schlußakkord der Musik hörten und nicht die Unruhe im Raum das zu 
sehr störte. Sie sind einverstanden mit dieser Umstellung des Pro-
grarnms. Ich danke Ihnen. 

(Beifall.) 

Ouvertüre „Die Geschöpfe des Prometheus" von Ludwig van Beethoven 
Niedersächsisches Symphonieorchester 

Leitung: Generalmusikdirektor Prof. Dr. Thierfelder 

(Starker Beifall.) 

Präsidenf Dr. FRICKE: 

Ich darf im Auftrag aller Anwesenden, der Parteifreunde und der 
Gäste, Herrn Professor Thierfelder und seinen Künstlern sehr herzlich 
danken. 

(Starker Beifall.) 

Damit ist nun die Plenarsitzung unterbrochen. Wi r beginnen pünktlich 
um 15.30 Uhr mit dem Referat unseres Freundes Dufhues. 

Schluß der Sitzung 13.00 
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2. Plenarsitzung 

Beginn 15.30 Uhr 

Präsident Dr. SEEBOHMs 

Wir nehmen die vorhin unterbrochene Sitzung wieder auf. Die heutige 
Nachmittagssitzung werden wir in folgender Reihenfolge durchführen: 
Zuerst werden wir das Referat unseres Parteifreundes und Geschäfts­
führenden Vorsitzenden Josef-Hermann Dufhues entgegennehmen. An­
schließend werden wir dann Grußworte hören. Im Anschluß an die 
Grußworte findet die Aussprache statt. Ich darf nochmals bitten, daß 
diejenigen, die sich an der Aussprache beteiligen wollen, uns ihre 
Wortmeldung hierher schriftlich geben, damit wir dann die einzelnen 
Herren entsprechend aufrufen können. Es ist vorgesehen, die heutige 
Nachmittagssitzung etwa gegen 18.15 Uhr zu schließen, damit die 
Damen und Herren Gelegenheit zum Besuch der Abendveranstaltungen 
haben. 

(Zuruf: Zur Geschäftsordnung.) 

Bitte, zur Geschäftsordnung. 

KOHL; 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren I Ich darf mich kurz zur Ge­
schäftsordnung äußern. Ich bitte vor allem unsere ausländische Freunde, 
es nicht als einen Akt der Unhöflichkeit zu bezeichnen, wenn wir dar­
um bitten, uns bei dem heute nachmittag vorgesehenen Zeitplan auch 
Gelegenheit zu einer Diskussion zu geben. Ich bin mit vielen Freunden 
Hunderte von Kilometern hierher gekommen, um zu diskutieren, und 
zwar nicht nur im Arbeitskreis, sondern auch im Plenum dieses Partei­
tages. Man macht uns häufig den Vorwurf, daß wir das Gespräch un­
tereinander nicht genügend pflegten. Deswegen meine Bitte - ich bin 
bereit, formell einen Antrag zu stellen - , uns Gelegenheit zu geben, 
heute, wenn es sein muß und gewünscht ist, bis 19 Uhr zu diskutieren. 
Das scheint mir notwendig zu sein, weil immerhin ein Referat gehalten 
werden wird, dos eine Diskussionsgrundlage bietet. 

(Beifall.) 

Präsident Dr. SEEBOHM: 

Bei dem Termin 18.15 Uhr, den ich vorhin angegeben habe, handelte 
es sich um einen ungefähren Zeitpunkt. Selbstverständlich werden wir 
die vorliegenden Wortmeldungen abwickeln. Es sollte nur gesagt wer­
den, daß heute abend noch Veranstaltungen stattfinden, die der eine 
oder andere besuchen wird. Wi r sollten versuchen, mit der zur Verfü­
gung stehenden Zeit ungefähr auszukommen. Es sollte nicht bedeuten,» 
lieber Freund Kohl, daß wir irgend jemandem keine Gelegenheit zur Be­
teiligung an der Diskussion geben wollten. Da wir bisher nur eine 

34 



Wortmeldung vorliegen haben, hatten wir geglaubt, daß wir mit dieser 
Einteilung durchkämen. Ich darf deshalb noch einmal die Damen und 
Herren bitten, ihre Wortmeldungen hierher zu geben, damit 'wir einen 
ungefähren Überblick bekommen. 

KOHL: 

Herr Vorsitzender, Sie haben also Verständnis dafür, daß die Wortmel­
dungen erst erfolgen, wenn wir wissen, über was diskutiert wird. 

Präsident Dr. SEEBOHM: 

Damit kein Zweifel darüber besteht: die Diskussion von heute wird ge­
führt über den Vortrag des Herrn Parteivorsitzenden und den jetzt statt­
findenden Vortrag des Herrn Geschäftsführenden Vorsitzenden. Ich 
hoffe, daß Sie damit einverstanden sind. (Zustimmung.) Danke sehr! 
Dann darf ich also jetzt, bevor ich das Wort zur Begrüßung gebe, das 
Wort unserem geehrten Geschäftsführenden Vorsitzenden Josef-Her­
mann Dufhues geben und ihn bitten, zu uns zu sprechen. 

Cesdtäftsführender Vorsitzender Josef-Hermann DUFHUES: 

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Meine lieben Freunde! 
Wenn ich nicht nur im Hinblick auf die letzten Diskussionsbeiträge die 
Situation richtig übersehe, wird der Bundesparteitag Hannover kein 
Kongreß der Uniformitöt und des Gleichschritts sein. 

(Beifall.) 
Seit Monaten ist in unserer Partei eine sehr lebhafte Diskussion im 
Gange über Fragen der Tagespolitik ebenso wie über die Konzentra­
tion langfristiger Aktionsprogramme im Bereich der Außen- wie der 
Innenpolitik, nicht zuletzt der Sozial- und auch der Kulturpolitik. Diese 
Diskussion, meine lieben Freunde, ist Ausdruck politischen Lebens. Wir 
haben keine Veranlassung, gelegentliche Unterschiede der Auffassun­
gen zu verschweigen oder gar einer freimütigen Aussprache darüber 
auszuweichen. Spannungen sind und bleiben das Lebenselement einer 
freiheitlichen Partei wie der CDU. Diese Spannungen auszugleichen im 
Geiste unseres Programms und, das möchte ich allerdings mit Nach­
druck hervorheben, in freundschaftlicher Besinnung, ist die ständige, 
bleibende Aufgabe der Union. 

Vor gut 14 Tagen war in einer angesehenen deutschen Tageszeitung zu 
lesen, daß der Geschäftsführende Vorsitzende der Christlich Demo­
kratischen Union die kühnen Hoffnungen nicht erfüllt habe, die sich an 
ihn und sein Wirken knüpften. Wahrscheinlich - so fährt die Zeitung 
fort — habe er sie gar nicht erfüllen können, weil die CDU im Gegen­
satz zu den straff organisierten Sozialdemokraten ihre Kraft nicht aus 
der Parteiorganisation schöpfe, sondern aus der Tatsache, daß sie seit 
fünfzehn Jahren regiert. Der von mir unternommene Versuch, so konnte 
man weiter lesen, die Landesherzöge der Union ein wenig zu entmach­
ten und die Partei selbst auf dem Wege über die Organisation zum 
eigentlichen politischen Kraftfeld zu entwickeln, dieser Versuch sei mehr 
oder weniger gescheitert. 
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„Wahrscheinlich hat er diese Hoffnungen gar nicht erfüllen können" -
ein nachdenkliches Wort und eine Frage an uns alle. In der Tat: Ein 
Parteibewußtsein ist in der Union kaum oder jedenfalls nur in An­
sätzen vorhanden. Die Tatsache, daß die CDU den Bundeskanzler stellt, 
hatte und hat die meisten Parteimitglieder ruhig davon träumen lassen, 
damit sei alles wohlgetan. Der Mehrheit der Wähler genügte das auch, 
die Union lediglich zu wählen, nicht aber Mitglied zu werden und aktiv 
eine Verantwortung zu übernehmen. Eine Partei aber muß - gerade 
heute und mit Sicherheit morgen — eine aktive Körperschaft sein, da die 
moderne komplizierte Massengesellschaft vom Geist politischer Verant­
wortung getragen und mit politisch Aktiven durchsetzt sein muß, wenn 
sie mehr sein will, als die Summe derer, die vom Staat möglichst häufig 
- möglichst lautstark - möglichst viel verlangen. Dazu, meine lieben 
Freunde, die allgemeine Parteiverdrossenheit in der Bundesrepublik! 
Diesem Kapitel sollten wir unsere besondere Aufmerksamkeit zuwen­
den. Es ist falsch, dafür einfach die nationalsozialistische Vergangenheit 
und die Torheiten einer verfehlten Entnazifizierungspolitik verantwort­
lich zu machen. Tragen die Parteien der Bundesrepublik nicht selbst 
zum großen Teil die Verantwortung dafür? 1st nicht die Parteiverdros­
senheit zum Teil das Spiegelbild der menschlichen Haltung und der 
politischen Leistung der Politiker? Wir sollten uns darüber klar sein, 
daß von den Wählern, und gerade der jungen Generation, neben den 
Führungsqualiiäten und den politischen Leistungen vor allem die 
menschlichen Qualitäten der Politiker und Parteimitglieder beurteilt 
und gewogen, anerkannt oder verurteilt werden. 

Nach diesen kurzen einleitenden Bemerkungen - es waren nicht mehr 
als Anmerkungen — will ich nun zu meinem Rechenschaftsbericht kom­
men. Sie werden es verstehen, daß ich selbst nur schlecht über mein 
eigenes Tun berichten kann. Nicht alles, was ich getan, woran ich mit­
gewirkt, was ich - bewußt oder unbewußt — unterlassen und auch 
durchgestanden habe, nicht alles kann ich Ihnen hier sagen. 

Die Entscheidungen des Parteitages von Dortmund waren das Ergebnis 
einer langen Diskussion in der CDU. Diese Diskussion war vor allem 
ausgelöst durch das Wahlergebnis vom 17. September 19ä1 und auch 
die Erfahrungen, die seitdem in der Koalition gesammelt wurden. Ziel 
der Diskussion war es, die Schlagkraft der Partei zu erhöhen, und ihr 
stärkeres Profil zu geben. Straffung in der Spitze, Stärkung in der Or­
ganisation, bessere und kontinuierlichere Öffentlichkeitsarbeit, sie wur­
den als die konkreten Aufgaben gesehen. 

Wenn diese Diskussion auch unter dem nicht von mir ausgegebenen 
Stichwort „Parteireform* geführt wurde, so waren wir uns doch alle 
einig, daß unsere Partei im Gegensatz zur SPD keiner grundlegenden 
Reform ihres Programms, keiner grundlegenden Änderung ihrer Politik 
bedurfte. Die Grundsätze christlich-demokratischer Politik und die 
Wege der CDU-Politik in der Vergangenheit sind richtig gewesen. Das 
haben nicht nur die Wähler bestätigt, das hat vor allem die SPD aner­
kannt, als sie in Bad Godesberg vor dem Programm und den politischen 
Erfolgen der CDU kapitulierte und sich den Anschein zu geben ver-
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suchte, als ob auch sie nun Grundsätze vertrete - wie wir, oder un­
seren Grundsätzen weitgehend angenäherte Gedanken - nur mit an­
deren Männern, mit anderen Mitteln. 

Der Vorzug dieser Diskussion war, daß durch sie Kräfte freigesetzt wur­
den in der Partei. Die CDU hat in den letzten beiden Jahren bewiesen, 
daß sie offen diskutieren kann, daß sie eine Partei voller Lebendigkeit 
ist. Es gilt jetzt, das Ergebnis der Diskussion vorläufig zusammenzufas­
sen und die Kräfte zu sammeln im Hinblick auf die Bundestagswahlen 
1965. 

Die offene Diskussion hat unserer Partei zahlreiche neue Kräfte zuge­
führt. Es war kein unfruchtbarer Streit um Grundsätze und Ideologien, 
es war vielmehr eine sachliche Auseinandersetzung um den weiteren 
Weg der CDU und die nächsten Ziele unserer Politik. Aus einer solchen 
Diskussion wächst in gemeinsamer Anstrengung die Erkenntnis des Rich­
tigen; sie selbst bleibt nicht steril wie der Streit um Programme und 
Ideologien, den andere Parteien auszufechten haben und auch weiter­
hin ausfechten. Ich danke allen, die durch neue Ideen, Vorschläge und 
vor allem denen, die durch ihre Arbeit dazu beigetragen haben, diese 
Diskussion und diese Anstrengungen zu fördern. Auch den ungedul­
digen Kritikern gilt mein Dank. Wer allerdings nach anderthalb Jahren 
die CDU als Stromlinien-Partei erwartet hat, dem sei freimütig gesagt: 
Die in Dortmund gestellte Aufgabe kann und wird erst in Jahren erfüllt 
sein, womit ich nicht sogen wi l l , daß ich hier eine Lebensstellung suche. 
In Dortmund waren wir uns darüber einig, daß die CDU auf die Dauer 
mehr sein muß als eine Hilfsorganisation der Bundesregierung, ein An­
hängsel der Bundestagsfraktion — mehr sein muß als eine Wahlkampf­
maschine, vielmehr ein Organ umfassender demokratischer Willens­
bildung. 

Durch die Trennung von Kanzleramt und Parteivorsitz hat dieser Auf­
trag sehr an Bedeutung gewonnen. Die Parteiführung mußte bemüht 
sein, der Partei ein eigenes Profil zu geben, damit sie unabhängig von 
Personen als Klammer zwischen Regierung, Fraktion und Parteivolk 
dienen konnte. Eine demokratische Regierung bedarf des Rückhalts in 
ihrer Partei. Das weiß auch Prof. Ludwig Erhard. Hier, vor dem Bundes­
parteitag, danke ich ihm für die vertrauensvolle Zusammenarbeit, die 
ihn mit seiner Partei verbindet. 

(Lebhafter Beifall.) 

Ich danke für diese Zusammenarbeit auch den CDU- und CSU-Ministern 
im Kabinett, allerdings unter Übernahme eines bekannten Wortes un­
seres verehrten Bundesparteivorsitzenden: „Dem einen mehr, dem an­
deren weniger." 

(Lebhafter Beifall.) 

Regierung und Fraktion können um so entschiedener ihre Politik ver­
treten, als sie gewiß sind, daß eine lebendige und starke Partei sie 
stützt. Die Partei kann nicht der verlängerte Arm einer Regierung oder 
der Fraktion sein; ober sie kann Regierung und Fraktion Helfer sein; 
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sie kann dazu beitragen, daß die Politik der Regierung und der Frak­
tion vom Volke besser verstanden wird, auch und gerade dann, meine 
lieben Freunde, wenn es sich um unpopuläre Entscheidungen handelt. 

Hinter uns liegen bewegte Monate. Der Spätherbst 1962 und der Früh­
ling 1963 bedeuten tiefe Einschnitte in der politischen Entwicklung un­
seres Staates; sie waren begleitet von erregenden Auseinandersetzun­
gen. In diesen Auseinandersetzungen hat die Führung der CDU ihren 
Beitrag dazu geleistet, notwendige Entscheidungen zu treffen und zu­
gleich den inneren Zusammenhalt und die Einheit der Union zu wahren. 
Bewegten Herzens danken wir in dieser Stunde den beiden Männern, 
die in den entscheidenden Tagen des Jahres 1963 trotz aller Spannun­
gen ihrer Verantwortung gerecht geworden sind, auch ihrer Verantwor­
tung gegenüber der Union: dem früheren Bundeskanzler Dr. Konrad 
Adenauer und dem neuen Bundeskanzler Prof. Ludwig Erhard. 

(Starker Beifall.) 

Und die weitere wichtige Aufgabe der CDU: in dem Spannungsfeld des 
Bundes und der Länder auf Ausgleich, Integration und Erfüllung der 
nationalen Aufgaben hinzuwirken, die sich nicht zuletzt aus der Situa­
tion des gespaltenen Deutschland ergeben. Wei l wir Verfassungspartei 
sind und weil wir die föderative Ordnung Deutschlands als Verfas­
sungspartei bejahen, sind wir als Partei in besonderem Maße verpflich­
tet, Kompetenzschwierigkeiten zwischen Bund und Ländern durch die 
Klarheit, Zielstrebigkeit und auch die Einheitlichkeit unseres politischen 
Wollens zu überwinden. Mit der wirksamen Erfüllung dieser Aufgabe 
steht und fällt die föderative Ordnung der Bundesrepublik. Ich bitte 
unsere Freunde in den Landesregierungen und den Landesparlamenten, 
diesen Tatbestand niemals aus den Augen zu verlieren. 

Immer wieder hat die CDU versucht, diesem Auftrag gerecht zu werden, 
nicht zuletzt in vielen Besprechungen und Verhandlungen zur Erledi­
gung des leidigen Finanzstreits. Dieser Aufgabe werden wir uns täg­
lich erneut stellen müssen, vor allem im Bereich der Innenpolitik und 
der Kulturpolitik. Der Parteitag in Hannover ist der erste Bundespartei­
tag, der sich auf meine Anregung hin mit Problemen der Kulturpolitik 
befaßt. An den Vortrag und die Anregungen unseres Freundes Prof. 
Dr. Mikot und ebenso an die Beratungen des Arbeitskreises „Kultur­
politik*, aber auch an die freimütige Aussprache in dem Forumsge­
spräch „Geist - Stiefkind der Nation?" - ich bitte Sie, dieses Frage­
zeichen niemals auszulassen — unter der Leitung unseres Parteifreundes 
Bundestagspräsident Eugen Gerstenmoier, an beide Vorgänge dieses 
Parteitages knüpfen sich erwartungsvolle Hoffnungen. 

Die CDU darf kulturpolitisch nicht abstinent sein, weil die Kulturpolitik 
nach dem Grundgesetz im wesentlichen.Sache der Länder ist. In den 
Spannungen, die sich aus der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes 
und dem Auftrag unserer Partei zur Integration ergeben, haben wir uns 
nicht an den sogenannten Interessen des Bundes und der Länder zu 
orientieren - hier, meine lieben Freunde, sind wir vor allem und in er-
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ster Linie dem Auftrag und dem Leitbild christlich-demokratischer Politik 
verpflichtet. 

(Lebhafter Beifall.) 

Und weiter: Die CDU muß mehr sein als nur Wahlkampfmaschine. Das 
heißt, wir müssen intensiver und umfassender den Prozeß der geistigen 
Erneuerung, den Prozeß der ständigen Oberprüfung unseres Programms 
durch Formulierung moderner Aktionsprogramme betreiben. 
Das Präsidium der CDU hat vielfältige Schritte unternommen, um dieses 
Ziel zu erreichen. Wenn der Parteitag in diesen Tagen ein agrarpoli-
tisches und ein gesundheitspolitisches Programm verabschiedet, wenn 
er den Auftrag christlich-demokratischer Kulturpolitik diskutiert, dann 
sehen wir darin die ersten Früchte dieser Bemühungen. Sie werden 
neben anderem noch in diesem Jahr auf einer verkehrspolitischen Ta­
gung und auf dem dritten Kulturpolitischen Kongreß, voraussichtlich in 
Hamburg, Ende dieses Jahres und im Anschluß daran auf einer großen 
wirtschaftspotitischen Tagung fortgesetzt werden. 
Wenn wir aber unsere Ziele systematisch ansteuern wollen, dann müs­
sen wir Einrichtungen schaffen, deren eine politische Partei nicht ent-
raten kann. 

Ich denke an das seit langem geplante Studienzentrum, das - ausge­
stattet mit modernen technischen Mittein und gestützt auf wissenschaft­
lich fundierte Kenntnisse und Erkenntnisse — die Grundlagen für lang­
fristige politische Entwicklungen und Entscheidungen erarbeitet. 

(Lebhafter Beifall.) 

Meine lieben Freunde! Wer solche Einrichtungen bejaht, sollte sich 
allerdings über die Konsequenzen für die Struktur unserer Partei klar 
sein. Ein Studienzentrum kann nicht im luftleeren Raum tätig werden. 
Es kann und darf nur unter der Mitwirkung und unter der politischen 
Verantwortung der Führung unserer Partei arbeiten; denn sonst würden 
wir eines Tages überrascht feststellen, daß sich Ober Nacht Programm 
und Ziele unserer Partei ohne unsere Mitwirkung gewandelt haben. 
Eine Partei im Stil der Parteien des 19. Jahrhunderts hat für solche Ein­
richtungen keinen Raum. Eine moderne Partei kann darauf nicht ver­
zichten; sie muß daraus allerdings die notwendigen Konsequenzen 
ziehen, Konsequenzen, von denen ich bereits sprach, Konsequenzen mit 
dem Ziel, daß die Tätigkeit eines solchen Studienzentrums sich unter 
der Mitwirkung und unter der politischen Verantwortung der Führung 
der Partei vollzieht, und dazu reicht es nicht aus, daß man sich der Füh­
rung dieser Partei nur in Abständen von - sogen wir - 14 Tagen für 
eine Stunde oder zwei Stunden widmet. 

];Lebhafter Beifall.) 

Die Diskussion dieser Frage, meine lieben Freunde, ist nicht abgeschlos­
sen; sie konnte auch nicht abgeschlossen werden, weil trotz aller Be­
mühungen die zur Schaffung und Unterhaltung eines Studienzentrums 
notwendigen finanziellen Mittel nicht aufgebracht werden konnten. 
Nach menschlichem Ermessen werden diese Schwierigkeiten in abseh-
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barer Zeit behoben vyerden; aber wir sollten bereits jetzt einen ersten 
Anfang machen, und deshalb rege ich an, einen Beirat für Grundsatz­
fragen zu berufen, der die Führung der Partei und - wenn sie es 
wünscht - auch die Führung der Fraktion ständig beraten kann. Füh­
rende Persönlichkeiten, Wissenschaftler - z. B. aus dem Bereich der So­
ziollehre und Sozialethik - und auch Theologen beider Konfessionen 
sollten in diesem Beirat arbeiten; sie sollten in diesem Beirat den Poli­
tikern helfen, daß sie in der Hast des Tagesgeschehens nicht die Grund­
sätze unseres Handelns aus den Augen verlieren. 

(Lebhafter Beifall.) 

Niemand wird erwarten, daß die Politiker bei den Mitgliedern des Bei­
rates fertige Rezepte für ihr Handeln abholen können; aber sie werden 
sich im Gespräch Rat holen können für ihre Entscheidungen. Sie werden 
dankbar sein für die Orientierungszeichen, die dieser Beirat geben 
kann und geben soll, und so wird der Beirat auch wertvolle Hilfe lei­
sten können bei der Beratung der endgültigen Fassung der Grundsatz­
erklärung der CDU, die trotz oller Bemühungen dem Parteitag noch 
nicht vorgelegt werden konnte, die aber nach sorgfältiger Erörterung 
innerhalb der Partei, vor allem auch in den Kreisverbänden, etwa im 
Herbst durch den Bundesparteiausschuß verabschiedet werden sollte. 
Der Gedanke eines Studienzentrums muß weiter verfolgt, er muß auf 
die Dauer verwirklicht werden. Wir brauchen ein solches Studienzen­
trum zur langfristigen Vorbereitung unserer Politik. Wir brauchen dos 
Studienzentrum, um die innerparteiliche Diskussion systematisch vorzu­
bereiten und systematisch auszuwerten. 

(Beifall.) 

Wir brauchen das Studienzentrum und den Beirat, um unsere Politik 
immer wieder an jenem Gesetz zu überprüfen, das für die CDU Richt­
schnur ihres Handelns bleiben muß. 

Und nun zu dem Auftrag von Dortmund, die Organisation und die 
Öffentlichkeitsarbeit der Partei zu verbessern: 
Diese BemOhungen, meine lieben Freunde, mußten einsetzen bei der 
Zentrale der Parteiführung, der Bundesgeschäftsstelle. Es ist uns gelun­
gen, die Bundesgeschäftsstelle mit mehr und auch mit qualifizierteren 
Mitarbeitern auszustatten. Die Zahl der politischen Sachreferate ist ver­
mehrt worden. Vieles bleibt noch zu tun, vor allem in Verbindung mit 
dem geplanten Studienzentrum. 

Ich freue mich, daß auch die Zahl und die Qualität der hauptamtlichen 
Mitarbeiter in den Landes- und Kreisverbänden trotz aller personellen 
und finanziellen Schwierigkeiten verbessert werden konnte. Dabei 
denke ich nicht zuletzt daran, daß wir der Werbung für unsere Politik 
innerhalb der Arbeitnehmerschaft - einer für die Partei lebenswichtigen 
Aufgabe — durch die vermehrte Anstellung von Sozialsekretären und 
die erhöhte finanzielle Unterstützung der SozialausschOsse neuen Auf­
trieb und besseren Rückhalt geben konnten. Bereits heute bitte ich alle 
Verantwortlichen, den Betriebsratswahlen im kommenden Jahr ihre be-

40 



sondere Aufmerksamkeit zu widmen. Bei dieser Gelegenheit unseren 
Freunden in Königswinter fOr ihr erfolgreiches Wirken und die gute Zu­
sammenarbeit zu danken, ist mir ein aufrichtiges Bedürfnis. 

(Lebhafter Beifall.) 

Ich sprach von den hauptamtlichen Mitarbeitern. Ihre Zahl muß noch 
wesentlich vergrößert werden. Noch immer haben wir in zahlreichen 
Wahlkreisen keine Geschäftsführer. In einer großen Zahl von Kreisge­
schäftsstellen ist eine befriedigende Organisationsarbeit nicht möglich, 
weil das erforderliche Hilfspersonal ebenso wie die räumlichen und 
technischen Voraussetzungen fehlen. Entsprechendes gilt im übrigen 
auch für die Bundesgeschäftsstelle, die in Bonn und in der Umgebung 
von Bonn an 16 verschiedenen Stellen mit ihren Büroräumen unterge­
bracht ist. Das — meine lieben Freunde, das wird jeder einsehen, er­
schwert die Zusammenarbeit und macht ungewöhnlich hohe, unnötige 
Kosten. Die Pläne für ein Parteihaus sind fertiggestellt und vom Präsi­
dium gebill igt; aber auch hier fehlt es am notwendigen Geld. Dabei 
können wir nicht auf fremde Hilfe rechnen. Wir müssen die Mittel für 
diese Aufgabe aus eigener Kraft aufbringen. 

(Beifall.) 

Mit besonderer Sorgfalt und mit gutem Erfolg, meine ich, haben wir 
uns darum bemüht, für eine angemessene Bezahlung und auch für die 
Altersversorgung unserer hauptamtlichen Mitarbeiter zu sorgen. -Eine 
Tarifordnung, die eine möglichst gleichmäßige Besoldung der haupt­
amtlichen Mitarbeiter gewährleisten soll, ist in Arbeit. Diese Bemühun­
gen und viele andere dienen dem Ziel, die Arbeitsfreude und auch das 
soziale Ansehen unserer Mitarbeiter in der Bevölkerung zu heben; aber 
immerhin dürfen wir heute bereits feststellen, daß wir nicht mehr nur 
an den Idealismus unserer Mitarbeiter appellieren müssen. Ohne diesen 
Idealismus können wir auch in Zukunft nicht auskommen; aber wir bie­
ten heute Arbeitsbedingungen, die denen in Wirtschaft und Verwaltung 
zunehmend angepaßt werden. Ich bitte auch hierbei um Ihr Verständnis 
und Ihre Unterstützung. Um im Bild der Stromlinien-Partei zu bleiben, 
wer einen modernen Stromlinienwagen fährt, kann sich keinen Kraft­
fahrer mit ausgefransten Hosen leisten. 

Wi r haben in der Bundesgeschäftsstelle die Abteilung für Öffentlich­
keitsarbeit und die Presseabteilung erheblich erweitern können, ohne 
allerdings auch nur entfernt den Stand der SPD erreicht zu haben. Das 
in den Sachreferaten erarbeitete Material wird über neugestaltete In­
formations- und Pressedienste an die Mitglieder, an unsere etwa 30 000 
Vertrauenspersonen in allen deutschen Ländern und an die Öffentlich­
keit herangetragen.. Ich weiß, daß gerade hier, im Bereich der öf fent-
lichkeits- und Pressearbeit noch vieles zu tun bleibt; aber ich glaube, 
sogen zu können, daß wir vor allem, in den letzten Monaten ein gutes 
Stück vorangekommen sind. 

Das gilt nicht zuletzt, meine lieben Freunde, im Hinblick auf das neu 
geschaffene Amt des Pressesprechers der CDU. Dadurch haben wir die 
Möglichkeit, Haltung und Auffassung der CDU gegenüber der öf fent-
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lichkeit regelmäßig und bestimmt, klar und überzeugend zu vertreten. 
Hierbei legen wir entscheidenden Wert darauf, die Auffassungen und 
Verlautbarungen der Regierung, der Bundestagsfraktion und der Partei 
sorgfältig aufeinander abzustimmen, sorgfältig miteinander zu koordi­
nieren. 

Der besseren Information in der Partei dient neben den CDU-Infor­
mationen für unsere Mitarbeiter ein Fernschreibdienst, mit dem ich 
dreimal wöchentlich die Landesvorsitzenden über die Vorgänge in 
Bonn und die Auffassungen der CDU hierzu informiere. Diese Fern­
schreiben sind kein vertraulicher Informationsdienst, der „Hintertrep­
pen-Geschichten" aus der Bonner Politik verbreiten wil l . Sie sollen aber 
gewährleisten, daß draußen im Lande bekannt ist, was das Präsidium 
der Partei, was die CDU in der Bundeshauptstadt über bestimmte poli­
tische Entwicklungen und Vorgänge denkt. Nur so wird es möglich sein, 
daß wir auch in der Argumentation nach außen jene Geschlossenheit 
gewinnen, die insbesondere im Hinblick auf den Wahlkampf 1965 er­
forderlich ist. 

Wir sind eine Partei, in der frei diskutiert wird. Diese Diskussion muß 
dem Zweck dienen, eine einheitliche, gemeinsame Auffassung zu erar­
beiten. Ich habe unlängst in einer wichtigen Frage die Herren Landes­
vorsitzenden gebeten, mich fernschriftlich über die Haltung ihrer Lan­
desverbände zu informieren. In Zukunft werde ich häufiger auf diese 
Möglichkeit des raschen Gedankenaustausches zurückgreifen. Nur so 
wird es möglich sein, daß dos Präsidium der Partei, die Fraktion und 
die Regierung Ober die Auffassung der Partei begründet informiert 
sind. Das wird für Fraktion und Regierung vor allem in schwierigen 
Situationen eine wertvolle Stütze bedeuten. 

Das bedeutet ober für die Landesverbände der Partei die Notwendig­
keit, ständig im Kontakt mit den Mitgliedern zu bleiben und sorgfältig 
deren Meinungen zu erkunden. 

' (Beifall.) 

Das bedeutet für die Orts- und Kreisverbände, daß sie nicht nur ein 
Verein zur Sicherung von Mandaten in der kommunalen Selbstverwal­
tung sein dürfen, 

(Zustimmung.) 

Eine Partei muß auch in den Kreisen mehr sein als nur ein kommunaler 
Wahlverein. 

(Lebhafter Beifall.) 

Ich unterschätze damit keineswegs die Bedeutung der Kommunalpolitik. 
Im Gegenteil: Wer sieht, wie die Sozialdemokratie in unseren Groß­
städten systematisch Positionen erobert und ausbaut, der muß sehr 
besorgt die Frage stellen, ob die CDU sich leisten kann, in den Zentren 
der industriellen Gesellschaft nicht mehr als gestaltende Kraft vertreten 
zu sein. 

(Zurufe: Sehr richtig. - Beifall.) 
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All dies, meine Freunde, macht deutlich, daß Parteireform nicht allein 
die Aufgabe des Geschäftsführenden Vorsitzenden sein kann, sondern, 
daß sie von der gesamten Partei mitgetragen werden muß. Parteire­
form ist und bleibt eine ständige Aufgabe, ist ein neuer Stil des Disku-
tierens, ein neuer Stil der Willensbildung in der Partei. 

(Beifall.) 

Ich glaube übrigens, daß wir ein gutes Stück weitergekommen sind in 
der Koordinierung zwischen der Bundespartei und den Landesverbän­
den. Ich bin selbst Landesvorsitzender; aber deshalb darf ich es auch 
aussprechen: Die CDU muß mehr sein als eine Addition von Landes­
verbänden. 

(Lebhafter Beifall.) 

Nur als lebendige, als geschlossene Bundespartei ist sie in der Lage, 
erfolgreich um den Auftrag des Wählers zu werben, die Verantwortung 
für die Politik der Bundesrepublik zu übernehmen und zu behalten. 
Daß sie sich stets ihrer Verantwortung für das ganze Deutschland be­
wußt ist, meine Freunde, ist eine Selbstverständlichkeit für eine Partei, 
die Jakob Kaiser und Andreas Hermes zu ihren Gründern - Ernst Lem-
mer und viele andere Freunde aus Berlin, Mittel- und Ostdeutschland 
zu den Ihrigen zählt. In diesem Zusammenhang greife ich gern eine an 
mich herangetragene Anregung auf, die CDU möge stärker als bisher 
in dem Kuratorium Unteilbares Deutschland mitwirken, und zwar in 
Bund, Ländern und Gemeinden. 

(Zustimmung und Beifall.) 

Mit der Mitgliederwerbung haben wir aus naheliegenden Gründen 
nach der Wahl von Professor Erhard zum Bundeskanzler begonnen. Als 
erstes Zwischenergebnis kann ich Ihnen mitteilen, daß bis zum 31. De­
zember - also innerhalb der relativ kurzen Zeit von etwas mehr als 
zwei Monaten - insgesamt 17634 neue Mitglieder geworben worden 
sind. 

(Beifall.) 

Das ist keine triumphale Zahl, meine lieben Freunde; aber ich meine, 
es ist ein Anfang. Ich bitte Sie, jeden Einzelnen von Ihnen persönlich, 
ich bitte Sie dringend, die Mitgliederwerbung nach den Richtlinien der 
Bundesgeschäftsstelle fortzusetzen. Dabei ist entscheidend, daß die 
Herren Landes-, Kreis- und Ortsvorsitzenden mit den Landes- und Kreis­
geschäftsführern sich persönlich für die Werbung verantwortlich fühlen 
und sich persönlich daran beteiligen. 

(Beifall.) 

Wo das geschehen ist, haben wir bereits in diesen wenigen Monaten 
gute Erfolge gehabt; wo es unterblieben ist haben wir, meine lieben 
Freunde, sehr, sehr schlechte Ergebnisse zu verzeichnen. 
Hier ein Wort an die Junge Union I Gerade bei der Mitgliederwerbung 
ist Ihrer Initiative, Ihrer Aktivität breiter Raum gegeben. Ich danke 
Ihnen für Ihre bisherige Mitarbeit bei der Werbung, und ich bitte Sie 
herzlich, nicht nachzulassen. 
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Dazu ein praktischer Vorschlag! Veranlassen Sie alle über 18 Jahre 
alten Mitglieder der Jungen Union, der Partei beizutreten! Die Zahl un­
serer Mitglieder vt/Orde sich dadurch um annähernd 30 000 erhöhen, ein 
Erfolg, der Ihnen, meine lieben Freunde aus der Jungen Union, Dank 
und Anerkennung der gesamten Partei eintragen würde. 

An dieser Stelle danke ich namens des Präsidiums allen hauptamtlichen 
Mitarbeitern der Partei. Dieser Dank gilt ollen Mitarbeitern in der Bun­
desgeschäftsstelle, in den Landesgeschäftsstellen, in den Kreisgeschäfts­
stellen und auch in unseren Vereinigungen, gilt Herrn Dr. Kroske und 
den Mitarbeitern in der kleinsten Ortsunion. 

(Beifall.) 

Gerade unsere Mitarbeiter draußen im Lande haben doch wohl ein 
Recht darauf, informiert zu sein über die Arbeit, über die Politik der 
Partei. Wir haben mit unserer ersten Geschäftsführerkonferenz für die 
Bundespartei einen Anfang zum regelmäßigen Gedankenaustausch mit 
allen hauptamtlichen Mitarbeitern aus der Bundesrepublik gemacht. 

Wir werden uns weiter um dieses Gespräch, werden uns weiter um den 
dauernden Kontakt und Austausch mit unseren Mitarbeitern auch von 
der Bundespartei her bemühen. 

Lassen Sie mich hier auch danken, namens des Präsidiums danken der 
Frauenvereinigung, der Jungen Union, den Sozialausschüssen, der Mit­
telstandsvereinigung und der Kommunalpolitischen Vereinigung, dan­
ken den Ausschüssen der Partei, danken den Vertrauenspersonen und 
auch den vielen Freunden, vor allem aus der Bundestagsfraktion, die 
im Auftrage des Präsidiums den ständigen Kontakt zu den Vereinen, 
Verbänden und Organisationen des gesamten gesellschaftlichen Lebens 
verstärkt und intensiv halten und pflegen. Der Dank des Präsidiums gilt 
vor allem auch den Orts-, Kreis- und Landesvorsitzenden der Partei. 

Meine lieben Freunde, vor uns liegt eine Aufgabe, von der heute schon 
häufig gesprochen worden ist, eine Aufgabe, die für die Zukunft 
Deutschlands von entscheidenden Bedeutung ist, die Bundestagswahl 
1965. Unser Bundesparteivorsitzender hat vollkommen recht: Es wird 
der härteste Wahlkampf seit 1949. Die Führung der SPD - Brandt, Erler 
und Wehner- kämpft um ihre politische Existenz, kämpft um Sein oder 
Nichtsein. Sie wird in dem kommenden Wahlkampf die letzten Mittel 
und Reserven gegen die CDU mobilisieren. 

Wer von uns meint, dieser Auseinandersetzung allein durch einen mit 
letzter technischer Perfektion geführten Wahlkampf begegnen zu kön­
nen, würde bitter enttäuscht werden. 

Gerade in der kommenden Zeit wird die Besinnung auf die geistig-sitt­
lichen Grundlagen unseres Handelns von ganz entscheidender Bedeu­
tung sein; denn gerade hier wird sichtbar, wodurch wir uns unter­
scheiden. 

Ich sehe es als meine wichtigste Aufgabe an, diesen Wahlkampf vorzu­
bereiten und zu führen. 
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Die politische Planung des Wahlkampfes wird in die Verantwortung 
des Präsidiums fallen. Damit stehen für die politische Planung des 
Wahlkampfes der erfahrene Rat unseres Vorsitzenden Dr. Konrad 
Adenauer, eines bewährten Wahlkämpfers, und der Ideenreichtum und 
die Dynamik unseres Spitzenkandidaten Bundeskanzler Professor Lud­
wig Erhard zur VerfOgung. „Mit Erhard voran!", so lautet die Parole 

'für 1965. 
Zur Unterstützung des Präsidiums und der Bundesgeschäftsstelle im 
Wahlkampf werden Fachkommissionen, zu denen im verstärkten Maße 
auch Nichtparlamentarier hinzugezogen werden sollen, eingesetzt wer­
den. Sie werden in Zusammenorbeit mit den Bundesausschüssen der 
Partei Stellungnahmen zu konkreten Fragen erarbeiten und an der Pla­
nung des Wahlkampfes mitwirken. Die Ergebnisse dieser Arbeit sollen 
im Bundesparteiausschuß eingehend beraten, diskutiert und genehmigt 
werden. 

Für die Dauer des Wahlkampfes werde ich regelmäßig eine Konferenz 
der Vorsitzenden der Vereinigungen der Union einberufen, um mit 
ihnen die Wahlkampfplanung zu beraten und mit ihnen den Anteil an 
der Vorbereitung und Durchführung des Wahlkampfes zu besprechen, 
der von diesen Vereinigungen im Interesse der gemeinsamen Aufgabe 
übernommen werden kann. Wichtigster Grundsatz allerdings bleibt, 
daß die Partei geschlossen, einmütig und als Ganzes diesen Wahl­
kampf führt. 

In der Bundesgeschäftsstelle sind die Vorbereitungen für die Planung 
des Wahlkampfes weit fortgeschritten. 

Die regionalen Schwerpunkte werden bestimmt. Der Oberblick über die 
Gruppen, die besonders gefährdet sind, wird erarbeitet. Die themati­
schen Schwerpunkte des Wahlkampfes stehen weitgehend fest. 

Wir werden die SPD in diesem Wahlkampf nicht aus der Diskussion 
über die Außen- und Verteidigungspolitik entlassen. Die notwendige 
und anzustrebende Gemeinsamkeit in den Grundsatzfragen unserer 
Außenpolitik dorf nicht dazu führen, daß die Frage nach dem rich­
tigen Weg zur Erreichung der nächsten Ziele nicht mehr gestellt werden 
darf. Bei aller Obereinstimmung in den letzten Zielen und den Grund­
sätzen deutscher Außenpolitik kann und darf das Gespräch über den 
richtigen Weg deutscher Politik nicht verstummen. Der Weg deutscher 
Außenpolitik wird nicht in Monologen vor den Fernsehschirmen ent­
schieden; der richtige Weg der Außenpolitik muß in harten Sachdis­
kussionen zwischen den Parteien geklärt werden. 
In keinem anderen Bereich der Politik sind Festigkeit, Beharrlichkeit 
und Orientierung an Grundsätzen so erforderlich wie im Bereich der 
Außenpolitik. Es bedeutet mehr als eine bedenkliche Sprachverwirrung, 
meine lieben Freunde, wenn Flexibilität mit Unbeständigkeit und Um­
fallen mit Bewegung verwechselt werden. Wir sind auch nicht der Auf­
fassung, daß Annäherung die einzige Kategorie in der Außenpolitik 
ist: Widerstand ist oft wesentlich besser als Anpassung. 

(Beifall.] 
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Es ist das Erbe und der Auftrag Konrad Adenauers, durch .Festigkeit 
und Loyalität das notwendige Vertrauen für unser Volk ;u sichern und 
seine Sicherheit zu gewährleisten. Nur durch die Beständigkeit unserer 
Politik ist es gelungen, Deutschland wieder das Vertrauen zu erwerben, 
das durch das Hitler-Regime zerstört worden war. Wir sind dankbar, 
daß es durch diese Politik gelungen ist, die Bundesrepublik in die Ge­
meinschaft der freien Völker einzugliedern. Das ist zugleich die beste 
Voraussetzung für die Sicherheit unseres Volkes und für eine erfolg­
reiche Politik der Wiedervereinigung des geteilten Deutschlands. Das 
Vertrauensverhältnis zu unseren Freunden in der freien Welt sollte 
nicht unnötig belastet werden. Wenn Herr Brandt bei seinem letzten 
Aufenthalt in Paris es für richtig hielt, den französischen Staatschef in 
Paris 

(Zurufe: Pfui.) 

anzugreifen, den ersten Repräsentanten eines Landes, das mit unseren 
anderen Verbündeten die Sicherheit Berlins garantiert, dann ist das 
nicht nur schlechter Stil und töricht, sondern auch unverantwortlich ge­
rade im Hinblick auf die Situation für Berlin. 

(Starker Beifall.) 

Auch die innenpolitische Stabilität wird 1965 im Mittelpunkt des Wahl­
kampfes stehen. Die Verdoppelung des Lebensstandards innerhalb von 
10 Jahren ist ein Erfolg unserer Sozialen Marktwirtschaft. Der wirt­
schaftliche und soziale Aufbau Deutschlands ist gegen die Sozialisten 
und gegen den Sozialismus verwirklicht worden. Mit ihrer Konzeption 
wäre er niemals erreicht worden. Deshalb brauchen wir zur Sicherung 
der Stabilität und zur Sicherung des weiteren Fortschrittes wahrhaftig 
keine sozialistischen Rezepte, auch wenn sie jetzt harmloser erscheinen, 
etwa in der Form von Investitions- oder Monopolkontrollen, von Preis­
räten oder als Nationalbudget. 

(Beifall.) 

Die Partei des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts ist und bleibt 
die CDU. 

(Lebhafter Beifall.) 

Aber wir wollen keinen Fortschritt um jeden Preis, wir wollen insbeson­
dere keinen Fortschritt auf Kosten der Stabilität. Wir wollen einen Fort­
schritt ohne Abenteuer. 

(Beifall.) 

ober einen ihrer Fachkongresse der letzten Wochen hat die SPD das 
Motto geschrieben: ,Um jeden Preist" Dieses Motto, meine lieben 
Freunde, könnte über allen sozialdemokratischen Bestrebungen stehen: 

Die SPD fordert Kulturpolitik um jeden Preist 
Die SPD fordert Gesundheitspolitik um jeden Preis! 
Die SPD fordert Wohnungsbaupolitik um jeden Preist 
Die SPD will an die Macht um jeden Preist 

Eine solche Politik ist, schlicht und einfach gesagt, unehrlich. Wenn die 
SPD im Verlaufe des Jahres 1962 Initiativanträge einbrachte, die eine 
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Mehrbelastung des Haushalts in Höhe von 2,3 Milliarden DM und des 
Haushalts 1964 von nicht v/eniger als 4,1 Milliarden DM gegenüber den 
Plänen der Regierung bedeutet hätten, dann zeigt das, wohin eine 
solche verantwortungslose Politik des Forderns und des Schielens nach 
der Wählergunst notwendig führen muß. 

überhaupt scheint die SPD das Ziel zu verfolgen, die Neidkomplexe 
zu politisieren, die Gefühle politisch zu mißbrauchen und damit die 
Politik jener unkontrollierbaren Welt der Emotionen zu unterwerfen, 
die in der deutschen Geschichte eine so verhängnisvolle Rolle gespielt 
haben. Was auf außenpolitischem Gebiet mit dem Kampf gegen den 
Atomtod exerziert wurde, wird nun auf innenpolitischem Gebiet ver­
sucht: Die moderne Geißel der Zivilisationskrankheiten oder des Ver­
kehrstodes, meine lieben Freunde, ist nach unserer Auffassung eine zu 
bittere Sache, als daß man damit die Emotionen für Wahlkämpfe auf­
putschen dürfte. 

(Beifall.) 

Wir werden uns in eine derartige Diskussion nicht hineindrängen las­
sen. Wi r haben die Emotionalisierung der Außenpolitik durch die SPD 
mit unbeirrbarer Sachlichkeit überstanden. Wi r werden auch die Emo­
tionalisierung der Innenpolitik durch die SPD mit beharrlicher Sachlich­
keit überstehen und überwinden. 

Alle diese Fragen der Dringlichkeit öffentlicher Aufgaben von der 
Sicherung der Volksgesundheit bis hin zum Ausbau unseres Bildungs­
wesens sind wichtig. Wi r reden nicht, wir arbeiten seit Jahren, zum Teil 
mit guten Erfolgen, an der Erfüllung dieser großen Aufgaben. In dieser 
Diskussion sollte aber nicht vergessen werden, daß noch niemals in der 
Geschichte unseres Volkes der Wohlstand für alle so groß war wie 
heute. Noch nie waren vor allem auch die Chancen der Jugend so 
groß wie heute. Das sind Erfolge christlich demokratischer Politik, 
durchgesetzt gegen sozialistische Ideologien und doktrinäre Planungs­
rezepte. 

Diese Gemeinschaftsaufgaben deutscher Politik sind keine Erfindung 
und erst recht kein Monopol der Sozialdemokratie. Hier gilt dasselbe 
wie für das Godesberger Programm: Die SPD hat die Politik aus zwei­
ter Hand zu einem kunstvollen System der Propaganda entwickelt. Im 
Gegensatz zur SPD kann die CDU ouf praktische Erfahrungen und Er­
folge in der Bewältigung dieser Probleme hinweisen. Christlich demo­
kratische Politik hat zu Fragen der Gesundheitssicherung, der Vorsorge 
für dos Alter und der Bildungspolitik mehr zu sagen als die SPD; sie 
hat auch anderes und besseres zu sagen als die SPD. Es wird unsere 
Aufgabe sein, unsere Leistungen auf oll diesen Gebieten aufzuzeigen, 
auf Grund unserer Erfahrungen, die Politik für die weitere Zukunft zu 
umreißen, die nächsten Ziele zu stecken und die Unterschiede zur SPD 
deutlich zu machen. 

Herbert Wehner hat im Herbst des vergangenen Jahres erklärt, daß 
die Politik der Gemeinsamkeit die Voraussetzung dafür geschaffen 
habe, daß die Sozialdemokratie nunmehr wieder harte Auseinander-
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Setzungen suchen könne, und er hat das Wort „Streit" buchstabiert. Ich 
habe hierauf bereits auf unserem Kleinen Parteitag die Losung ausge­
geben: „Angreifen, frisch und fröhlich angreifen!" Aber wir suchen 
nicht den kleinRchen Streit; wir werden angreifen auf breiter Front -
gemeinsam mit der CSU unter ihrem erfolgreichen Wahlkämpfer Franz 
Josef Strauß. Es wird 1965 darum gehen, der CDU zusammen mit der 
CSU eine regierungsfähige Mehrheit zu sichern. Wir sind uns dabei be­
wußt, daß diese Wahl nicht nur über die Zukunft der Bundesrepublik, 
sondern über die des werdenden Europa entscheidet. 

Aber Erfolg oder Mißerfolg in der Auseinandersetzung mit dem politi­
schen Gegner - so entscheidend diese Frage ist - kann für uns nie der 
letzte Maßstab unseres Handels sein. Die Macht im Staat ist für uns 
kein Selbstzweck, kein Wert an sich, sondern sie ist nur die Vorausset­
zung dafür, unsere politischen Überzeugungen zu verwirklichen. Des­
wegen sind und bleiben wir davor bewahrt, dem Opportunismus jener 
zu verfallen, die ein Prinzip nach dem anderen opfern, nur um an die 
Macht zu kommen. 

Das ist es denn auch, was wir den Sozialdemokraten am schärfsten vor­
werfen, daß sie aus der Spekulation auf eine zweifelhafte Mehrheit 
bereit sind, die Grundsätze Ober Bord zu werfen, die einstmals diese 
große Partei ausmachten. Gewiß, cfie Lehre der alten Sozialdemokratie 
war immer eine Irrlehre, und die Ideale des klassischen Soziallsmus 
konnten nie die unseren sein. Aber so falsch sie sein mochten, so ge­
fährlich auch in ihrer letzten Konsequenz, es waren doch Ideale, für die 
aufrechte Männer und Frauen bis zum letzten Atemzug kämpften. Und 
was ist heute davon übrig geblieben? Eine Partei, die sich ihr Pro­
gramm vom wechselnden Publikumsgeschmack schreiben läßt und die 
ihren Führer nicht nach seinen Fähigkeiten, sondern noch seinem 
Werbewert aussucht. 

Meine lieben Freundel Diesem programmatischen Substanzverlust stel­
len wir Christlichen Demokraten klar und entschieden die gleichen 
Grundsätze entgegen, mit denen wir 1945 angetreten sind. Um allen 
Mißverständnissen vorzubeugen: Wir sind keine Ideologen, und weil 
wir uns zu allen Zeiten davor gehütet haben, aus unserem Bekenntnis 
zu christlichen Grundsätzen eine Ideologie zu machen, können wir uns 
und unseren Kritikern heute den ganzen Streit um Entideologisierung' 
oder Reideologisierung getrost schenken. Aber, daß wir eine moderne 
Partei sind, die sich ohne alle ideologischen Scheuklappen zur Sachge­
rechtigkeit verpflichtet fühlt, das heißt nun keineswegs, daß wir unsere 
Grundsätze vergessen hätten oder auch nur vergessen durften oder 
wollten. 

In den Konzentrationslagern des Nationalsozialismus und an den Fron­
ten des Zweiten Weltkrieges haben wir gelernt, daß es keine wertfreie 
Politik geben kann, daß der Staat nicht von sich aus bestimmen darf, 
was recht und was unrecht sei, daß auch staatliches politisches Han­
deln an vorgegebenen Normen, an Gottes Gebot und Ordnungen ge­
bunden bleibt. Im gemeinsamen Widerstand der christlichen Kirchen 
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haben sich diese Normen als der einzige tragende Grund erwiesen, 
und auf diesem Grunde haben evangelische und katholische Christen 
1945 die Union errichtet. Die CDU v/ird nur so lange Bestand haben, 
wie sie diesem Grundsatz treu bleibt. 

(Beifall.) 

Politik muß auch in unserer Zeit verpflichtende Grundsätze, eine gei­
stige und sittliche Mitte haben. Dazu stehen wir heute, dazu morgen 
wie seit 1945. Und in diesem Geiste wollen wir auch weiterhin unsere 
Arbeit tun. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall.) 

Präsident Dr. SEEBOHM: 

Ich danke unserem verehrten Freund Josef-Hermann Dufhues für seipen 
Bericht. Dieser Bericht war klar, er war nüchtern und aufrichtig. Er hat 
nichts beschönigt; dennoch hat er viel von der geleisteten Arbeit aufge­
zeigt — vielleicht mehr, als manche von uns von dieser Arbeit gewußt 
haben. Er hat auch von den Ergebnissen dieser Arbeit gesprochen. 
Diese Ergebnisse haben einzelne von uns schon für ihre Arbeit frucht­
bar werden lassen; hoffentlich werden noch recht viele andere dies 
auch tun. Der Bericht hat uns Ziele aufgezeigt und uns klar und deut­
lich gesagt, daß diese Ziele nur erreicht werden können, wenn wir uns 
entsprechend anstrengen; denn nichts wird in dieser Welt ohne persön­
liches Opfer erreicht. Wenn wir diese Ziele nicht so verfolgen, daß wir 
nicht nach Macht, sondern nach erhöhter Verantwortung streben, dann 
werden wir diesen Kampf sicherlich nicht in dem Umfange gewinnen, 
wie das notwendig ist. 

Haben Sie von ganzem Herzen dank, lieber Freund Josef-Hermann 
Dufhues, für Ihre Arbeit und für Ihren Einsatz. Nehmen Sie von uns die 
Bitte entgegen, daß Sie in Ihrem Bemühen nicht nachlassen mögen, in 
dert) Sie in diesen zwei Jahren so Ausgezeichnetes geleistet und so viel 
Erfolgversprechendes begonnen haben. Ich danke Ihnen namens des 
Parteitages. 

(Beifall.) 

Meine Freunde, unser Freund Dufhues hat schon darauf hingewiesen, 
daß heute abend - nachdem gestern abend Bundeskanzler Erhard eine 
ausgezeichnete Veranstaltung im Rahmen des Parteitages in Gestalt 
einer Diskussion mit jungen Menschen durchgeführt hat — der Bundes­
tagspräsident Gerstenmaier gemeinsam mit unseren Freunden Kultus­
minister Professor Dr. Mikat, Professor Dr. Arnold Gehlen, Professor 
Dr. Walter Jens, Dr. Hans Schwab-Felisch und Dr. Martin Walser ein 
politisches Forum mit dem Thema: „Geist - Stiefkind der Nation?" ab­
halten wird. Ich bitte alle diejenigen, die Karten für diese Veranstal­
tung erhalten haben - die einzelnen Landesverbände haben Karten er­
halten - , daran teilzunehmen. Ich hätte auch die Bitte, daß an diesem 
Forum in recht zahlreichem Maße Interessenten teilnehmen würden. 
Weiter darf ich Sie bitten, der Ausstellung Ihre Aufmerksamkeit zu wid­
men, die von der Akademie Eichholz in der Niedersachsenhalle unter 
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dem Thema: „Von Adenauer zu Erhard — Stationen deutscher Ge­
schichte" durchgeführt wird. Diese Ausstellung ist außerordentlich inter­
essant. Wir bitten Sie, auch recht viele Ihrer Freunde auf die Ausstel­
lung aufmerksam zu machen. 

Wir kommen nun zu den weiteren Begrüßungen. Ich darf zunächst un­
serem Parteifreund Senator Freckmonn für den Kreisverband Hannover 
das Wort erteilen. 

Senator Dr. FRECKMANN (Kreisverband Hannover): 

Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren I Junge 
Unionsfreunde! Im Anschluß an die Grußworte bei der feierlichen Er­
öffnung am heutigen Vormittag habe ich die Ehre, Ihnen namens des 
Vorstandes des Kreisverbandes Hannover-Stadt der CDU herzliche 
Grüße zu überbringen. Wir sind Ihnen sehr dankbar, daß dieser 
12. Bundesparteitag hier in dieser Hauptstadt Hannover und in diesem 
schönen Kuppelbau der Stadthalle abgehalten wird. Gestatten Sie mir 
aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, daß ich an die soge­
nannten Grußworte des Herrn Oberbürgermeisters dieser Stadt noch 
einige Bemerkungen anknüpfe. Ich muß das tun namens eines Drittels 
der Bevölkerung dieser Stadt, die zur CDU steht und die auch Stadt ist. 
Ich meine, wenn ein Oberbürgermeister hier namens der Stadt spricht, 
dann muß er das machen im Namen der ganzen Bürger dieser Stadt. 
Und wir, meine sehr verehrten Damen und Herren, sind glücklich, daß 
Sie hier sind, und wir wünschen dem Parteitag einen guten Verlauf so­
wie einen vollen Erfolg. Wir wünschen, daß es nicht ein Parteitag der 
Ruhe ist, sondern ein Parteitag der Unruhe als der Quelle einer guten, 
neuen Idee und einer gestaltenden Arbeit. 

(Beifall.) 

Meine Damen und Herren. Wir wünschen, daß auch im Hinblick auf die 
diesjährigen Kommunalwahlen in dieser Stadt und im Land Nieder­
sachsen sowie im Hinblick auf den nächstjährigen Bundesparteitag die 
Diskussionsbeiträge von dieser Verantwortung getragen sind, um im 
Sinne des Leitwortes der Zukunft die Zukunft zu gestalten. Ich danke 
Ihnen! 

(Beifall.) 
Präsident Dr. SEEBOHM: 

Wir danken Senator Dr. Freckmonn für diese Begrüßungsworte durch 
den Kreisverband Hannover, und wir kommen jetzt zu den Begrüßungs­
worten unserer Freunde aus dem Ausland. 
Ich darf zunächst Herrn Nationalrat Dr. Tenchio aus der Schweiz bitten, 
zu uns zu sprechen. 
Bitte, Herr Dr. Tenchio! 

(Beifall.) 

Nationalrat Dr. TENCHIO (Schweiz): 

Herr Präsident! Herr Bundeskanzler! Meine Damen und Herren! Meine 
sehr verehrten und lieben Freunde! Ich freue mich, dem Bundesportei-
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tag die besten Grüße und Wünsche meiner politischen Freunde aus der 
Schweiz herzlich zu entbieten. Ihr Bundesparteitag ist für uns Beweis 
und Gewißheit der geschlossenen Kraft und der inneren Vitalität der 
CDU, aber auch Beweis der Aufgeschlossenheit und des Zukunftsglau­
bens unserer verehrten deutschen Freunde. 

Jedermann weiß heute, überall, daß die CDU Deutschland aus den 
materiellen und geistigen Ruinen des Zweiten Weltkrieges emporge­
hoben und ihm dos Vertrauen und das Ansehen in der Welt wiederge­
wonnen hat. Das ist die unwiderlegbare geschichtliche Leistung von 
unserem Bundeskanzler Dr. Adenauer und von unseren deutschen 
Freunden der CDU. 

(Beifall.) 

Wi r wünschen und wir fördern die freundliche Zusammenarbeit der 
christlich-demokratischen Parteien. Die christliche Demokratie ist heute 
eine lebendige Wirklichkeit, ein politisches Faktum in Europa, sie ist 
aber auch ein Ferment der Hoffnung für die Menschen und für die Völ­
ker, welche an die Freiheit der Welt glauben und aus den Energie­
quellen des Christentums Gerechtigkeit und Nächstenliebe schöpfen 
wollen. 

Meine verehrten Freundet Noch zwei Worte. Wir Schweizer wissen, 
daß wir auf viel Verständnis für die besondere Lage unseres Landes 
rechnen können, sowohl der Vielgestaltigkeit der Kulturen sowie der 
Neutralität. Wi r sind zwar nicht im gleichen europäischen Klub, aber 
die Schweiz ist im Herzen Europas eine Enklave der EWG. Kein Land 
der Welt pflegt intensivere Beziehungen mit Deutschland und kauft pro 
Kopf der Bevölkerung so viel von Deutschland wie die Schweiz. 

(Beifall.) 

Herr Bundeskanzler Professor Erhard hat an der Universität St. Gallen 
und in den letzten Tagen dem Ministerpräsidenten Erlander gesagt, 
daß die Neutralität von einer wirtschaftlichen Teilnahme am euro­
päischen Aufbau nicht ausschließe, daß die Neutralität nicht bestraft 
werden soll, daß die EWG zu eng sei und darum erweitert werden 
müsse. Wir freuen uns über diese Äußerungen des deutschen Regie­
rungschefs. Sie bestätigen uns, daß die CDU die Türe offen halten wil l , 
damit der Brückenschlag zwischen den zwei europäischen Gruppen, da­
mit eine gesamteuropäische Lösung EWG und EFTA durch schrittweises 
praktisches Vorgehen erreicht werden kann. Und wir hoffen sogar, daß 
durch die Hilfe der deutschen Freunde auch an der Kennedy-Runde die 
Paritätenformel nicht die Falschen treffe und nicht gerade die Freunde 
diskriminiere. Die Schweiz ist bereit, ihren bescheidenen, aber ernst­
haften Beitrag zu leisten für ein wirtschaftlich Integriertes und polit i­
sches Europa. Wenn man ober aus dem alten Kontinent ein neues 
Europa bauen wi l l , dann sollte man unseres Erachtens für die kleinen 
neutralen Staaten die Türe der Zusammenarbeit offenhalten. Und die 
Gewißheit generösen Verständnisses und Ihre Freundschaft freuten uns. 
Was wäre Europa ohne die christliche Demokratie, hat mit rhetorischer 
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Frage Herr Professor Hallstein uns in Luzern zugerufen. Ich überlasse 
Ihnen vertrauensvoll die Antwort. 

Ich wünsche unserer Schwesterpartei, der CDU Deutschlands, weiterhin 
kraftvolle Behauptung, um die Zukunft zu gestalten, ich wünsche ihr 
Glück und Gottes Segen, für die Führung des deutschen Volkes auf dem 
Wege der Gerechtigkeit, der Freiheit, der Einheit. 

(Lebhafter Beifall.} 

Präsident Dr. SEEBOHM: 

Liebe ParteifreundeI Wir danken Herrn Nationalrat Dr. Tenchio von 
ganzem Herzen für diese freundschaftlichen und aufgeschlossenen 
Worte, die wir ebenso aufnehmen werden, wie er sie gesprochen hat 
und wie sie in den Gedanken und in der Einstellung zu Ihm zurück­
gehen. 

Es spricht jetzt zu uns namens unserer Freunde aus Skandinavien Herr 
Cassel, Schweden. 

Leif CASSEL (für die skandinavischen Freunde): 

Herr Vorsitzenderl Herr Bundeskanzler! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es ist für uns als Repräsentanten für die konservativen 
Parteien in Dänemark, Norwegen und Schweden eine große Ehre, an 
einer Tagung wie dieser teilnehmen zu dürfen, die noch einmal unter 
der Leitung einer der großen politischen Gestalten des 20. Jahrhunderts 
stattfindet. 

Die konservativen Parteien in unseren Ländern, obwohl sie ja leider 
nicht wie Ihre große Schwesterpartei in diesem Lande sich in Regie­
rungsstellung befinden, sehen es als eine ihrer wichtigsten Aufgaben 
an, in der Arbeit zur Förderung von engen und freundschaftlichen 
Beziehungen zwischen dem Norden und dem übrigen Westeuropa mit­
zuwirken. 

Der Norden ist immer ein Teil von Europa gewesen, und zwar heute 
mehr als je. 

In den letzten Jahren wuchs im Norden das Gefühl von der Solidarität 
mit Europa immer stärker. Dem wird keineswegs von der Tatsache 
widersprochen, daß wir in Schweden bei der außenpolitischen Konzep­
tion unserer Bündnisfreiheit in Friedenszeit bleiben. Falls man dies als 
Neutralität bezeichnen möchte - obwohl Neutralität, streng genom­
men, als terminus technicus für Kriegsverhältnisse reserviert sein sollte 
- so sind wir, wie Sie wissen, auf alle Fälle in unseren Herzen den Ge­
schehnissen gegenüber keineswegs unengagiert. Wir Schweden meinen 
auch, daß wir unsere im Verhältnis zu unserer wirtschaftlichen Stärke 
sehr schweren militärischen Opfer einen nicht unwesentlichen. Beitrag 
zur Beibehaltung der Stabilität im nördlichen Teil von Europa leisten. 
So wie vor einigen Tagen der schwedische Ministerpräsident, so möchte 
auch ich zum Ausdruck bringen, wie wir alle im Norden über die Ber­
liner Mauer empört sind und wie wir alle der bestimmten Ansicht sind, 
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daß die deutsche Frage nicht gegen, sondern mit den Deutschen gelöst 
werden muß. 

(Starker Beifall.) 

Unsere Hoffnung liegt darin, daß die Arbeit, die man in BrOssel be­
gonnen hat und die immer noch in den Windeln liegt, immer stärker 
wachsen wird und immer viele weitere Länder mit einbeziehen sollte, 
so daß wir einmal zu einem Europa von eng verbündeten Staaten ge­
langen. Ich bin fest davon überzeugt, daß auch einmal England sein 
Instrument im europäischen Konzert spielen wird. 

Von unserer Seite wurde die EFTA nie als ein Endziel betrachtet. Nur 
als die Möglichkeiten, ein einziges Europa zu schaffen, scheiterten mit 
den Verhandlungen über eine europäische Freihandelszone, stimmten 
wir im Norden dem Vorschlag zu, eine Zusammenarbeit in unseren 
eigenen Kreisen zu fördern. 

Als deshalb die EFTA entstand, war es unsere feste Oberzeugung - und 
sie ist es immer noch - daß die EFTA-Zusammenarbeit möglichst libe­
ral, nach außen gerichtet, gestaltet werden muß, um die Bestrebungen 
weiterer europäischer Zusammenarbeit zu stützen. Wir im Norden be­
trachten die gegenwärtige erfolgreiche Arbeit zur Verstärkung der 
EFTA als einen Schritt auf dem Wege zu einer vollen europäischen 
Integration. 

In diesem Zusammenhang möchte ich gerne hinzufügen, welch großes 
Gewicht wir darauf legen, daß auch diese weitere europäische Inte­
gration so gestaltet wird, daß dadurch weltumspannende Beziehungen 
stimuliert werden. 

In diesem Geist treten wir die Verhandlungen in der Kennedy-Runde 
und in der Welthandelskonferenz an. 

In Verbindung mit diesen Gedanken und Hoffnungen blicken wir auch 
von unserer nordischen Warte mit großem Vertrauen und Erwartung 
auf Sie, Herr Bundeskanzler, hinüber. 

In diesen Bestrebungen muß natürlich auch der Norden mitarbeiten 
dürfen. Wir gehören geistig und historisch zu Europa und — falls wir 
das Problem materiell betrachten - wenn wir einmal den erstrebten 
Anschluß gefunden haben, wird nicht nur unsere Wirtschaft, sondern 
die gesamte europäische Wirtschaft davon Vorteile haben. 

Die Bundesrepublik ist unser wichtigster Geschäftspartner. Tatsächlich 
sind wir einer der größten Abnehmer der Bundesrepublik. Seit dem 
Mittelalter und der Hansezeit bestehen enge und vertrauliche Verbin­
dungen zwischen uns im Norden und den großen Geschäftshäusern in 
den Städten an der Nordsee und an der Ostsee. Es liegt im Interesse 
unserer Völker, daß diese historischen Verbindungen und deren mo­
derne Ausläufer nicht geschädigt, sondern gestärkt werden. 

Die konservativen Parteien im Norden bleiben in der tiefsten Dank­
barkeit gegenüber unseren Freunden der CDU und ganz besonders 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, gegenüber. Das von Ihnen geleistete Bei-
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spiel und Ihr Vertrauen in die freien Kräfte der gesunden Wirtschaft 
bedeuten auch für uns sehr viel. 
Wir glauben wie Sie, daß die Kräfte der freien Wirtschaft eine unent­
behrliche Quelle zur Stärke sind, wenn es darum geht, den einzelnen 
Menschen und Bürgern ein freieres, sicheres und reiches Leben zu be­
reiten. 
Im Auftrage meiner Kollegen aus dem Norden danke ich Ihnen recht 
herzlich für Ihre Liebenswürdigkeit, uns zu dieser Tagung einzuladen. 
Wir wünschen Ihnen viel Glück und Erfolg in Ihrer Arbeit und für die 
wichtigen Verhandlungen dieser bevorstehenden Tagung. 

(Starker Beifall.) 

Präsident Dr. SEEBOHM: 
Liebe Pgrteifreundel Wir danken Herrn Cassel sehr aufrichtig für seine 
Worte, und wir möchten unseren Freunden aus Skandinavien ver­
sichern, daß die Christlich Demokratische Union - besonders nachdem 
Sie in so aufrichtiger Weise unsere durch die Berliner Mauer und durch 
die Todeszone so schmerzlichen Probleme angesprochen haben - sich 
die ganze besondere Aufgabe stellt, die Verbindung zwischen dem 
freien Europa und Skandinavien mit allen ihr nur möglichen Mitteln zu 
fördern. 

Ich danke Ihnen sehr. 
Es spricht jetzt zu uns Herr Prof. von Niftrik aus den Niederlanden. 

(Der Redner wird mit herzlichem Beifall begrüßt.) 

Prof. Dr. E. C. von NIFTRIK (Holland): 
Herr Präsident! Herr Bundeskanzler! Meine Domen und Herren! Auf 
dem Wege zum Katheder habe ich den Auftrag bekommen, kurz zu 
sprechen, ich hoffe, dos zu tun. 

Es ist mir eine Ehre und eine Freude, hier zugegen sein zu dürfen. 
Ich spreche einige Begrüßungsworte namens dreier christlicher Par­
teien in Holland: für die Katholische Volkspartei, die Antirevolutionäre 
Partei und die Christlich-historische Union. Ich selber gehöre zur dritten 
Union. 
Es wird Sie vielleicht verwundern, daß wir drei christliche Parteien ha­
ben. Es ist so, daß die Einheit in unserem Lande immer besser wird. Es 
kann sein, daß die Verlobung einer Prinzessin einige Schwierigkeiten 
macht; aber diese Schwierigkeiten sind zu Oberwinden. 

(Lebhafte Heiterkeit. - Starker Beifall.) 

Ich möchte noch einiges hinzufügen: Heute Nachmittag habe ich Dinge 
gehört, die mir wohlgetan hoben. 
Herr Dufhues hat Ober die geistigen Grundlagen unseres politischen 
Verhaltens gesprochen. Ober die Grundsätze unserer Politik und über 
eine Grundsatzkommission, einen Beirat, damit die Christlich Demo­
kratische Union an ihren Grundsätzen festhält. 
Es gibt heute in Europa eine Strömung, die den christlichen Parteien 
zuruft, sich zu entideoiogisieren. Das ist eine gefährliche Strömung, 
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möchte ich sogen, und Ich habe heute mittag auch gehört, wie Herr 
Dufhues sagte, wir haben keine Ideologie, wir bekennen uns zu Chri­
stus, das ist nicht dasselbe. Das möchte ich unterstreichen. 

Wenn wir fragen, was die christliche Ethik und was die christliche Poli­
tik eigentlich sind, dann ist es die Zukunftsgestaltung, lese ich dort; -
um es aufrichtig zu sagen: nicht wir gestalten die Zukunft; aber wir 
gestalten die Zukunft dadurch, daß wir nach einer Gestaltwerdung 
Christi im heutigen Leben suchen, und das ist eine schwierige Aufgabe. 
Wir in Holland wollen versuchen, diese Gestaltwerdung des Evange­
liums im öffentlichen Leben zu suchen und zu finden, und das Beste, 
was ich Ihnen wünschen kann, ist, daß auch Sie in Ihrem großen und 
großartigen Lande auf neue Weise versuchen, dem Form zu geben, 
was Sie im Evangelium verstanden und gelesen haben, was Sie auf 
Golgatha gesehen und gefunden haben. 

(Lebhafter Beifall.] 

Präsident Dr. SEEBOHM: 
Meine lieben Parteifreunde! Wir alle danken Herrn Professor von 
Niftrik für seine richtungsweisenden Worte, und wir sind ihm besonders 
dankbar dafür, daß er namens der drei christlichen Parteien der Nie­
derlande hier zu uns gesprochen hat. Hier in Hannover und im Lande 
Niedersachsen sind wir durch eine lange Grenze mit den Niederlan­
den verbunden, und wir wissen aus alter Tradition, daß wir gern alles 
tun möchten, um diese guten, auf christlichem Geist beruhenden Be­
ziehungen zu unseren Nachbarn in den Niederlanden zu einer echten, 
christlich begründeten Zusammenarbeit zu gestalten. Haben Sie herz­
lichen Dank! 

(Lebhafter Beifall.) 

Da leider die Obersetzung der Rede unseres Freundes dal Faico, 
Italien, heute nicht stattfinden kann, darf ich Mrs. Emmet, member of 
parliament, bitten, zu uns zu sprechen. 

(Der Gast wird mit lebhaftem Beifall empfangen.) 

Mrs. EMMET, MP, Präsident des DberseebOros der Konservativen 
Partei: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist mir eine große 
Freude, wieder als Gast Ihrem Parteitag beiwohnen zu können. Ich 
sowie mein Stellvertreter, Herr Patrick Wall, bringen Ihnen herzliche 
Glückwünsche von unserer Konservativen Partei sowie von unserem 
Vorsitzenden, J. M. Mac Leod, der leider, weil er so stark durch die 
Wahlvorbereitungen in Anspruch genommen ist, bisher noch keine Ein­
ladung Ihrer Partei annehmen konnte. Sie verstehen, wie wichtig diese 
Wahlen für uns Konservative sind 

(Zurufe: Bravo.) 

und vielleicht auch für Sie. 

(Zurufe: Sehr gut. - Lebhafter Beifall.) 
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Um Mißverständnisse zu vermeiden, möchte ich hier einen Punkt er­
wähnen, den Ihr Vorsitzender, mein alter Freund, Herr Adenauer, an­
gesprochen hat. 

(Zurufe: Bravo. - Heiterkeit und lebhafter Beifall.) 
Meine Partei und die Regierung haben klar und deutlich ihre Bereit­
schaft zum Beitritt in die EWG erklärt. Daß Großbritannien der EWG 
jetzt noch nicht angehört, ist - glaube ich - jedenfalls weder unser 
Wunsch gewesen, noch ist es unserer Politik zu verdanken. Die Tür 
wurde nicht von uns geschlossen, ich glaube, es ist sehr wichtig, daß 
sich unsere zwei Parteien noch besser kennenlernen. Wenn auch an der 
Spitze die Minister nicht alles erledigen können, so können wir doch 
als Fußvolk das Fundament aufbauen. 

Ich möchte nochmals erklären, welche politische Bedeutung für uns der 
Ausdruck „konservativ* hat. Für uns bedeutet das, das Beste zu be­
wahren und in der jeweiligen Gegenwart für die Zukunft darauf auf­
zubauen. Das bedeutet, konservativ zu sein. 
Wohl zu dem Wichtigsten gehört jedoch der christliche Glaube, und 
und hier, meine Damen und Herren, sind wir mit der CDU einig. Ich 
hoffe, daß in den kommenden Jahren unsere Freundschaft vertieft und 
fester geschmiedet wird. Das wäre eine gute Sache für Großbritannien 
und die Bundesrepublik, für Europa, für die Atlantische Gemeinschaft 
und für die ganze Welt. 

(Lebhafter Beifall.) 

Nochmals herzlichen Dank auch im Namen meines Kollegen für Ihr so 
herzliches Willkommen I - Ich danke schön. 

(Lebhafter Beifall.) 

Präsident Dr. SEEBOHM: 
Meine lieben Parteifreunde! Wir danken Mrs. Emmet sehr für diese 
freundlichen Worte und sind ihr besonders dankbar dafür, daß sie uns 
nun schon zum wiederholten Mal die Freude ihrer Gegenwart ge­
schenkt hat. Wir freuen uns sehr, daß sie trotz der Vorbereitungen für 
den Wahlkampf, in dem sie ja auch selbst stehen wird, sich die Zeit 
genommen hat, zu uns zu kommen. 
Unsere aufrichtigen und herzlichen Glückwünsche begleiten sie in die 
kommende Zeit, sie und unsere Freunde in England. - Ich danke Ihnen 
sehr. 

(Lebhafter Beifall.) 

Ich darf nun einen besonders lieben und altbewährten Freund bitten, 
zu uns zu sprechen: Herr Landeshauptmann Gleissner für die Österrei­
chische Volkspartei. 

(Der Gast wird mit lebhaftem Beifall empfangen.) 

Dr. Heinridt GLEISSNER, österreichische Volkspartei, Landeshaupt-' 
mann in Oberösterreich: 
Verehrte Damen und Herren! Als langjähriger Parteiobmann, der viele 
Parteitage mit veranstaltet hat, weiß ich genau, was Sie von mir er-
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warten: einen charmanten Anfang, einen erhebenden Schluß und da­
zwischen möglichst wenig I 

[Lebhafte Heiterkeit und Beifall.) 

Ich werde mich danach richten. 
(Heiterkeit.) 

Ich habe Ihnen die Grüße der Osterreichischen Volkspartei, besonders 
des Bundesparteiobmanns, Minister a. D. Dr. Klaus, zu überbringen. 
Daß wir 5 Mann hoch die stärkste ausländische Delegation sind, ist 
nicht auf unsere leichtfertige Reiselust zurückzuführen, sondern wir 
sagten uns, die Bundesdeutschen stellen das größte Kontingent an Be­
suchern Österreichs im Sommer und im Winter, da müssen wir auch 
entsprechend auftreten. 

(Lebhafter Beifall und Heiterkeit.) 

Damit ist also irgendwie eine kleine Fremdenverkehrswerbung ver­
bunden. 

(Heiterkeit.) 

Ich möchte Ihnen sagen, was mir in Berlin passiert ist, weil das noch 
zum charmanten Anfang gehört: Ich habe in Spandau gesprochen, und 
als humorvoller Redner komme ich meist in den Dialekt hinein. 

(Heiterkeit.) 

Anschließend kam eine Frau zu mir und sagte, Herr Landeshauptmann, 
Ihre Rede war wundervoll; ich habe kein Wort verstanden. 

(Lebhafte Heiterkeit). 

Darauf fragte ich sie; wieso war sie denn wundervoll? - Sie sagte, 
wenn Sie sprechen, klingt's wie Urlaub! 

(Lebhafte Heiterkeit und Beifall.) 

Da verrate ich Ihnen ein Geheimnis: Die Werbung kostet uns wenig 
Geld; wir fahren nur viel herum und reden ein bißchen. Aber jetzt 
möchte ich Ihnen sagen, daß wir natürlich deswegen gern hierher ge­
kommen sind, deswegen, weil uns eine dreifache Verbindung mit der 
CDU verknüpft. 

Das Erste ist die ungeheure Hochachtung Ober die Leistung der vergan­
genen Jahre. Ich weiß, daß in der Politik das, was in der Vergangen­
heit war, nichts gi l t ; aber ich sage Ihnen meinen eigenen Eindruck.-Ich 
war einen ganzen Tag in Würzburg. Ich bin gestern früh weggefahren. 
Ich kannte Würzburg in seiner tiefsten Not. Was ich gestern gesehen 
habe, ist so unglaublich, daß Ich Ihnen sagen muß, es ist überhaupt 
nicht zu erklären. Da möchte ich Ihnen sagen, daß Sie diese Hoch­
achtung doch wirklich ehrlich verdienen, und ich glaube, es ist schon 
so, daß man vom Ausland her das eher schätzt als dann, wenn man 
hier wohnt. 

(Lebhafter Beifall.) 

Es ist wie bei einem Ölgemälde. Wenn Sie knapp vor einem Ölge­
mälde stehen, sehen Sie nur Farbflecke; gehen Sie welter zurück, so 
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erkennen Sie dos schönste Bild. Von Osterreich aus: wunderbar. Es ist 
unfaßbar, in welcher Zeit dieser Wiederaufbau erfolgt ist. 
Dos Zweite! Nehmen Sie einem Österreicher nicht übel, daß er sagt: 
Wie froh sind wir, daß wir nicht Beziehungen haben, die in Korrekt­
heit bestehen, sondern in Freundschaft, in Herzlichkeit und Sympathie, 
wie es immer war, bevor die Notzeit ausgebrochen ist, die uns trennte. 

(Beifall.) 

Wir fühlen uns bei Ihnen im Freundeskreis, und ich darf auch noch 
sagen, diese Sympathie ist besonders stark, wenn wir empfinden, was 
die blutenden Wunden Berlin und Ostzone für Sie bedeuten. Ich bin 
Landeshauptmann in einem Land, wo zehn Jahre lang die Donau die 
Grenze zwischen Amerika und Rußland war. Bei uns gab es das 
Scherzwort: Unsere Brücke ist die längste der Wel t ; sie geht von W a ­
shington bis Moskau. Wenn wir auch andere Ausgangspunkte für die 
glückliche Lösung unseres Konflikts hatten - aber, verehrte Frauen und 
Herren, wir wußten ja zehn Jahre nicht, ob wir nicht das Ärgste der 
Teilung Österreichs befürchten mußten. Daher empfinden wir mit Ihnen, 
und unsere Wünsche sind bei Ihnen, und möge nur die Welt sehen, daß 
Berlin ein Fanal ist, in welcher dunklen Nacht wir dahingehen in un­
serer Gegenwart, daß es ein Symbol ist dafür, was ein standhaftes und 
tapferes Volk zu überwinden imstande isti 

(Lebhafter Beifall.) 
Ich komme zum erhebenden Schluß. 

(Heiterkeit.) 

Ich möchte noch ein drittes sagen, dazu, warum wir ein solches Inter­
esse an Ihrem Parteitag haben. Die Probleme und Aufgaben, die Sie 
besprechen, sind diejenigen aller christlich-demokratischen Parteien, 
und es ist nicht so, als würde mit den Wirtschaftsfragen - so glänzend 
sie gelöst werden - auch olles gelöst sein. Ich bin gestern abend in 
Hannover an den Kinos vorbeigegangen. Da wurde das Stück ange­
kündigt: „Volle Herzen und leere Taschen*. Ich habe gedacht, der 
gegenteilige Film; „Volle Taschen und leere Herzen* würde unserer 
Zeit entsprechen. 

(Sehr gut - und Beifall.) 
Vergessen wir nicht, daß derjenige den großen Weltkampf gewinnt, 
der erst wieder imstande ist, die leeren Herzen zu füllen. 

(Beifall.) 

Unsere Entwicklung geht dahin, daß trotz Wirtschoftsblgte die Herzen 
leerer werden - ein Phänomen, dem wir gegenüberstehen. Wer soll 
dieses Problem lösen? Sehen Sie, meine Oberzeugung im Hinblick auf 
die christlich-demokratische Partei meines Landes resultiert daraus, daß 
ich glaube, daß nichts anderes diese Kluft schließt, als das Christentum 
in unserer Welt präsent zu halten, die Demokratie so aufzufassen, daß 
der Mensch nicht die Verantwortung für sein Leben und Dasein von 
einem anderen abgenommen bekommt. 

(Beifall.) 
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Wenn Sie ihm die Verantwortung nehmen, werden Sie ihm nie mehr 
die reiche Fülle des Herzens geben. Daher glaube ich: Diese Parteien 
haben den SchlOssel zur Lösung unserer Weltfragen, wo die Gefahren 
von den Hungernden und von den Satten kommen, in der Hand. Sie 
müssen glaubwürdig werden, Sie müssen irgendwie ernst genommen 
werden, und Sie müssen unsere Menschen ansprechen; denn es geht 
darum, daß Geistes- und Gewissensfreiheit nur in einer Weit existieren, 
in der Kollektivismus und Totalitarismus nicht die Herrschaft ergreifen. 
Wenn wir uns nicht von Gott regieren lassen, werden wir von Tyrannen 
beherrscht werden. Sie haben überall den aggressiven Atheismus - das 
müssen wir so verbreiten, daß es geglaubt wird, vorleben und die Ge­
fahren aufzeigen. Wi r leben in einer Welt. Jeder, die ganze Welt, ist 
unser Nachbar. Wi r müssen besonders die Jugend überzeugen, daß es 
sich in dieser einen Welt rentiert, politisch zu kämpfen, weil nur dann 
diese Welt unter der Führung der christlich-demokratischen Parteien 
eine Welt der Freiheit und des Friedens sein und bleiben wird. 
Das wünsche ich Ihnen, daß Sie uns anregen und ein Beispiel geben, 
und ich glaube, daß Sie dazu imstande sind, weil wir voller Hochach­
tung vor all dem stehen, was Sie schon geleistet haben. 
In tiefer innerer Verbundenheit mit Ihnen grüßen wir Sie, verehrte 
CDU, und halten nächstes Jahr alle Daumen, die wir haben, damit Sie 
wiederum gewinnen, nicht wegen Ihrer Partei, sondern wegen der 
Rettung der Welt. 

(Langanhaltender sehr starker Beifall.) 
Präsident Dr. SEEBOHM: 
Verehrter, lieber Herr Landeshauptmann, die Rede war wundervoll. 
Das darf ich Ihnen genauso wieder sagen, und sie war ausgesprochen 
österreichisch, voller Charme und mit einem tiefen Ernst. Das ist dos, 
was uns oftmals so fehlt, daß wir nämlich unseren Ernst mit einem sol­
chen Charme und mit einer solchen Lebhaftigkeit umkleiden können. 
Wi r danken Ihnen von ganzem Herzen, und grüßen Sie unsere öster­
reichischen Freunde von der ÖVP! 

(Lebhafter Beifall.) 
Meine lieben Parteifreunde, damit ist die Reihe der Grußworte zu Ende 
und wir kommen nun zur 

Aussprache. 
Ich darf nochmals darum bitten, daß diejenigen Damen und Herren, 
die sich zur Aussprache meiden wollen, sich der Wortmeldungen be­
dienen. Die Ordner befinden sich im Saal und nehmen Ihnen diese 
Wortmeldungen ab und bringen sie uns noch hier hinauf, so daß Sie 
nicht wegen der Wortmeldung allein hierher zu kommen brauchen. Sie 
können uns diese Zettel zuschicken. Ich darf jetzt die Aussprache er­
öffnen. Die erste Wortmeldung stammt von Herrn Dr. Wlaschek vom 
Landesverband Oder-Neiße. Ich erteile Herrn Dr. Wlaschek das Wort. 
Dr. WLASCHEK, Landesverband Oder/Neiße: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Heute vor­
mittag sprach unser verehrter Herr Vorsitzender Dr. Adenauer mit be­
sonderer Betonung von der Freiheit und der Würde des Menschen. 
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Freiheit und Würde sind zwei Begriffe, die uns Menschen im Westen 
selbstverständlich, vielleicht zu selbstverständlich geworden sind, so 
daß wir zwar wissen, daß unsere Landsleute jenseits des Todesstreifens 
und jenseits der Mauer leiden, aber nicht in der Lage sind, die Schwere 
und Last des furchtbaren Druckes voll zu ermessen. Sollen wir, meine 
Damen und Herren, die Erfüllung unserer Verpflichtung gegenüber un­
seren Brüdern und- Schwestern in der Zone nur darin sehen, daß wir 
gelegentlich Briefe oder Päckchen hinüberschicken? Sollen wir nicht 
vielmehr versuchen, besonders denen zu helfen, das Los zu mildern, die 
drüben am stärksten leiden, die von der Flut einer ungerechten und 
grausamen Justiz verfolgt werden? 

Gestatten Sie mir, meine werten Parteifreunde,' eine Anregung zu 
geben. Ob dieser Weg, den ich kurz aufgreifen will, gangbar ist, das 
möge die Bundesregierung prüfen. Ob der Weg einen Erfolg zu ver­
zeichnen haben wird, wird sich zeigen müssen. 
Es ist in diesem Raum wohl niemandem unbekannt, daß zahlreiche Re-
gierungsinstituiionen und Organisationen in der Zone Belastungsmate­
rial aus der Nazizeit gegen prominente Bundesbürger sammeln und, 
das darf einmal gesagt werden, auch fälschen. 

Selbstverständlich dürfen wir Verbrechen aus Auschwitz oder Buchen­
wald nicht schützen, im Gegenteil, es ist unsere Aufgabe und unsere 
Pflicht, sie einer gerechten Strafe zuzuführen. Die Unterlagen für diese 
Prozesse befinden sich jedoch nicht nur im Osten, sondern auch im 
Westen. In Anlehnung an die Verfolgung der Naziverbrechen sollten 
wir hier im freien Westen, in der Bundesrepublik, anderes Material 
sammeln, und zwar Material gegen jene Richter und Justizbeamten der 
Zone, die sich in ihrer amtlichen Tätigkeit wiederholt eines Verbrechens 
schuldig gemacht haben und schuldig machen. 
Dann sollten wir Anklage erheben gegen jene Richter und Staatsan­
wälte wegen Verbrechens gegen die Menschlichkeit, wegen Freiheits­
beraubung, wegen grober Körperverletzung mit Todesfoige und wie 
alle anderen Anklagepunkte heißen. Stellen wir doch dann dieses 
Material den zuständigen Stellen mit der Bitte zur Verfügung, nämlich 
den Stellen in der Zone, die Verbrecher zu bestrafen. Gewiß, Sie wer­
den mit mir derselben Meinung sein, daß weder Hilde Benjamin noch 
ein Volksrichter von diesem Material Gebrauch machen wird. Selbst­
verständlich werden wir keinen solchen Angeklagten zur Verantwor­
tung ziehen können, derzeit noch nicht, welchen sittlichen Wert jedoch 
und welche moralische Unterstützung eine solche dauerhafte Aktion für 
alle Bürger der Zone haben würde, dürfte von uns kaum zu unterschät­
zen sein. Vielleicht dürfte sogar mancher Richter, wenn er weiß, daß er 
wegen eines ungerechten Urteils irgendwann einmal zur Verantwor­
tung gezogen werden könnte, wenigstens etwas humaner urteilen. Für 
manchen unschuldigen Angeklagten dürfte es vielleicht einige Jahre 
weniger Bau bedeuten oder sogar entscheidend für die Erhaltung sei­
nes Lebens sein. 

Ist das nichts? Ist dieses einzige Leben nicht wert, daß man die hier 
von mir aufgezeigte Anregung prüft und vielleicht zunächst eine Zen-
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trale schafft, die alle in der Zone begangenen Verbrechen registriert 
und dann anklagt. Darum bitte ich Sie. 

(Beifall.) 

Präsident Dr. SEEBOHM: 

Das Wort hat Herr Dr. Klepsch, der Vorsitzende der Jungen Union. 
Dr. KLEPSCH, Junge Union: 

Meine Herren Vorsitzenden! Meine lieben Parteifreunde! Ich möchte-
zum Geschäftsbericht des Herrn Geschäftsführenden Vorsitzenden der 
Christlich Demokratischen Union sprechen; denn ich bin der Auffas­
sung, daß es notwendig ist, auf diesem Bundesparteitag einiges zu 
unserer Arbeit miteinander auszutauschen und zu besprechen. 

ich bin dem Herrn Geschäftsföhrenden Parteivorsitzenden außerordent­
lich dankbar für den nüchternen Bericht, den er gegeben hat, der uns 
einen Einblick darüber vermittelt, daß der Prozeß der sogenannten Par­
teireform sich nicht innerhalb von wenigen Monaten vollziehen kann, 
sondern daß er ein mühseliges Werk ist, das aber um der gemein­
samen Sache willen geleistet werden muß. 

Wenn ich hier als Vertreter der Jungen Union spreche, so möchte ich 
eigentlich meine Ausführungen damit beginnen, daß ich das berühre, 
womit wir im Bericht zu Recht unmittelbar angesprochen worden sind. 
Ich würde beginnen mit der Frage der Mitgliederwerbung; denn das 
ist eine Frage, die sich auf unsere Stellung in der Partei und unsere 
Mitarbeit in vollem Umfange bezieht; denn diese Partei ist ja unsere 
Partei. Wir, die Junge Union, werden sie eines Tages ausfüllen und 
tragen müssen, nämlich diejenigen, die aus unseren Reihen kommen. 

ich will Ihnen ehrlich zugestehen, daß es für uns ein nicht befriedigen­
der Zustand ist, daß 4 5 % unserer Mitglieder noch nicht Mitglied der 
Christlich Demokratischen Union sind. 

Unsere Aufgabe wird sein, in der vor uns liegenden Zeit dafür Sorge 
zu tragen, daß die größte Zahl von uns in die Christlich Demokratische 
Union hineinwächst und hineingeht. Wi r müssen in ihr mitarbeiten. 
Diese Mitarbeit in der Partei und nicht außerhalb der Partei, glaube 
ich, ist die Verpflichtung, die uns allen auferlegt ist. Wi r können in die­
ser Aufgabe vieles leisten, wenn wir sie ernsthaft in Angriff nehmen. 
Eines habe ich in dem Bericht etwas vermißt. Das steht damit im Zu­
sammenhang. Das ist die Notwendigkeit,' daß wir über gut geschulte 
und gut informierte, vom Standpunkt her festgeformte Mitarbeiter ver­
fügen müssen. Ich meine unsere Bildungsarbeit. Dem, was wir bisher 
hier getan haben, fehlt die notwendige Systematik. 

Das Politische Seminar der Akademie in Eichholz ist ja ein löblicher, 
aber nur ein Anfang. Worum es gehen muß, das ist, dafür zu sorgen, 
daß die Mitglieder der Christlich Demokratischen Union, auch die aus 
unseren Reihen, in der Lage sind, die Grundsätze und die Prinzipien 
nicht nur emotionell zu erfassen, sondern auch in politischen Diskus­
sionen Oberzeugend darzulegen. 
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Wir brauchen Mitarbeiter, die als Fachleute zu den politischen Fragen 
Stellung nehmen. Wir brauchen sehr viele solcher Mitarbeiter. Das will 
heißen, daß wir die Zahl der tätigen, der aktiven Mitglieder, jener Mit­
glieder, die nicht nur ihren Beitrag - einen bis jetzt viel zu geringen 
Beitrag, der in Zukunft unserer Arbeit entsprechend angepaßt werden 
muß - zahlen, sondern wir brauchen auch Freunde, die neben der Lei­
stung ihres finanziellen Obolus darangehen, unsere Arbeit Oberall zu 
leisten und in der Öffentlichkeit zu vertreten. 

Wenn ich von der Jungen Union her eines sagen darf, so ist es dieses: 
Die junge Generation erwartet ganz klar eine Antwort von -der Christ­
lich Demokratischen Union darauf, wie die Zukunft Deutschlands ge­
mäß dem Leitsatz unseres Parteitages gestaltet werden soll. 
Die junge Generation erwartet ein klares zielbewußtes Programm der 
Christlich Demokratischen Union für die Ausformung von Staat und 
Gesellschaft in der vor uns liegenden Zeit. Die Junge Union erwartet 
ein solches Programm ohne Abstriche zugunsten irgendwelcher anderer 
Gruppen in der politischen Arena in Deutschland. Das heißt, daß wir 
für die Zukunft Antworten erwarten, wenn auch im Rahmen der von 
dem Ersten Parteivorsitzenden angeführten Umgrenzung, daß wir nichts 
Unmögliches fordern wollen. Aber Klarheit, Zielstrebigkeit und Beharr­
lichkeit in der Verfolgung dieser Ziele erwartet die junge Gene'ration 
von der Partei, von der Parteiführungsspitze und ollen ihren Manda­
taren. 

Wir müssen dabei an der Spitze der politischen Parteien in Deutsch­
land bleiben. Die Christlich Demokratische Union hat den Aufbau in 
Deutschland unter Leitung Konrad Adenauers bewältigt, weil sie mo­
derne, den Zeitverhältnissen und ihren Problemen angepaßte und nicht 
irgendwelchen verstaubten Ladenhütern folgende Thesen und Formeln 
entwickelte, die in die politische Arbeit umgesetzt werden konnten. 
Auch für die Zukunft mul3 dos so sein. 

Ich möchte nun noch zwei Dinge hinzufügen. Wir erwarten von unserer 
Partei, daß sie sich von den anderen politischen Kräften in Deutschland 
klar abgrenzt, auch von denen, mit denen wir in einer Koalition leben. 

(Beifall.) 

Wir erwarten, daß dem Wähler deutlich gesagt wird, wie die Christlich 
Demokratische Union, wenn Sie, was wir alle wollen, im Jahre 1965 die 
absolute 'Mehrheit erreicht, Deutschland gestalten wird. 

Wir wenden uns dabei sehr nachdrücklich gegen olle Bemühungen der 
sozialdemokratischen Opposition, den Umweg über eine Diffamie­
rungskampagne gegen die Männer - nicht gegen die Ideen; denn un­
seren Ideen hat man nichts entgegenzusetzen - , die diese Politik tra­
gen, zu wählen. Ich darf Ihnen ein Beispiel nennen. Unser verehrter 
Bundeskanzler Erhard wird von der Sozialdemokratischen Partei wegen 
des notwendigen Baus eines repräsentativen Dienstsitzes in Bonn ottak-
kiert. Das ist um so verwunderlicher und eigentlich eine Unverschämt­
heit, wenn man bedenkt, daß der sogenannte Kanzlerkandidat der 
Sozialdemokratischen Partei - zu gutem Recht - mit Zustimmung der 
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CDU einen, - ich würde sagen, auch nicht sehr einfachen und schlichten 
Bau in Berlin zur Verfügung erhalten hat. Daran sind doch auch Bun­
desmittel beteiligt, denen die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
zugestimmt hat. 
Es geht also darum, daß in der politischen Auseinandersetzung sichtbar 
wird, daß es sich um eine Auseinandersetzung zwischen - zwei tragen­
den Parteien handelt. Wi r sollten uns dabei auch folgendes vor Augen 
halten. Viele junge Menschen kennen die Zeit des Aufbaus nicht mehr 
aus eigenem Erleben; sie bekommen nur davon erzählt, wie es war, als 
wir an die Arbeit gingen. Diesen jungen Menschen müssen schlüssige 
Vorstellungen über die Bewältigung des Heute und des Morgen vorge­
tragen werden. Da können wir uns nicht auf die Aufbauleistung beru­
fen, sondern da müssen wir auch mit einer klaren - ich würde sagen, 
und das wird man mir als Angehörigem der Jungen Union gestatten - , 
mit einer kompromißlosen Konzeption vor die Wähler treten. 

(Beifall.) 
Präsident Dr. SEEBOHM: 
Das Wort hat unser Parteifreund Landrat Jansen, Hessen. Danach folgt 
Dr. Kohl, Vorsitzender der Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz. 

JANSEN, MdL: 

Meine Herren Parteivorsitzende! Meine lieben Parteifreunde! Herr 
Dufhues hat bei seinen Ausführungen auch ein Bekenntnis zur Bedeu­
tung der Kommunalpolitik abgelegt. Bei der Diskussion seines Refe­
rates sollten daher auch einige Worte zur Kommunalpolitik gesagt 
werden. 
Wi r haben - unser verehrter Freund Dufhues hat das auch erwähnt -
eine Kommunalpolitische Vereinigung, die sich bemüht, die kommunal­
politische Arbeit bis hinunter zu den Kreisen und den Städten und Ge­
meinden durchzuführen. Diese Einrichtung ist nach meiner Überzeugung 
keine selbständige Angelegenheit, sondern eine der verschiedenen 
Gliederungen unserer Bundes.partei. Sie braucht eine erhebliche Hilfe 
für ihre Arbeit In der Zukunft, ganz besonders in einem Jahr wie die­
sem, in dem in einer Reihe von Ländern Kommunalwahlen durchgeführt 
werden. 

Die Tatsache, daß wir auf der kommunalen Ebene in den letzten Jah­
ren - Sie haben gehört, ich komme aus Hessen; wir können da immer­
hin einiges sagen - sehr wesentlich verloren haben, ist nicht nur des­
wegen so traurig und wesentlich, weil wir wissen, wie dann die errun­
gene Macht in den Gemeinden ausgenutzt wird. Sie ist auch noch aus 
einem anderen Grunde entscheidend. Ich bin der Oberzeugung, daß 
eine gute Bundes- oder eine gute Landespolitik, die keinen Untergrund 
mehr in den Gemeinden besitzt, kaum noch durchzuführen ist. 

(Beifall.) 

So, wie die Familien die Urzellen des Volkes sind, so sind die Gemein­
den die Urzellen des Staates. Das haben sie in den schweren Jahren 
nach 1945 bewiesen. Damais mußten sie ganz auf sich allein gestellt. 
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ohne daß es Länder oder einen Bund gab, mit den Aufbauarbeiten 
beginnen. 
Wir wissen ober auch, daß die Kommunalpolitik die Schule der Demo­
kratie ist. Wir klagen immer wieder über mangelndes Interesse unserer 
Staatsbürger. Wir stellen immer wieder fest, daß das politische Inter­
esse sich umgekehrt proportional zur Größe der Komplexe verhält. Wir 
müssen uns aber auch darüber klar sein, daß wir die Politik da, wo sie 
den Bürger am unmittelbarsten anspricht, nämlich unten auf der kom­
munalen Ebene, wieder interessanter gestalten müssen. Das können wir 
nicht, solange die Entwicklung ganz zweifellos die Tendenz in sich 
trägt, daß die Gemeinden in immer stärkerem Maße in die Abhängig­
keit der Länder geraten; jedenfalls kann ich das für Hessen mit aller 

.Sicherheit sagen. Dadurch geht nämlich jede echte Mitverantwortung, 
jede echte Mitarbeit der Bürger auf dem überschaubaren kommunalen 
Sektor immer mehr verloren. 

Darum ist es eine dringende Notwendigkeit, daß einmal auf dem Wege 
der Gesetzgebung - sowohl beim Bund wie bei den Ländern - der Ge­
danke der Selbstverwaltung, der Selbstverantwortung und der Selbst­
entscheidung und damit der staatspolitischen Aktivität der Bürger wie­
der gestärkt wird. 
Es sind aber nicht nur gesetzliche Maßnahmen notwendig. Das gleiche 
gilt auch für das Verhältnis zwischen Bundespartei, Landespartei und 
den Gliederungen der Partei auf Kreis- und Gemeindeebene. Ich stelle 
mit Bedauern fest, daß die Kommunalpolitik von maßgebenden Män­
nern auf Landesebene oder der Bundesebene als fünftes Rad am Wa­
gen betrachtet wird. 

(Beifall.) 

Ich bin der Ansicht, daß hier mehr geschehen muß. Darum bitte ich an 
dieser Stelle auch die ßundespartei, in dieser Hinsicht mehr für die 
kommunalpolitische Arbeit zu tun. Nach meiner festen Überzeugung 
liegt nämlich der Schlüssel für alle politische Erziehung und Bildung 
unten auf den kommunalen Ebenen. 

(Beifall.) 

Wir wollen im Juni - vielleicht vom 18. bis 20. Juni einen Kommunal­
kongreß des Bundes — KPV in Mainz durchführen. Die Vorarbeiten 
laufen. Ich darf Sie jetzt schon darauf aufmerksam machen und heute 
bereits von dieser Stelle unseren verehrten Bundesvorstand bitten, uns 
zu helfen, daß' dieser Kommunalkongreß zu einem großen Bekenntnis 
der christlich-demokratischen Union und der christlich-sozialen Union 
vor den Kommunalwahlen und für die Kommunalwahlen 1964 wird. Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall.) 
PRÄSIDENT: 
Das Wort hat Dr. Kohl, Fraktionsvorsitzender im Landtag Rheinland-
Pfalz. Nach ihm kommt Edelhart Rock vom Landesverband Oder-Neiße. 
Or. Helmut KOHL MdL, Landstagsfraktionsvorsitzender Rheinland-Pfalz: 
Herr PräsidentI Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich bei dieser 
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Generalaussprache zum Referat des Geschäftsführenden Parteivor­
sitzenden - ich hoffe auch in Ihrem Namen - zunächst ein Wort des 
Dankes unserem Freund Dufhues sagen, daß er trotz mancher Widr ig­
keiten der vergangenen zwei Jahre, wie sein heutiger Bericht deutlich 
zeigte, nicht verzagte. 

Meine Damen und Herren! Das ist immerhin angesichts der Aufgabe, 
die vor ihm stand und steht, einiges. Und es sind ja so viele in der 
Gesamtheit der CDU in Dortmund weggegangen mit dem Motto oder 
mit dem stillen Vorsatz: so, jetzt kann nichts schief gehen, jetzt haben 
wir einen Geschäftsführenden Vorsitzenden, jetzt wird es schon ganz 
von allein gehen. 

Wir werden uns gerade über diese Meinung, die weitverbreitet ist, 
heute vielleicht noch etwas mehr zu unterhalten haben. 

In diesen Dank möchte ich auch einschließen, Herr Geschäftsführender 
Vorsitzender, das, was viele Freunde der Partei im Bundesvorstand 
und in der Bundestagsfraktion, aus den Kreisen der Landesvorsitzenden 
in den schwierigen Tagen des Oberganges von Bundeskanzler Aden­
auer auf den Bundeskanzler Erhard in dieser würdigen Form der Über­
leitung der Verantwortung für unsere Gesamtpartei und auch damit für 
unser Volk getan haben. 

(Beifall.) 

Es war eine heikle Aufgabe, das kann man auch in aller Öffentlichkeit 
ansprechen, und wir können stolz darauf sein, daß das letztlich doch in 
einer Form gelöst wurde, die eben dem Geist und dem Gesetz des 
Angriffs dieser Christlich Demokratischen Union in Deutschland ent­
spricht. 

Meine Damen und Herren! Dies soll ein Parteitag der Diskussion sein, 
und ich bin sicher, daß bei der geistigen Struktur unserer Partei im 
Jahre 1964 heute weit weniger Diskussion darüber ausbrechen wird, ob 
wir als CDU eine andere programmatische Grundlage brauchen. Vor 
einigen Jahren war in Kiel die Rede davon, die CDU solle durch einen 
Liberalisierungsprozeß sich einer Öffnung unterwerfen und anderes 
mehr. Diese Stimmen sind stiller geworden und, wie ich sagen möchte, 
Gott sei Dank stiller geworden, weil sich doch gerade in diesen Jahren 
des gesellschaftlichen Umbruchs deutlich gezeigt hat, daß wir als CDU 
unser Profil völlig verlieren, meine Freunde, wenn wir nicht in der Lage 
sind, in den grundsätzlichen Dingen, von unseren Prinzipien und un­
serer Weltanschauung ausgehend, wesentliche Entscheidungen und Ant­
worten für das Morgen zu geben, die eben die Sozialdemokratie, die 
eben die Freie Demokratische Partei in Deutschland so nicht geben 
kann. 

(Beifall.) 

Wir brauchen aus dieser Sicht kein neues Grundsatzprogramm, wir 
brauchen im pragmatischen Bereich der Tagespolitik und auch darüber 
hinausgehend in einer Reihe von anderen Fragen der Gesellschafts­
politik Leitlinien, die Ober eine Legislaturperiode hinausgehen. Das soll 
\a nun, und das ist besonders positiv zu erwähnen aus dem Bericht des 
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Geschäftsführenden Vorsitzenden, geschehen. Eines aber will ich 
hier deutlich sagen, meine Damen und Herren, es ist auch viel Unruhe 
in dieser Partei, der Christlich Demokratischen Union, und es ist keine 
schlechte Unruhe, sondern eine durchaus fruchtbare Unruhe, die uns 
umtreibt, wenn wir sogen, es geht zu langsam mit dem Parteiwerk der 
CDU in Deutschland. Wir können nicht zuwarten, bis irgend jemand 
diese Partei formt, wenn wir nicht selbst bereit sind, diese Partei auch 
für unsere Zeit entsprechend der inneren Ausgestaltung zu formen. 

(Beifall.) 
Insofern, meine Damen und Herren und lieber Freund Dufhues, haben 
wir nicht allzuviel Zeit mehr, und es bleibt nicht mehr allzuviel an Jah-
rän, um diese Dinge so zu fügen, wie wir sie brauchen. 

Es gab, und ich spreche es auch offen aus, und es gibt in der CDU eine 
Tendenz, die da lautet: lange Jahre unter der bewährten Führung Kon­
rad Adenauers, der Bundeskanzler wird es schon machen I Es gab eine 
wesentlich liebevollere Formulierung, Herr Bundeskanzler, die Sie 
selbst kennen, dos brauche ich heute hier nicht zu sagen. 

Manche sagen nun heute unter Bundeskanzler Erhard genau das 
gleiche, ohne sich zu vergegenwärtigen, daß vieles sich in unserem 
Volke in diesen Jahren gewandelt hat, daß die Herausforderung der 
SPD unserer Tage größer ist als die der ersten Jahre nach dem zweiten 
Weltkrieg und daß - ob wir es wünschen oder nicht, ob wir es zugeben 
oder nicht - die Gefahr der Verführung unseres Volkes im Zeitalter 
des Godesberger Programms ungleich größer ist als in den Jahren 
1949 bis 1958. 

(Lebhafter Beifall.) 

Und insofern ist es eine gefährliche Einstellung, wenn Fragen unserer 
modernen Massengesellschaft bei uns nur delegiert werden. Sie sollen 
und sie können auch delegiert werden, aber ein Staat und eine poli­
tische Partei leben von dem, was die mitbürgerliche Verantwortung von 
unten nach oben zu tragen und vorzutragen bereit ist. Und hier, meine 
Damen und Herren, sind wir noch auf weiten Strecken unterwegs. Wir 
sind in weiten Bereichen der Bundesrepublik mit der Organisation der 
CDU im Prinzip über die Situation einer Wählervereinigung nicht her­
ausgekommen. Es sind fruchtbare, es sind großartige Ansätze vorhan­
den, aber, meine Domen und Herren, man kann es nicht einigen Weni­
gen überlassen, und man kann hier auf diesem Parteitag nicht applau­
dieren, wenn solches ausgeführt wird, wenn man nicht bereit ist, zu 
Hause, im eigenen Ortsverband, im eigenen Kreisverband, auch im 
eigenen Landesverband die entsprechenden Konsequenzen aus einer 
solchen Haltung zu ziehen. 

(Beifall.) 

Und es ist von Josef-Hermann Dufhues zu Recht erwähnt worden, daß 
wir auch heute noch in der Gefahr stehen, daß in weiten Bereichen die 
Partei als ein Anhängsel der Bundestagsfraktion - und ich sage dos 
auch als Vorsitzender einer Landtagsfraktion - , die Landesparteien als 
ein Anhängsel der Landtagsfraktionen betrachtet werden. Dos ist von 
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der Struktur, der Aufgabenstellung der Partei her schlecht und falsch. 
Und hier darf ich bitten, daß das neu zu wählende Präsidium und der 
gesamte Vorstand vielleicht noch etwas mehr als bisher Führungsauf-
gaben wahrnehmen. 
Und, verehrter Herr Geschäftsführender Vorsitzender, dazu scheint 
auch zu gehören, daß Bundesvorstand und Bundesausschuß nicht nur 
regelmäßig tagen, sondern daß diese Tagungen attraktiv sind, so 
attraktiv, daß man andere wichtige Termine gerne sein läßt, um zu die­
ser attraktiveren und wichtigeren Sitzung zu gehen. Da scheint mir 
manches im argen zu liegen. 

(Beifall.) 
Ich sehe gerade in einer Partei wie der CDU, die sich nicht nur im 
Mundbekenntnis, sondern überall im Bund und in den Ländern zu 
einem wohlverstandenen föderalistischen Staatsaufbau bekannt, der 
nichts zu tun hat mit duodezfürstlichem Denken, daß wir in einem 
solchen Staatsaufbau die Bundespartei nicht als eine Addition von 
Landesverbänden brauchen, sondern als einen echten integrierenden 
Faktor der gesamten Politik. Es muß möglich sein, im Rahmen der 
Bundespartei über entscheidende Fragen im Ausgleich zu sprechen. 
Mein Vorredner hat sehr zu Recht auf einige Punkte der Kommunal­
politik hingewiesen. Ich kann nur sagen, ich glaube nicht, daß irgend­
einer unserer Mitbürger, um dessen Stimme wir in den nächsten Jahren 
kämpfen müssen, unterscheiden wird zwischen der CDU einer Ge­
meinde, eines Landes oder des Bundes. Wenn wir Prügel beziehen 
müssen, meine Damen und Herren, und beziehen werden, beziehen wir 
sie als CDU, weil unsere Mitbürger keinen Unterschied machen. 

Ich komme aus Rheinland-Pfalz. Wir haben am 31. März des vergan­
genen Jahres unsere Erfahrungen gemacht. Aus diesen schmerzlichen 
Erfahrungen heraus darf ich diese Tatsache hier auch weitergeben. 
Mir erscheint es besonders günstig, Herr Kollege Dufhues, daß Sie hier 
den Plan eines Studienzentrums einmal mehr in der Öffentlichkeit an­
gesprochen hoben. Mein dringender Wunsch ist: Lassen Sie es nicht bei 
einem Plan bewenden, sondern handeln Sie, sorgen Sie dafür, und 
dafür sind Sie auch in Dortmund gewählt worden, und Sie werden 
sicherlich am Dienstag wieder - ich bin kein Prophet - in diesem Amte 
bestätigt, und zwar nicht als eine Art Gesamtprokurist der Partei -
dann würden Sie nur zu einem Teil Handelnder - , sondern als einer, 
der hier eine besondere Idee durchzusetzen hat. Dafür sollen Sie un­
ser Vertrauen wiedererhalten. Das bedeutet, daß dieses Studienzen­
trum bald kommt; denn eines der großen - wie ich meine - Versäum­
nisse der CDU der letzten Jahre war, daß wir uns im geistigen Bereich 
mit Mitbürgern in Deutschland, die im geistigen Bereich tätig und be­
heimatet sind, zu wenig der Diskussion gestellt haben, daß wir es zu­
ließen, obwohl das Argument unwahr ist und keiner von uns, auch ich 
nicht, persönlich für sich ein solches Argument hinzunehmen bereit ist, 
daß wir hausbacken seien, was wir gar nicht sind, daß wir zu wenig 
mit Menschen aus dem Bereiche der Universitäten, mit Schriftstellern, 
mit Künstlern uns auseinandergesetzt haben, nicht nur in Form von 
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kontroversen Diskussionen, sondern auch, um von dort Rat und Rat­
schlag entgegenzunehmen. Vielleicht liegt auch ein Teil - ich sage ein 
„Teil" - der sogenannten schlechten Presse der CDU — wobei ich 
unter Presse auch Film und Rundfunk genauso einfügen möchte - in 
diesem Bereich begründet. 

Es gibt in Deutschland Leute, die uns ganz allgemein wegen unserer 
Grundstruktur und wegen unserer Grundeinstellung nicht mögen und 
diese Haltung auch nicht ändern werden, wenn die CDU mit ihnen ein 
Gespräch eröffnet. Aber es gibt auch im Bereiche der Massenmedien 
viele Suchende, die von uns Aufschluß haben wollen. Meine Damen 
und HerrenI Man soll sich abgewöhnen, was leider in der Politik im 
allgemeinen und auch' in der CDU im besonderen oft zu beobachten 
ist: daß man ganz schnell auf diese Kreise schimpft. Wenn ein Minister, 
ein Abgeordneter, ein Repräsentant der CDU am Sonntag eine wenig 
kluge Rede gehalten hat, dann kann er nicht erwarten, daß er am 
Montag darüber gute Kommentare findet, meine Damen und Herren. 

• (Lebhafter Beifall.) 
Dann ein weiteres. Ich meine, wir hoben vielleicht eine unserer Wahl­
parolen der letzten Jahre intern zu eng ausgelegt, wir waren nicht 
oder nur zu wenig bereit, von unseren Freunden und Anhängern Opfer 
zu verlangen. Ich bin sicher, dos bezieht sich nicht nur auf Opfer im 
Finanziellen; aber, Herr Bundesschatzmeister, was Sie im Parteiaus­
schuß gesagt haben, ist auch wichtig, auch dort hat es einen echten 
Bezug. Wenn wir nicht bereit sind, eine echte Partei zu werden auch in 
der Form, daß wir von allen unseren Freunden in der Partei und von 
allen unseren Funktionsträgern Opfer verlangen, dann werden wir die 
Aufgaben der Zukunft nicht meistern. Wenn ich hier olle Funktions­
träger ansprach, dann meine ich nicht nur den Ortsvereinsvorsitzenden 
und den Ortskassierer draußen, dann meine ich allgemein jeden Man­
datsträger: egal, ob im Bundestag, im Landtag oder den einzelnen 
kommunalen Parlamenten. Da meine ich auch die, die in hohe Amter 
des Staates hineingekommen sind, auf Grund des Rufes der Partei, 
meine Damen und Herren. 

(Starker Beifall.) 
Hier sind schon alle irgendwie mit dem Führen eines Wahlkampfes be­
faßt gewesen. Wer weiß, wie so sehr mancher von uns deprimiert zu 
Hause saß, wenn dieser oder jener Redner absagte, weil es noch wich­
tigere Dinge oder scheinbar noch viel wichtigere Dinge gab, wer 
weiß, daß Reden auch in Bonn kursieren, lieber Freund Dufhues, die 
da lauten: das sind nur Landtagswahlen, dos sind keine großen 
Wahlen. -

Meine Damen und HerrenI Wir sind eine Partei. Wenn wir irgendwo 
geschlagen werden, werden wir als Partei geschlagen und nicht nur 
irgendein Landesverband. 

(Starker Beifall.) 
Aus dieser Gesamthaltung heraus möchte ich ein Wort der Ermunte­
rung sprechen auch hier vor oller Öffentlichkeit an unseren Bundesvor­
sitzenden: daß Sie unseren Mitgliedern im Kabinett, daß Sie unseren 
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Mitgliedern im Präsidium der Partei, auch im Vorstand der Partei - das 
gilt für alle Formen auch der Landesorganisation - deutlich sagen, daß 
auch von ihnen die Partei ein besonderes Opfer nicht nur verlangen 
kann, sondern verlangen muß, meine Damen und Herren. 

(Starker Beifall.) 

Ich sage das auf Grund bestimmter Erfahrungen. Ich habe mir vorge­
nommen, wenn ich nach Hannover komme, diese Sorgen, die mir von 
vielen Freunden in unserem Landesverband in vielen Versammlungen 
in den letzten Monaten aufs Herz gebunden wurden, einmal ganz 
öffentlich loszuwerden. 

Es wäre töricht - so meine ich - für die CDU, wenn es uns nicht ge­
lingt, das Thema Parteireform - ich nehme diesen Ausdruck nur sehr 
ungern in den Mund, weil ich ihn nicht für sehr glücklich gewählt halte; 
es gäbe sicherlich bessere Begriffe, wenn man nachdächte - zu 
erledigen, und es wäre tödlich für uns, wenn wir nur nach Art bestimm­
ter Redner in bestimmten Organisationen olle zwei Jahre über Partei­
reform sprächen und dann nach dem Weggang von Dortmund das 
Thema wieder der Bundesgeschäftsstelle in Bonn und einigen wenigen, 
die noch daran glauben,überlassen. Wenn es uns nicht gelingt, von Mal 
zu Mal , von Parteitag zu Parteitag, in dieser Frage ein entscheidendes 
Stück weiterzukommen - dos würde für mich bedeuten, beim nächsten 
Parteitag mit Neuwahlen einen Bericht zu hören, daß ein Studienzen­
trum in dieser Zeit errichtet wurde - dann glaube ich, werden wir vor 
der Frage der Zukunft an uns verzagen müssen. Das Wichtigste ist 
sicherlich auch das, wo die CDU in weiten Kreisen unserer Bürgerschaft 
in den letzten Monaten und vor allem in den letzten zwei Jahren am 
meisten mit angegriffen wurde, nämlich daß man daran zweifelt, ob 
wir noch die Bereitschaft, die Führungskraft der Bundesrepublik zu sein, 
so haben wie in den ersten Jahren nach Gründung der Bundesrepublik. 
Meine Freunde! Es liegt an uns, daß dieses deutliche Merkmal, dieses 
deutliche Merkmal des Bereitseins zum Föhren, wieder eine größere 
Ausstrahlung gewinnt in den Kreisen der Christlich Demokratischen 
Union, daß weite Teile unserer Bevölkerung nicht nur sagen, die CDU 
habe eine großartige Vergangenheit gehabt, sie ha.be eine großartige 
Politik in den letzten Jahren mit hervorragenden Männern betrieben, 
sondern die CDU ist auch der erste Garant für das Morgen, für die Zu­
kunft, für die nächsten Jahre. 

Ich habe den Eindruck, daß es nicht genügt, wenn wir das auf dem 
Parteitag sagen, sondern es wird entscheidend sein, daß wir draußen 
vorleben, daß wir daran glauben. 

(Starker Beifall.} 

Präsident Dr. SEEBOHM: 

Das Wort hat unser Parteifreund Edelhord Rock vom Landesverband 
Oder/Neiße. 

Ihm folgt der Parteifreund Josef Lutz vom Landesverband Württem-
berg-Hohenzollern. 
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Edelhard ROCK (Landesverband Oder/Neiße): 
Herr Bundesparteivorsitzenderl Meine lieben Parteifreunde! Als vor 
einigen Wochen der Landesvertriebenenausschuß Rheinland getagt hat, 
hat man an den Bundesvorsitzenden unserer Partei, Herrn Dr. Konrad 
Adenauer, ein Telegramm des Dankes gesandt wegen seines steten 
Einsatzes fOr einen Teil der Bevölkerung dieses Volkes: für die Heimat­
vertriebenen. 
Auf der vorletzten Bundesparteiausschußsitzung war es Minister Dr. 
Grundmann von Nordrhein-Westfalen, der beschwörende Worte an 
die Mitglieder des Bundesparteiausschusses richtete und daran er­
innerte, daß man, wenn man die Wahlen 1965 gewinnen wolle, sich 
dieses Bevölkerungsteils besonders annehmen müsse. Unser Freund 
Schütz in Bayern hat einmal gesagt: Laßt diesen Bevölkerungsteil nicht 
links liegen, damit er nicht eines Tages links stehen bleibt. 

(Sehr gut!) 

Meine lieben Parteifreunde! Mich hat etwas auf diesem Parteitag sehr 
beeindruckt: der charmante Appell des Herrn Landeshauptmann von 
Linz, der in Umkehrung eines Filmtitels von den vollen Taschen und 
den leeren Herzen gesprochen hat. 

Schlagen wir doch nun einmal an unsere Brust, ob es uns in unserer 
Partei nicht so ähnlich geht. Ich hätte mich heute nicht zu Wort ge­
meldet, wenn sich nicht vorhin unser Freund Klepsch zu Wort gemeldet 
hätte, der mir das Stichwort von der Diffamierung gegeben hat. Wenn 
wir uns gegen die Diffamierung unserer Gegner richten, dann sollten 
wir das aber auch gegen die Diffamierung unserer eigenen Freunde 
tun. 
Ich bin erschüttert, zutiefst erschüttert, daß in der hier aufliegenden 
Nr. 3 der Zeitschrift „Die Entscheidung', für die unser Freund Klepsch 
ja in gewissem Sinne die Mitverantwortung tragen muß, eine Diffamie­
rung fortgesetzt wird, die bereits ihren höchstrichterlichen Abschluß 
gefunden hat. 

Ich könnte es mir bequem machen - leider haben wir den wörtlichen 
Auszug nicht bekommen - und könnte den Herrn Bundestagspräsiden­
ten aus der vorletzten Bundespartei-Ausschußsitzung zitieren, der unter 
den sogenannten Fall Oberländer einen klaren Schlußstrich gezogen 
hat. Ich wäre dem Herrn Bundestagspräsidenten dankbar, wenn er das 
vor dieser Öffentlichkeit und vor diesem Parteiforum wieder einmal 
täte. 
Mir tut es bitter weh, daß unsere Freunde von der Jungen Union zu 
allem, aber auch zu allem, was ganz parteiintern zu sogen wäre, in 
in aller Öffentlichkeit Stellung nehmen. Da greift man in Befugnisse 
der Kreisverbände ein und will Vorschriften machen, wen ein Kreisver­
band aufnehmen kann oder nicht. Man greift in einer sehr schweren 
Situation in die Geschicke unseres Freundes Theodor Blank ein und 
man diffamiert weiter in den Fragen, die uns am Herzen liegen. Ich 
tue es nicht gern, aber in Abwandlung eines Wortes, das der Berliner 
Bürgermeister Albertz einmal gebraucht hat „Geisterreiter von Pan-
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kov/" vt̂ Orde ich sagen, wir in der CDU sollten uns hüten, „Geisterreiter 
für Pankow* zu werden. 
Sehen Sie, die Junge Union sollte doch einmal überlegen, daß man das 
Schicksal eines Volkes nicht vergessen kann und daß 10-, 20- und mehr 
Tausende, vielleicht mehr, als die Junge Union heute Mitglieder hat, 
einmal auf der Straße des Sterbens vom Osten nach dem Westen zu 
Tode gekommen sind. Man sollte auch nicht vergessen, daß es heute, 
im Jahre 1964, sehr einfach ist, über die Vergangenheit von Männern 
richten zu wollen, die sich unter Umständen in ständiger Bedrohung 
und Lebensgefahr einem Gewaltsystem gegenübergestellt haben. 

(Beifall.) 
Ich war einmal junger Politiker der Zentrumspartei und gehörte damals 
auch zur jungen Generation. Ich war stolz darauf, einmal jüngster 
Stadtrat von Preußen zu sein; aber das, was nachher kam, war fürch­
terlich für mich. Daß wir das verstanden haben, dafür sollten wir dan­
ken. Wenn die Junge Union nun glaubt, den Stein der Weisen in der 
CDU gefunden zu haben, sollte sie - wenn sie sich hier in ihren Blät­
tern so manchmal, statt Kritik zu treiben, zum Opportunismus treiben 
läßt - erkennen, daß es verdammt unbequem war, über die Schnee­
steppen Sibiriens als Gefangener gejagt zu werden und dann als Hei­
matvertriebener hier im Westen neu anfangen zu müssen. 
Wir müssen zu unseren Schicksalsgefährten aus dem deutschen Osten 
ein ganz anderes Verhältnis bekommen, sonst befürchte ich, daß sehr 
zum Schaden des deutschen Volkes und Europas die größte Partei, die 
der Abseitsstehenden und Nichtwähler, weiter gewinnt. Wir sollten alle 
unsere Kraft anwenden, um in die Partei der Nichtwähler, der Abseits­
stehenden wieder einzubrechen und sie davon zu überzeugen, daß die 
Christlich Demokratische Union das Schicksal Deutschlands und das 
Schicksal Europas sein wird. 

(Lebhafter Beifall.)-
Präsident Dr. SEEBOHM: 
Das Wort hat unser Parteifreund Josef Lutz, WOrttemberg-Hohen-
zollern; ihm folgt der Parteifreund Dietrich vom Landesverband Hessen. 

Josef LUTZ, Landesverband Württemberg-Hohenzollern: 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, Herr Minister Dufhues hat 
sich darüber beklagt, wie gering die Mitgliederzahl unserer Partei ist. 
Er hat gesagt, wie sehr er sich darum in den letzten Monaten bemüht 
hat, diese Zahl zu erhöhen. 
Ich bin ein kleiner Kreisvorsitzender in einem Kreis, der sich hauptsäch­
lich aus Landwirten und Arbeitern zusammensetzt. Wir haben nicht 
viel Industrie; aber wer sind denn eigentlich die Mitglieder der CDU? 
- Es sind im Verhältnis doch kleine Leute, Leute, die von dem Wirt­
schaftswunder sicher viel profitiert haben; aber es gibt Leute, für die 
das noch viel mehr zutrifft. Diese Leute aber vermisse ich in der CDU. 
Als kleine Kreisvorsitzende aber können wir diese Leute nicht so 
ansprechen. Diese sollten nach meinem Dafürhalten ab und zu einmal 
von den Herren Bundesministern in ihren Reden und Interviews im 
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Fernsehen angesprochen werden, damit auch sie Mitglied der CDU 
werden und damit auch sie sich mit ihrer ganzen Persönlichkeit für die 
Christlich Demokratische Union einsetzen. 

(Lebhafter Beifall.) 

Präsident Dr. SEEBOHM: 

Das Wort hat Parteifreund Dietrich vom Landesverband Hessen; ihm 
folgt der Bundestagsabgeordnete, unser Parteifreund Dr. GradI von 
der Exil-CDU. 
Ist Herr Dietrich nicht da? -

(Zuruf: Nein!) 
- Dann ist die Wortmeldung verfallen, und ich darf dann unseren 
Freund GradI bitten, zu sprechen. 

Dr. J. B. CRADL, MdB, Exil-CDU: 

Meine Freunde! Ich wollte eigentlich ein Wort zu einer Bemerkung 
sagen, die der Herr Altbundeskanzler heute vormittag gemacht hat; 
aber das schiebe ich jetzt einmal zurück: denn mittlerweile sind mir 
hier zwei Pressefernschreiben übergeben worden, die in ihrem Inhalt 
so unerfreulich sind, daß die Auseinandersetzung damit wichtiger ist. 
Ich habe hier zwei Fernschreiben. Das eine gibt einen Bericht über eine 
Rede wieder, die Bundestagsvizepräsident Dr. Thomas Dehler 

(Zurufe: Wieder einmal!) 

gestern in Bochum auf einem Parteitag der Jungdemokraten gehalten 
hat. Da heißt es - es ist eine dpa-Meldung - , nach den Worten Herrn 
Dehlers habe Bundeskanzler Erhard gesagt, die Bundesrepublik lasse 
sich von der Regierung der Sowjetzone nicht erpressen. Dem hat nun 
Herr Dehler hinzugefügt, er, Dehler, habe keine Antwort auf die Frage 
erhalten, in welcher Weise versucht werde, die Bundesrepublik unter 
Druck zu setzen. 

(Lebhafter Widerspruch. - Zurufe: Hört! Hört!) 

Meine Freunde, das kann man nicht einfach so hingehen lassen. Denn 
dies ist ausgesagt in einem Augenblick, in dem sich die Bundesregie­
rung von sich aus bemüht, in wirklicher Übereinstimmung mit dem Ber­
liner Senat eine Regelung für die menschliche Begegnung in Berlin zu­
stande zu bringen, die dauerhaft, den Menschen zumutbar und außer­
dem politisch vertretbar ist. In diesem Augenblick eine solche Aussage 
zu machen, i s t - ich möchte parlamentarisch bleiben; aber mir fehlt der 
rechte Ausdruck, um das zu kennzeichnen - ein Tiefschlag gegen diese 
Bemühungen. 

Durch eine solche Aussage wird dem, was Bundesregierung und Staat 
vorhaben, in keiner Weise gedient, sondern es wird gestört, und es 
wird vielleicht sogar auf diese Weise verhindert. 
Aber ich will doch Herrn Dehler und denen, die ihm sicher in dem 
Kreise, in dem er gesprochen hat, Beifall gespendet haben, sagen, wo 
nach unserer Auffassung die Erpressung gelegen hat, jene Erpressung 
nämlich, in Verbindung mit der Regelung zu Weihnachten stattgefun-
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den hat. Hat man damals - unter dem Druck der herannahenden Weih­
nachtstage - nicht von uns die Zustimmung zu einer Regelung für die 
Westberliner verlangt, die schlechter ist als diejenige für die West­
deutschen? Hat man nicht darauf bestanden, daß die übliche Verhand­
lungsbasis Interzonen-Treuhandstelle verlassen wurde und ein Unter­
händler des Berliner Senats, als Verhandlungspartner zur Verfügung 
stehen mußte? Und warum wohl hat man verlangt, daß die Berliner 
einen Antrag auf Zutritt zur Hauptstadt der „Deutschen Demokratischen 
Republik" unterschreiben müssen? Warum hat das Zonenregime das 
getan? Doch nicht aus Menschlichkeit, sondern weil man die Mensch­
lichkeit, die man auf unserer Seite vermutet hat - mit Recht vermutet 
hat - mißbrauchen wollte, um sein eigenes politisches Gesthäft dabei 
durchzusetzen. 

(Lebhafter Beifall.) 
Das ist exakt der Vorgang einer Erpressung. Wenn sich jemand in jener 
Zeit von Menschlichkeit hat bewegen lassen, dann waren nicht die in 
Pankow das, sondern wir sind es gewesen. Wi r haben uns trotz ernster 
Bedenken durchgerungen, dazu ja zu sagen, mancher meinte, wir 
hätten nicht ja sagen sollen. Im ganzen haben wir ja gesagt, obwohl 
es uns politisch recht schwergefallen ist. Wir haben also Menschlichkeit 
gezeigt; die andere Seite aber hat sie zur- Erpressung mißbraucht. 
- Dies zu Herrn Dehler! 

Aber wenn Herr Dehler allein derjenige wäre, der in dieser Frage 
so spräche, so könnte man das vielleicht noch passieren lassen. Wir 
alle kennen Herrn Dehler, so wie er ist. 

(Zurufe.) 
Da sind wir geneigt, gutmütig bei ihm vielleicht ein größeres Maß an -
sagen wir unbeschwerter Rede hinzunehmen. 

(Erneute Zurufe.) 
Leider aber ist Herr Dehler nicht allein. Ebenfalls von diesem Wochen­
ende gibt es ein anderes Pressefernschreiben, dieses nicht von dpa, 
sondern von UPI - über Erklärungen, die von führender sozialdemokra­
tischer Seite gemacht worden sind, insbesondere in Bremerhaven und 
in Bremen. Diese Äußerungen stammen von Herrn Brandt und vor allem 
von Herrn Wehner. Ich sage hier ganz offen, daß ich es tief bedaure 
und daß ich in gewisser Weise erschüttert bin darüber, daß sogar von 
diesen beiden Männern, die doch aus den Einzelheiten der Verhandlun­
gen und Gespräche, in den letzten Wochen genau wissen mußten, 
worum es geht, daß gerade auch von ihnen der Passierscheinvorgang 
benutzt wird, um die parteipolitische Auseinandersetzung in der Bun­
desrepublik anzuheizen und diesen Vorgang zum Gegenstand partei­
politischer Polemik zu machen. 

Herr Wehner hat gesagt, die CDU/CSU sei schuld am Scheitern der 
Verhandlungen über die Passierscheinfrage in Berlin. Er hat hinzu­
gefügt - und das meint er offenbar im Kern - die CDU habe einen 
sich in der Passierscheinfrage am 6. Februar abzeichnenden Erfolg den 
SPD-Politikern mißgönnt. 

(Buh-Rufe.) 
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Ich fühle mich durch die Behauptung verletzt - und sicher nicht nur 
ich - , daß meine Partei nur deshalb, weil sie der anderen Partei etwas 
mißgönnt, eine Regelung ablehnen würde, die im Interesse unserer 
Menschen notwendig und vertretbar wäre. 

(Starker Beifall.) 

Worum geht es konkret? Gemeint ist offenbar ein Verhandlungvorstoß 
am 6. Februar - nachher als ein Tastversuch bezeichnet - eine Anfrage, 
ob die Gegenseite bereit sei, die Regelung, die zu Weihnachten ge­
troffen worden war, noch einmal so, wie sie gewesen ist, zu wieder­
holen. Dagegen haben wir und dagegen hat sich die Bundesregierung 
gewandt. Warum? Einmal aus sachlichen Gründen, aus der Überzeu­
gung, daß das, was man an politischen Konzessionen Weihnachten ein­
geräumt hat, einmal vielleicht verantwortet werden konnte, daß es 
aber ein ganz anderes Gesicht bekäme, wenn man es wiederholen und 
sich dadurch gewissermaßen zu einer Dauerregelung entwickeln ließe. 
Deshalb hat man sich sachlich dagegen gewandt. 

Aber dann gab es noch einen anderen Grund, weshalb man sich da­
gegen wandte: weil dieser sogenannte Tastversuch ein Alleingang ge­
wesen ist, weil er nicht abgestimmt war zwischen Berlin und Bonn. Und 
dazu kann ich nur sagen: Wenn wir überhaupt einen Erfolg haben 
wollen mit solchen hartgesottenen Gegenspielern, wie sie auf der an­
deren Seite am Werk sind, dann können wir ihn nur erreichen, wenn 
wir geschlossen auftreten. Herr Brandt hat neulich in seiner demonstra­
tiven Erklärung im Fernsehen gesagt: Wi r werden dem Gegner etwas 
abtrotzen. - Nun, wir sind ja sehr dafür, abzutrotzen. 

Wenn ich aber etwas abtrotzen wi l l , muß ich meinen Standpunkt auch 
behaupten und darf nicht mit Augenzwinkern und Alleingängen den 
Gegner zu der Meinung bringen, daß wir es ja doch gar nicht so ernst 
meinten und schließlich schon nachgeben würden. 

(Zustimmung und Beifall.) 

Damit nun will ich diesen Teil meiner Bemerkung schließen: Herr 
Wehner hat - immer nach dem Bericht von UPI - die Bundesregierung 
aufgefordert, nunmehr eindeutig zu erklären, ob sie bereit sei, auf ge­
meinsamer Basis Verhandlungen zu führen, oder ob sie weiterhin nur 
gegen die SPD polemisieren wolle. Meine Freunde, die Bundesrgierung 
wird sicher antworten, wo und wie ihr das notwendig und zweckmäßig 
erscheint. Aber wir als die Partei, die die Bundesregierung in erster 
Linie trägt, sind damit ja auch herausgefordert. 

Trotzdem meine ich, wir sollten es mit dieser Anprangerung dessen, 
was polemisiert worden ist, zunächst bewenden lassen. Wir sollten 
uns nicht dazu verführen lassen, diese ernste Frage der menschlichen 
Begegnung der Berliner jetzt zum Gegenstand einer polemischen, 
demagogischen Erklärung zu machen, wie die andere Seite das getan 
hat. Wenn die gemeinsame Basis zerschlagen werden soll - wenn es 
geschähe, wäre es furchtbar - , dann wäre das ein nationales Unglück 
in dieser Auseinandersetzung. Denn es geht um mehr als nur um die 

74 



Passierscheine. Hier steht doch der erste Ansatz der Prüfung für jeden 
der Beteiligten, wie er sich in der nächsten Phase der Auseinander­
setzung zwischen Ost und West um Deutschland verhalten wird. Wenn 
wir in diesem Anfang, in diesem Vorspiel, demonstrieren, daß wir im 
freien Deutschland es nicht fertig bekommen, uns zu einer gemein­
samen Position zusammenzufinden und auch gegen alle parteipoliti­
schen Verlockungen bei dieser gemeinsamen Position zu bleiben, dann 
haben wir das Ringen mit Moskau von vornherein schon zur Hälfte ver­
loren. 
Deshalb wollen wir die Polemik hier nicht von uns aus fortführen und 
zuspitzen. Aber ich wil l doch sagen: das ist die letzte Besinnungspause 
für die, die glauben, mit der Passierscheinfrage ein parteipolitisches 
Geschäft machen zu können. Noch einmal eine Pause also - aber lange 
werden wir es uns nicht gefallen lassen, daß wir, die wir ernste politi­
sche Gründe für unser Denken und Verhalten haben, direkt oder indirekt 
systematisch als solche hingestellt werden, die kein menschliches Ver­
ständnis für das Leid der Trennung haben. Und das steckt doch hinter 
diesen Vorwürfen. 

Meine Freunde! Da ich hier nun einmal stehe, wi l l ich wenigstens noch 
die Bemerkung machen, die ich mir heute vormittag vorgenommen 
hatte. Herr Dr. Adenauer hat heute vormittag in Fürsorge für die Ar­
beit des Deutschen Bundestages auch die Frage der Arbeitsräume der 
Abgeordneten in Bonn angesprochen und darauf hingewiesen, wie 
beengt es dort ist, wie schwierig die Arbeitsverhältnisse sind usw. Ich 
habe nicht die Absicht, dagegen etwas zu sagen. Es ist.leider so, wie 
er es gesagt hat. •> 

Aber nun lassen Sie mich ein Wort hinzufügen. Ich bin sehr dafür, daß 
in Grenzen und mit Maßen versucht wird, dem abzuhelfen. Jedoch 
möchte ich nicht, daß solche Pläne realisiert werden für den Ausbau 
der provisorischen Hauptstadt Bonn, wie sie uns gelegentlich von ver­
antwortlicher Seite in den letzten Wochen und Monaten präsentiert 
worden sind. 

(Beifall.) 

Man muß diese Pläne einmal an den Modellen gesehen haben, um zu 
erkennen, was sich manche Leute vom Ausbau der provisorischen 
Hauptstadt Bonn erwarten, nämlich ein Regierungsviertel und.ein Par­
lamentsviertel, zu dem ein Vergleich aus Brasilia zu stellen ist. 
Nun, meine Damen und Herren, dazu kann ich nur sagen, das können 
wir nicht. Dazu dürfen wir nicht ja sagen. Wi r verlieren die Glaub­
haftigkeit, wenn wir in solcher Weise die provisorische Hauptstadt Bonn 
ausbauen. Wi r verlieren die Glaubhaftigkeit für unseren Anspruch, 
alles, was wir tun, nur zu tun mit dem Blickpunkt auf die Herbeiführung 
der nationalen Einheit und auf die Rückkehr in die wirkliche deutsche 
Hauptstadt Berlin. 

(Beifall.) 

Präsident Dr. SEEBOHM: 

Das Wort hat Herr Hans Schlömer, Landesverband Rheinland. 
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SCHLOMER: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Als heute 
morgen bei der Begrüßung eine stattliche Anzahl von Vertretern der 
gesellschaftspolitisch bedeutsamen Organisationen als hier anwesend 
bekanntgegeben wurde, war ich schmerzlich davon berührt, daß die 
Vertretung der mehr als IV2 Millionen Kriegsopfer in Deutschland nicht 
unter den Gästen des Bundesparteitages hier begrüßt werden konnte. 
Meine Frage an das Präsidium und den Vorstand geht dahin, ob an 
diese Organisationen Einladungen zur Teilnahme an diesem Parteitag 
ergangen sind. Es würde für uns als CDU sicherlich schmerzlich sein, 
wenn solche Einladungen ergangen wären, ihnen aber nicht gefolgt 
worden wäre. Ich glaube, daß die Lösung des Problems, die die Bun­
destagsfraktion der CDU/CSU im letzten Vierteljahr gefunden hat, auch 
für die CDU so positiv ist, daß sie sich draußen sehen lassen kann. 
Was um diese an Protestkundgebungen und unangenehmen Dingen 
auch geschehen sein mag, so sollte das nicht Veranlassung sein, für die 
Zukunft die Kontaktpflege auch zu diesem Personenkreis von selten der 
Partei zu vernachlässigen, sondern wir sollten sie mit einbeziehen in 
das Allgemeinwohl unseres Volkes. Ich würde Sie recht herzlich bitten, 
diese Frage zu beantworten, damit uns Gelegenheit gegeben ist, in den 
morgigen Fachberatungen näher auf diese Frage einzugehen. 

Präsident Dr. SEEBOHM: 

Ich danke unserem Parteifreund und möchte ihm sagen, daß ich nach 
Rücksprache mit unserem Hauptgeschäftsführer der Meinung bin, daß 
die Einladungen herausgegangen sind an die beiden zuständigen 
Organisationen. 
Das Wort hat unser Parteifreund Friedrich Vogel von der Jungen Union 
Westfalen. 

Friedrich VOGEL: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und HerrenI Die Junge 
Union ist vorhin von einem der Herren Vorredner heftig angegriffen 
worden. Sie ist insbesondere bezichtigt worden der Diffamierung von 
Parteifreunden. Ich glaube, daß ich hier im Namen des Bundesvor­
standes der Jungen Union erklären kann, daß uns nichts ferner liegt, 
als unverdient Parteifreunde zu diffamieren. Ich glaube, daß unseren 
Freund Dr. Klepsch keine Mitverantwortung trifft an irgendeiner Diffa­
mierung eines Parteifreundes. 

Es ist zitiert worden die Zeitschrift „Die Entscheidung", und es ist auf 
ein Streiflicht in dieser Zeitschrift verwiesen worden, aus dem sich eine 
solche Diffamierung ergeben soll. Meine Freunde! Zunächst einmal vor­
weg: Wi r haben ein Redaktionskomitee, das in freier Selbstverant­
wortung diese Zeitschrift redigiert. Der Bundesvorstand ist für den 
Inhalt dieser Zeitschrift nicht verantwortlich. 
Trotzdem meine ich, daß sich aus dieser Zeitschrift das, was vorge­
worfen worden ist, nicht ergibt. Ich bitte Sie, auf Seite 22 den Bericht 
unter der Überschrift „Ein Sachkenner* nachzulesen. Es sollte nicht der 
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Eindruck entstehen, als sei die Junge Union nur ein Unruheherd in der 
Partei. Ich glaube, daß die Junge Union bereit ist, in der Partei sach­
liche Arbeit zu leisten. Ich glaube, daß das Leben unserer Kreisparteien 
weitgehend von der sachlichen Arbeit unserer jungen Freunde in den 
Kreisparteien getragen wird. 

Wir sind auch als Junge Union bereit, unseren Beitrag zur inneren 
Gestaltung und Formung unserer Partei zu leisten. Das ist von unserem 
Freunde Klepsch betont worden. 

Wir sind nach dem Deutschlandtag in Fulda selbstkritisch mit uns um­
gegangen. Wi r haben uns die Frage vorgelegt, wie es kam, daß dieser 
Deutschlandtag in Fulda ein so schlechtes Echo in der deutschen Öffent­
lichkeit, in der Presse gefunden hat. Wi r haben nach den Gründen 
gesucht. Wi r sind der Auffassung, daß wir hier als Junge Union einiges 
nachzuholen haben, insbesondere an sachlicher Arbeit. Wi r haben uns 
im Bundesvorstand der Jungen Union vorgenommen, daß wir in der 
Jungen Union ein Beispiel für das, was wir uns unter Parteireform vor­
stellen, geben wollen. Ich glaube, daß die Vorbereitungen, die wir für 
den Deutschlandtag in diesem Jahr treffen, der Öffentlichkeit zeigen 
werden, daß wir hier auf dem richtigen Wege sind. 
Ich darf Ihnen sagen, daß wir zur sachlichen Mitarbeit bereit sind, daß 
wir allerdings nicht der Auffassung sind - und das scheint weithin der 
Eindruck zu sein - , daß personelle Fragen in der CDU tabu seien. Wi r 
sind durchaus bereit, wenn es uns notwendig erscheint, dann auch per­
sonelle Fragen zur Diskussion zu stellen, wenn wir nämlich der Auf­
fassung sind, daß das im Sinne unserer Partei liegt. 

(Beifall.) 
Präsident Dr. SEEBOHM: 

Das Wort hat unser Parteifreund Kai-Uwe von Hassel. 

Bundesminister Kai Uwe von HASSEL: 

Herr Präsidentl Herr BundesvorsitzenderI Meine Damen und Herren! 
Ich möchte ein paar Bemerkungen zu dieser nachmittäglichen Diskus­
sion machen. Ich darf an dos anschließen, was der letzte Diskussions­
redner, der zweite Sprecher der Jungen Union eben vorbrachte. 
Ich glaube nicht, daß es irgendein Mitglied des Präsidiums oder des 
Parteivorstandes gibt, das nicht die große Aufgabe, die sich die Junge 
Union gesetzt hat, mit großer Freude verfolgt und selber alles tut, um 
der Jungen Union diesen Weg in die Politik hinein zu erleichtern. Ich 
habe als Landesvorsitzender genauso wie im Bundesvorstand genügend 
Gelegenheit gehabt, zu sehen, mit welch großem Fleiß und welch 
großer Energie - vielleicht nicht immer mit den recht gesetzten Worten 
- die Junge Union ihrer Aufgabe nachkommt. Wi r Alteren haben allen 
Anlaß, unseren jungen Freunden dabei behilflich zu sein. 

(Beifall.) 

An die Ausführungen des Bundesvorsitzenden der Jungen Union, Herrn 
Dr. Klepsch, darf ich zwei Bemerkungen anschließen. Er sagte: Was 
wir erwarten und von diesem Parteitag erwarten, und was wir wollen 
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- und dann kommen wieder die Worte: erwarten und erwarten - : Wir 
erwarten Klarheit, wir erwarten Zielstrebigkeit. Durch diese Formu­
lierung könnte draußen der Eindruck entstehen, als wisse die CDU 
eigentlich gar nicht, was sie wolle, als sei weder Klarheit noch Ziel­
strebigkeit vorhanden. 

(Beifall.) 

Ich glaube, daß ich hier einmal darstellen müßte, wenn es morgen 
früh der Bundeskanzler nicht selber in einem großen Referat täte, daß 
im weiten Felde der deutschen Politik die Christlich Demokratische 
Union und die Christlich Soziale Union sehr genau weiß, was sie will. 

(Beifall.) 

Daß es hier oder dort einmal Ärgernisse und Schwierigkeiten gibt, daß 
es irgendwo auch einmal eine Malaise gibt, das wissen wir. Die CDU 
ist. bereit, über diese ganzen Fragen nachzudenken, darüber zu dis­
kutieren und Lösungen zu finden. Daß sie das dabei mitunter vor 
breiter Öffentlichkeit macht, bekommt der CDU allerdings nicht immer 
besonders gut. Die Sozialdemokraten haben ganz andere Schwierig­
keiten in ihrer politischen Partei. Kenner der Verhältnisse wissen um 
Proben, die dort ausgestanden werden müssen. Sie haben eine groß­
artige Art, das zu tarnen und nach draußen nicht sichtbar in Erschei­
nung treten zu lassen und draußen bei Lieschen Müller den Eindruck 
zu erwecken, als seien sie, die Sozialdemokraten, eine großartige ge­
schlossene Partei. Sie haben nur etwas mehr Disziplin als wir. 

(Beifall.) 

Aber ich meine, daß wir eines für uns haben, auch wenn es dabei zu­
weilen etwas heftig zugeht vor der Öffentlichkeit: daß wir miteinander 
im Gespräch sind und miteinander diskutieren. Ich möchte hier also 
sehr deutlich sagen: Eine sorgfältige Analyse, die die ParteiausschOsse 
morgen bringen werden, wird zeigen, daß wir sehr genau wissen, was 

•wir wollen. Wenn das irgendwo einmal in Frage gestellt sein könnte, 
werden wir uns bemühen, diese Klarheit herbeizuführen. 
Das zweite - ich unterstreiche jedes Wort, was Herr Dr. Klepsch gesagt 
hat - ist: man muß nach draußen darstellen, daß wir zwei große Par­
teien wollen, die in der Auseinandersetzung miteinander ringen und 
gegeneinander stehen, zwei große Auffassungen: hier CDU, dort SPD. 
Nun meine ich allerdings, daß es nicht ganz einfach ist, eine solche 
harte Auseinandersetzung zu führen, wenn man der Auffassung ist 
- seltsam mag es klingen - , daß eigentlich der Wähler draußen eine 
Parteienauseinandersetzung angeblich nicht wolle und einen solchen 
Streit leid sei. Ob dann der Wähler, wie man so sagt, ein Wischi­
waschi, alles zusammen in einen großen Topf, nur noch eine Partei 
haben will, das weiß ich nicht. Aber ich glaube, daß man dann dem 
deutschen Wähler sagen muß, daß eine solche Auseinandersetzung -
hier die einen, dort die anderen - gerade um der Zukunft Deutschlands 
willen richtig ist. 

Deshalb scheint mir eine Bitte auch und gerade an die Junge Union 
angezeigt zu sein: dann auch selber diese Auseinandersetzung mit dem 
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einzigen ernst zu nehmenden Gegner, mit der SPD, nicht nur aka­
demisch der großen Partei, der CDU, gegenüber hier zu vertreten, 
sondern auch draußen in der Öffentlichkeit, in den Auseinandersetzun­
gen vor Ort mit der SPD zu führen. 

(Beifall.) 

Aber nicht nur die Junge Union, sondern auch wir Älteren können zu­
weilen wieder einmal antreten und deutlicher unsere Meinung sagen. 

(Beifall.) 

Deutlicher unsere Meinung sagen? Ich weiß nicht, ob Sie dieser Tage 
die Bonner Depesche der SPD gesehen haben. Sie erscheint regelmäßig 
in einer Reihe von Sonderausgaben. Eine wendete sich auch an die ihr 
ach so liebgewordene Bundeswehr. In einem Leitartikel dieser Bonner 
Depesche stehen Worte über Herrn Bundeskanzler Ludwig Erhard drin. 
Wenn wir gleiche Worte über den Bundesvorsitzenden und Kanzler­
kandidaten Wi l l i Brandt gebrauchen würden, würden wir sehr rasch 
eines persönlichen Angriffs gegen diesen Mann geziehen werden. 
Wenn wir die staatsmännischen Qualitäten von Herrn Brandt ein wenig 
mit Fragezeichen versehen, dann werden wir sofort angegriffen, wir 
stiegen ins Persönliche, und das solle man unterlassen. 

In dieser Depesche steht dr in: Ludwig Erhard reist und redet und redet; 
im Grunde genommen sei er alt, und er sei eine Enttäuschung. Wenn 
wir herausstellen würden, wie oft eigentlich Herr Brandt in der Welt 
herumreist und redet und redet, 

(lebhafter Beifall.) 

dann wäre das ein Angriff, und zwar nicht nur gegen Herrn Brandt, 
sondern sofort gegen die alte Reichshauptstadt Berlin. Insofern meine 
ich, daß diese Auseinandersetzung - hier die einen, die CDU/CSU, und 
dort die anderen, die SPD - auch in diesem Punkte ruhig einmal zu­
rechtrücken sollte, was auch wir über die Person des Vorsitzenden der 
SPD - nicht aus der Vergangenheit - und über seine gegenwärtigen 
Fähigkeiten der Staatskunst zu sagen ist. 

(Beifall.) 

Zweitens. Ich möchte als ein Mann, der seinen politischen Weg in der 
Kommunalpolitik begonnen hat, dem Herrn Landrat Jansen aus 
Schlüchtern in Hessen für seine Darlegungen zu den Aufgaben der 
Kommunalpolitik, um die sich die CDU zu kümrriern hat - damals, heute 
und in der Zukunft - persönlich danken. Ich bin genau wie er der 
Meinung, daß man oben keine Bundespolitik oder Landespolitik be­
treiben kann, wenn unten nicht das Fundament ist, wenn wir unten nur 
noch möglichst neutrale unpolitische Wählervereinigungen haben. 

(Sehr gut!) 

Auf einer Sammlung von Tausenden von Wählervereinigungen kann 
man oben nicht einen klaren politischen Wil len für die Zukunft kon­
zipieren. 

(Beifall.) 
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Ich freue mich, daß, wie Herr Jansen dargelegt hat. Im Juni eine große 
Tagung, ein Bundeskongreß der Kommunaipolitischen Vereinigung 
stattfindet. Er sagt, dos geschehe auch mit Blickrichtung auf das.Kom­
munalwahljahr 1964. 

Von Herrn Landrat Jansen ist geschildert worden, wie man dort 
draußen in der vordersten Front des Staates, in der Gemeinde, seine 
ersten politischen Erfahrungen - die Erfahrungen in der Demokratie 
und für die Demokratie - gewinnen könnte. Ich unterstreiche das. Ich 
bin 15 Jahre lang Bürgermeister, ehrenamtlicher Vorsitzender einer 
Stadt gewesen und zugleich in der Stadtvertretung, im Kreistag, im 
Landtag und einmal im Bundestag gewesen. Das ist vielleicht ein 
dankenswerter Hinweis für solche, die einmal eine Doktorarbeit über 
Amterhäufungen schreiben wollen. Aus diesen Erfahrungen habe ich 
aber eines gelernt, und das möchte ich nicht nur Herrn Landrat Jansen 
und den Kommunalpolitikern, sondern uns allen für die CDU/CSU mit 
auf den Weg geben. Es ist sehr leicht so, daß ein Kommunalvertrefer 
sagt: Erst kommt die Gemeinde, dann kommt die Gemeinde und dann 
kommt sie schließlich noch einmal - Gemeinde, Gemeinde über alles, 
und alles andere interessiert mich nicht. Ich war auch Mitglied des 
Bundestages und habe den Eindruck, daß zuweilen unsere eigenen 
Bundestagsabgeordneten das Gefühl haben, sie seien überhaupt der 
Mittelpunkt der Welt, und alles andere sei relativ uninteressant. 

(Beifall.) 

Ich war acht Jahre lang Ministerpräsident eines Landes und stand in 
einem außerordentlich interessanten Spannungsverhältnis. Der Bund 
muß zur Erfüllung seiner großen Aufgaben, die vor ihm stehen, die 
nötigen Mittel haben, und man möchte gerne einen größeren Anteil 
an der Einkommen- und Körperschaftssteuer des Landes haben. Auf 
der anderen Seite aber stehen unten die Gemeinden und rufen nach 
einer größeren Bewegungsfreiheit, so hat es uns der Landrat Jansen 
geschildert, man muß also ran an die Mittel dieses Staates, und was 
liegt da am nächsten: man nehme ebenfalls für die Kommunen die 
Mittel des Landes und füge tunlichst hinzu; auch der Bund muß etwas 
tun. 

Meine Damen und Herren! Die CDU muß - und ich wäre dankbar, 
wenn dos auch auf diesem Kongreß der Kommunalpolitischen Vereini­
gung Deutschlands irgendwie sichtbar wird - die CDU muß sich für 
das Ganze verantwortlich fühlen. Einem Bundestagsabgeordneten wird 
das Fundament entzogen, wenn draußen die Länder und die Gemein­
den nicht mehr in Ordnung sind, und eine Kommunalpolitik ist am 
Ende angelangt, wenn der Bund nicht mehr weiter weiß. 

(Beifall.) 

Deshalb hat die CDU die Verpflichtung, ihre Mandatsträger - oben, in 
der Mitte und unten - so zu bilden und zu formen, daß sie sich ver­
antwortlich wissen für das Ganze. Sie stehen auf einem Fundament 
der Gemeinde, sie arbeiten in einem Land, ober sie arbeiten für den 
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Bund. Diese Gemeinsamkeit der Gesamtverantwortung der CDU muß 
bei uns auch in Zukunft groß geschrieben werden. 

Die letzte Frage: Unser Freund, Herr Kohl aus Rheinland-Pfalz, hat sich 
an dos Präsidium gewandt, ich kann mir vorstellen, daß mein Freund 
Josef Hermann Dufhues dazu vielleicht noch einmal das Wort auf­
nimmt, und er hat gesagt, Präsidium und Vorstand werden die Füh­
rungsaufgaben der Partei der CDU stärker übernehmen müssen. Ich 
teile diese Auffassung ebenfalls, aber ich darf doch einmal sagen, daß 
damals, als wir begannen, uns mit der Frage der Parteireform zu be-
ichäftigen, anno 1959, wir das erste Mal mit einer sogenannten Begeg­
nung der Landesvorsitzenden anfingen, zu der alle Landesvorsitzenden, 
auch die Vorsitzenden unserer Vereinigungen, zusammenkamen, ein 
oder zwei dutzendmal in dieser schwierigen Zeit. Und ich glaube, daß 
wir eigentlich erst seit damals die Gesamtverantwortung aller Landes­
verbände für die Bundespartei gewonnen haben. Zuvor war es sehr viel 
schwieriger. Ich möchte Herrn Kohl sagen, wir sind weite Schritte in 
Richtung auf die Gesamtverantwortung gegangen, aber ich möchte 
genauso deutlich hinzufügen, daß ich dankbar wäre, wenn diese Rede 
des Herrn Kohl nicht nur hier mit Blickrichtung auf das Präsidium ge­
halten ist, sondern in den Landesverbänden gehalten würde, mit Blick­
richtung darauf, daß alle Landesverbände bereit sind, dann auch 
einer solchen Führung und einer Weisung, die er von uns, dem Präsi­
dium der Bundes-CDU, verlangt, auch draußen zu folgen und sie nicht 
zu den Akten zu legen. 

(Beifall.) 

Das letzte aber, Herr Kohl: Ich bin persönlich der Meinung, daß wir 
eine ausgezeichnete Politik betrieben haben, und daß es uns aber nicht 
sonderlich gegeben ist, diese Politik auch zu verkaufen. Wenn die 
Sozialdemokraten ihre schlechte Politik so gut verkauft haben, was 
glauben Sie, was uns unsere gute Politik, wenn sie ebenso gut verkauft 
worden wäre, draußen in der Bevölkerung an Ansehen verschafft hätte. 

Wenn wir überall mit dem Fleiß herangehen, der in Teilen der CDU 
wirklich vorhanden ist, zweifle ich nicht daran, daß wir es 1965 glän­
zend machen werden. 

(Lebhafter Beifall.) 

PRÄSIDENT: 
Das Wort zum Schluß der Aussprache hat unser Parteifreund Josef 
Hermann Dufhues. Ich bitte Sie, dieses Schlußwort abzuwarten, denn 
es ist wichtig, daß Sie nun hören, was er auf diese Diskussion zu sagen 
hat. 

Gesdhäftsführender Vorsitzender Josef-Hermann DUFHUES: 

Meine lieben FreundeI Bevor ich zu dem Ergebnis der Diskussion 
Stellung nehme, bevor ich auf Einzelheiten der Diskussion eingehe, 
denke ich unseren ausländischen Freunden auch namens des Präsidiums 
der Christich Demokratischen Union. Die Beiträge unserer ausländi­
schen Freunde hoben ein derartiges Maß an Gemeinsamkeit, haben in 
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so überzeugender Weise dargetan, wie sehr wir einig sind in den 
Grundlagen unseres politischen Denkens, Handelns und unserer poli­
tischen Entscheidungen, daß wir mit neuem Enthusiasmus, erfüllt davon, 
daß in Europa die christlich-demokratische Kraft in allen Ländern 
lebendige Kraft ist, an unsere Aufgabe herangehen können. 
Aber haben Sie auch Verständnis dafür, daß ich gerade hier unter dem 
Eindruck dieser Worte versuche, daraus Konsequenzen zu ziehen. Ich 
richte an Sie die Frage, ob es nicht endlich an der Zeit ist, der sozia­
listischen Kraft Europas, der sozialistischen Internationale einen Zu­
sammenschluß christlich-demokratischer Kräfte entgegenzusetzen, der 
in der Gemeinsamkeit sehr viel stärker sein würde als in der Isolierung 
der Parteien in den einzelnen Ländern. 

(Beifall.) 

Deshalb nehme ich Ihre Grußworte nicht nur mit herzlichem Dank auf, 
sondern mit der Bitte an Sie alle, gemeinsam mit uns zu überlegen, 
wie wir zu einem stärkeren Zusammenschluß der christlich-demokra­
tischen Kräfte Europas kommen können. Das muß sorgfältig und be­
hutsam geschehen, und das muß geschehen vor allem auch unter Ihrer 
Verantwortung. Ich möchte hoffen, daß diese Überlegungen recht bald 
zu konkreten und überzeugenden Ergebnissen kommen. 
Und nun zur Diskussion. Haben Sie herzlichen Dank! Wir alle haben 
auf diese Stunde gewartet, die Stunde der Recphenschaft. Und ich bin 
dankbar dafür, daß Sie bereit sind, nicht nur mit mir, sondern mit 
allen Führungskräften der Christlich Demokratischen Union an der 
weiteren Entwicklung und Stärkung der Partei mitzuarbeiten. 
Ich bin Ihnen dankbar, für jede Anregung, für jeden Beitrag. Ich hoffe, 
daß Anregungen in noch konkreterer Form als am heutigen Abend 
im Arbeitskreis „Grundsatzfragen der CDU' diskutiert und erörtert 
werden. 

Lassen Sie mich nun auf einige Fragen eingehen, soweit es nicht bereits 
von unserem Freunde von Hassel geschehen ist: 

Es ist mit Recht darauf hingewiesen worden, daß ich die Frage der 
systematischen Bildungsarbeit in meinem Vortrag nicht behandelt habe. 
Hier handelt es sich um Aufgaben, die in einem weiten Umfange zum 
Verantwortungsbereich der Akademie Eichholz gehören. Mit Ihnen bin 
ich überzeugt davon, daß eine systematische Bildungsarbeit nicht nur 
im Kreis der hauptamtlichen Mitarbeiter, sondern gerade unter den 
jungen Nachwuchskräften die Voraussetzung dafür ist, daß unsere 
Vorstellungen von christlich-demokratischer Politik in der Jugend unse­
res Volkes lebendig bleiben. Dazu ist erforderlich, daß diese Bildungs­
arbeit stärker und intensiver noch als in der Vergangenheit durch Eich­
holz und durch die vielfältigen anderen Einrichtungen draußen im 
Lande geleistet wird. Einzelne Sprecher haben ein neues Programm 
verlangt. Ich gehöre zu denen, die der Auffassung sind, daß Pro­
gramme wie zum Beispiel das Godesberger, das Gothaer und andere 
Programme - Hinterlassenschaften der ideologischen Parteien des 
19. Jahrhunderts sind. Worauf es heute ankommt, ist, in überschau-
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baren Bereichen auf der Grundlage unserer Gesamtkonzeption klare 
Aktionsprogramme zu entwickeln, im Bereich der Gesellschaftspolitik, 
im Bereich der Gesundheitspolitik, im Bereich der Kulturpolitik, und 
hier Wege in die Zukunft zu weisen, die auch in der Arbeit der Partei, 
letztlich aber auch in der Arbeit der Fraktionen und der Regierung 
ihren Niederschlag finden. 
Dazu gehört allerdings, meine lieben Freunde, daß noch stärker als 
bisher die Autorität der Bundespartei von den Landesverbänden und 
den Kreisverbänden anerkannt und getragen wird. 
Ich verstehe ihre kritischen Anmerkungen zu den Sitzungen des Bundes­
vorstandes und des Bundesparteiausschusses. Es wird notwendig sein, 
daß wir nicht nur - das ist einer der wesentlichen Fortschritte der ver­
gangenen Jahre - das Präsidium, sondern auch Vorstand und Aus­
schuß verantwortlich an den großen Entscheidungen der christlich­
demokratischen Politik beteiligen. Da nach dem Rechten zu sehen und 
hier Anregungen zu geben, wird die Aufgabe der Beratungen des 
morgigen Vormittags sein. 

Meine lieben FreundeI Sie haben hingewiesen auf die mangelnde 
Fähigkeit der Christlich Demokratischen Union, ihre Erkenntnisse, ihre 
Überlegungen und ihre Gedanken in der Bevölkerung so zu verbreiten, 
wie es vielleicht der einen oder anderen Partei in Deutschland ge­
geben ist. 

Ich darf mit allem Nachdruck darauf hinweisen, daß unsere Bemühun­
gen, ein besseres Verhältnis zu Presse, Rundfunk und Fernsehen herzu­
stellen, während des letzten Jahres zunehmend Erfolg gehabt haben. 
Wir haben nicht nur im Bereich der Presse, sondern auch im Bereich 
von Rundfunk und Fernsehen versucht, verstanden zu werden. Wir 
haben gleichzeitig eine stärkere Resonanz nicht nur in den Aufsichts­
gremien der Rundfunkanstalten, sondern auch unter den Mitarbeitern 
der Rundfunkanstalten für unsere Auffassung gewonnen. Es geht nicht 
an, daß wir gegenüber Presse, Rundfunk und Fernsehen nur mit nega­
tiven Akzenten argumentieren. Ich meine, viel wichtiger und entschei­
dender ist es. Freunde zu gewinnen. - Freunde, die dann auch bereit 
sind, im Rahmen ihrer Verantwortung und im Rahmen ihrer Möglich­
keiten, gebunden an Vertrag und Gesetz, das die Grenzen ihrer Mög­
lichkeiten umschreibt, die Arbeit zu unterstützen, die von der Christlich 
Demokratischen Union in den vergangenen Jahren so erfolgreich für 
Deutschland und für Europa geleistet worden ist. 

Die Junge Union hat sich sehr initiativ an der heutigen Diskussion 
beteiligt. Ich danke ihr dafür. Ich möchte der Jungen Union einen Auf­
trag mit auf den Weg geben: Gegenüber der letzten Bundestagswahl 
werden bei den Wahlen des Jahres 1964 etwa 1 700000 Neuwähler zur 
Wahlurne gehen. Bei diesen Neuwählern kann die Entscheidung liegen. 
Möge deshalb die Junge Union die Aufgabe Obernehmen, diese Neu­
wähler für die CDU zu gewinnen. 

Lassen Sie mich schließen mit einem Hinweis auf den Pressebericht der 
SPD über die heutige Tagung; Der Sprecher der SPD hat gemeint, um 
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die CDU müsse es schlecht bestellt sein, wenn Dufhues zugebe, daß ein 
Pflichtbewußtsein in der Union kaum oder nur in Ansätzen vorhanden 
sei. Nun: das habe ich gesagt, und dazu stehe ich auch. Aber die 
Geschichte wird einmal Zeugnis davon ablegen, daß die Christlich 
Demokratische Union, entstanden in der größten Notzeit unserer Ge­
schichte, die Parteiarbeit hat vernachlässigen müssen, um dem Ganzen, 
dem Volke, dem Vaterland zu dienen. 

Niemals würde ich meine Hand dazu hergeben, in der Christlich Demo­
kratischen Union ein Parteibewußtsein zu entwickeln, wie es in der 
SPD zu Hause ist - einer Partei, die den Willen zur Macht als das ent­
scheidende Leitmotiv ihres Handelns ansieht. 

Wir wollen weiterhin dienende Partei bleiben. Ich bin überzeugt, daß 
wir dadurch, daß wir diesen Dienst am Volke- leisten, jene breite Re­
sonanz, jene breite Anerkennung im deutschen Volke finden werden, 
die die CDU auf die Dauer als gestaltende Kraft deutscher und euro­
päischer Politik erhält. - Zum Wohle unseres Vaterlandes. 
Ich danke Ihnen. 

(Besonders starker Beifall.) 

Präsidenf Dr. SEEBOHM: 

Meine lieben Parteifreunde! Wi r haben - so meine ich - eine gute 
Diskussion geführt, eine Diskussion unter Freunden, mit denen wir uns 
ruhig, sachlich und nüchtern ausgesprochen und neue Wege gewiesen 
haben, eine Diskussion, in der wir gegenseitiges Vertrauen neu ge­
wonnen haben. 

Ich danke allen, die sich an dieser Diskussion beteiligt haben. Ich 
danke insbesondere Ihnen allen, die Sie dieser Diskussion so diszipli­
niert und aufmerksam gefolgt sind. 

Die Plenarsitzung ist geschlossen, die nächste beginnt morgen um 
9 Uhr 30. Einen Guten Abend I 

(Schluß der Sitzung 18.56 Uhr.) 
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3. l a g : Momtag, 16. März 1964 

3. Plenarsitzung 

Beginn 9.36 Uhr 

Präsident Anfon DICHTEL: 

Herr Bundesvorsitzenderl Herr Bundeskanzlerl Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! 

Ich eröffne hiermit die 3. Plenarsitzung, heiße Sie alle noch einmal 
recht herzlich willkommen und rufe auf den 

Rechenschaftsbericht der Bundestagsfraktion. 
Bevor ich jedoch Herrn Dr. Rainer Barzel das Wort erteile, darf ich 
mitteilen, daß ich von der Aktion Freundschaftsbrücke der Bundesver­
einigung der Frauen der CDU gebeten worden bin, noch einmal be­
sonders auf diese Spendenaktion hinzuweisen. Wi r werden anschlie­
ßend hier im Saale sammeln, und ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn 
Sie speziell hier mit Ihrer Spende zum Gelingen dieser Aktion bei­
tragen würden. 
Auf Wunsch der Bundesvereinigung der Frauen der CDU lese ich noch 
einmal vor, was in dem kleinen Prospekt niedergelegt worden ist: 

„Täglich wird an Ulbrichts Schondmauer geschossen. Es wird 
scharf geschossen auf Deutsche, die über Mauer und Stachel­
draht in die Freiheit sich retten wollen. Wer aus Ulbrichts KZ 
fliehen kann, rettet nur sein nacktes Leben, nichts weiter. 
Unsere Berliner Freunde sind die ersten, die ihnen gegenüber­
stehen. Wi r wollen unseren Freunden in Berlin die Hände füllen, 

.damit sie helfen können. Auch eine kleine Gabe, di'e ein Zeichen 
der Verbundenheit und des Verständnisses ist, kann den Anfang 
eines neuen Lebens bedeuten. Helfen Sie! Spenden Sie!" 

Ich darf diese Bitte noch einmal mit ollem Nachdruck hier wiederholen 
und unterstreichen. 

Damit treten wir in die heutige Tagesordnung ein. 
Ich darf nunmehr Herrn Dr. Rainer Barzel bitten, den Rechenschafts­
bericht der Bundestagsfraktion zu geben. 

Dr. BARZEL, Stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-Fraktion des 
Deutschen Bundestages (mit Beifall begrüßt): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundeskanzler! Verehrte GästeI Meine Damen 
und Herren! Meine lieben Freunde! Jetzt Heinrich von Brentano zu­
hören zu können, wäre auch mir sehr viel lieber, als selber das Wort 
hier zu haben. Heinrich von Brentano, unser Vorsitzender, ist noch 
nicht wieder so gesund, daß er selber den Bericht der Bundestagsfrok-
tion geben könnte. Er hat mich gebeten, dos zu tun und dem Parteitag 
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ein gutes Gelingen zu wünschen. Ihnen ollen seine Grüße zu sagen. 
Ich denke, meine Freunde, wir grüßen ihn sehr herzlich wieder. 

Anhaltender Beifall) 

diesen verdienten großen christlichen Demokraten, diesen Mann, der 
uns fehlt. Mein Referat ist mit ihm durchgesprochen. Bitte, verstehen Sie 
diesen Hinweis richtig, nämlich so: Für Ihre Kritik bin ich und für olles 
andere - falls es das auch geben sollte - ist er zuständig. 

(Beifall.) 

Im übrigen bin ich nach der Tagesordnung dieses Tages ja nur eine 
Art hors d'oeuvre für Ludwig Erhard aber solch ein hors d'oeuvre, 
meine Freunde, darf ja gewürzt sein. 

Darum gleich zur Einstimmung folgendes: 
Erstens! Unser verehrter Kollege Grad! hat hier gestern Thomas Dehler 
zitiert. Meine Damen und Herren, ich glaube, wir sind uns einig, daß 
dessen Sonntagsreden nicht besser geworden sind, seit er sie samstags 
hält. 
Ich glaube, daß es mir erlaubt ist, im Shakespeare-Jahr im Zusammen­
hang auf König Lear 1/5 hinzuweisen. Dort sagt ein Höfling, ein Höf­
ling in einer ganz besonderen Funktion, die ich hier nicht näher um­
schreiben will, zum König: 

„Du hättest nicht alt werden sollen, ehe du klug geworden wärest." 
Meine Freunde, ich glaube, Thomas Dehler muß sich entscheiden, ob 
er den, dem das galt, oder den, der das sagte, spielen oder ob er 
wirklich ernsthaft mitwirken will. 

(Beifall.) 

Meine Freunde, das zweite! Der SPD-Vorsitzende Brandt hat in seiner 
Eigenschaft als Kanzlerkandidat dem Regierenden Bürgermeister von 
Berlin einiges zur Passierscheinfrage erklären lassen. Sie haben es 
heute morgen gelesen. 

(Heiterkeit.) 

Was er sagt, ist befremdlich vor allem, weil er doch gemeinsam mit 
dem Kanzler die gemeinsame Haltung bekräftigt hatte, und nun stellt' 
er das in Frage, was er selber mit verantwortet. Damit, meine Freunde, 
stellt er nicht nur sich selber in Frage, sondern er stellt die Frage an 
uns: Was ist dos Wort dieses Mannes noch wert? 

(Zustimmung und lebhafter Beifall.) 

Zum dritten! Herbert Wehner hat uns gestern vorgeworfen, wir ließen 
uns in Fragen der Passierscheinpolitik von parteipolitischen Erwägun­
gen leiten. Welch böses, giftiges Wort! 

Meine Freunde, wer es überhaupt für möglich hält, daß irgendwer Par­
teiegoismus vor die Nation und vor die Humanität stellt, wer dieses uns 
Unnachvollziehbare behauptet, zeigt, wie er selber denkt, zeigt, wie er 
handelte, hätte er die Mehrheit. Wer so redet, spaltet, wer so redet, 
schadet, wer so redet, richtet sich selber. Von diesem parteiischen 
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Geist, vor diesem roten ROckfall Deutschland zu bewahren, bleibt un­
sere Pflicht. 

(Starker Beifall.) 

Meine Freunde, Wehner wil l Kampf. Nun gut, er kann die Niederlage 
haben. 

(Heiterkeit.) 

Gleichwohl appelliere ich nochmals an alle Verantwortlichen, und ich 
tue das mit allem Ernst. Berlin, die deutsche Hauptstadt, ist frei, ist frei, 
weil dank unserer Politik unsere Verbündeten zum letzten entschlossen 
in Berlin, zu Berlin und für Berlin stehen. Bei dieser ernsten Lage ist es 
ein Gebot der Vernunft und der nationalen Existenz, nicht Berlin zum 
Zankapfel werden zu lassen. Parteiischer Luxus ist zu teuer und zu ge­
fährlich für uns alle. 

(Lebhafte Zustimmung und starker Beifall.) 

Meine Freunde, die Fraktion hält daran fest, daß in Grundfragen 
der Nation alle zusammenstehen sollen. Bevor wir aber gemeinsam 
das Falsche tun, tun wir lieber allein dos, was Gewissen und Nation 
uns sagen. 

So viel, meine Freunde, zur Einstimmung! 

Als stärkste Fraktion des Deutschen Bundestags, erheben wir, gestützt 
auf das Vertrauen von mehr als 45 "/o der Wähler, den parlamentari­
schen Führungsanspruch, wir, das heißt CDU und CSU. Diese Gemein­
schaft in einer Fraktion ist eine lebendige, wirkkräftige Realität. Sie ist 
dauerhaft und festgefügt. Wi r sind dankbar, daß es so ist, dankbar, 
daß alles so gut geht, und wir freuen uns, daß gestern.Franz Josef 
Strauß hier diese Erklärung abgegeben hat, der wir zustimmen. Wir 
lassen uns nicht auseinanderdividieren. 

(Beifall.) 

Meine Freunde, der Bundeskanzler ist einer von uns. Er bestimmt die 
Richtlinien der Politik; wir stellen die Mehrheit der Minister. Versäum­
ten wir es bei dieser Lage zu führen, so handelten wir pflichtwidrig 
gegen den Auftrag der Wähler. 

Aber die Wähler haben uns 1961 nicht das Mandat zu alleiniger klarer 
Führung gegeben. Das Wahlergebnis zwang zur Koalition. Heinrich 
von Brentano hat auf dem letzten Parteitag begründet, warum wir mit 
der FDP koalieren. Diese Gründe bestehen fort. Sie sind noch erhärtet, 
weil sich die SPD im Dezember dem Gedanken einer Stabilisierung 
unserer Demokratie durch Einführung des Mehrheitswahlrechts ver­
sagte. In Koalition mit der FDP mühen wir uns um gemeinsame Hal­
tung, um gemeinsamen Ertrag, auch um gemeinsamen Erfolg. Die 
Wähler erwarten das von uns, und ich lege Wert auf die Feststellung: 
Unser Mühen ist und bleibt redlich. Es wird in der Regel von der Mehr­
heit der FDP erwidert. Natürlich versuchen beide Partner, ihre Gedan­
ken durchzusetzen, die eigene Konzeption durchzusetzen und die 
eigene Kontur zu prägen. 
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Nur selten höben wir zwar eine Koalition in der Regierung, nicht aber 
im Parlament. Wi r haben aus der letzten Krise gelernt und begründete 
Hoffnung auf vermehrtes Miteinander unter Führung des Kanzlers. 
Hätten wir heute eine Bilanz der Koalition zu ziehen, so könnten wir 
positiv dieses buchen: 

Allem voran nenne ich den deutsch-französischen Vertrag. Dieser Ver­
trag besiegelt nicht nur die Aussöhnung zweier Völker, die sich bisher 
vorwiegend in Krieg, Mißgunst und Feindschaft übten, sondern schafft 
für alle Zukunft - für den Rest der Zeitlichkeit nach unserem Wil len -
eine neue Wirklichkeit; eine Wirklichkeit der Freundschaft und des 
Verstehens, des Miteinander und des Füreinander; - des Verstehens 
auch, wenn in Tagesfragen Unterschiedlichkeiten auftreten. Eben diese 
neue Wirklichkeit, erst sie und allein sie, begründet neue, realistische 
Hoffnungen auf Europa und die atlantische Gemeinschaft. Davon spre­
chen und Konrad Adenauer danken - das ist ein und dieselbe SacheI 

(Starker Beifall.) 

Der SPD-Vorsitzende Brandt sieht das offenbar ganz anders: Kein 
Wort widmet er in seiner Inaugural-Rede als Parteivorsitzender der 
deutsch-französischen Freundschaft! 

Wir hatten Kennedy und de Gaulle hier zu Besuch. Das zeigt, was wir 
meinen. Wi r sind dankbare Verbündete der westlichen FOhrungsmacht, 
der USA. Auch über den Atlantik wächst Freundschaft. 

übrigens: Wie mögen sich im gemeinsamen Jubel um Kennedy und 
de Gaulle wohl jene gefühlt haben, die - als unsere parteipolitischen 
Gegner - den Weg der Politik, den mühsamen Weg, der dazu führte, 
lange und erbittert bekämpft haben? Wenn es heute „zum guten Ton" 
gehört, Freund der USA und Freund Frankreichs zu sein, so ist das er­
freulich. Aber es war nicht immer so! Die ersten und wichtigsten 
Schritte hierin mußten wir mühsam den Sozialisten abtrotzen. Sie hat­
ten ein ganz anderes Konzept! Das sollte hellhörig machen - auch für 
die Zukunft. Wer weiß denn wirklich, wie sich die Sozialisten verhielten, 
wenn es nach ihnen ginge? Um Brandt schillert es noch, ob der Schiller 
nun bleibt oder nicht! 

(Heiterkeit.) 

Weiter buche ich positiv für die Koalit ion: Wi r haben Vollbeschäfti­
gung, steigende Reallöhne, wachsende Freizeit, erhöhte Renten und So­
zialleistungen, ein gesundes wirtschaftliches Wachstum, eine - ver­
glichen mit anderen - gute Stabilität des Geldes, eine bessere Lage 
der Landwirtschaft. 

Unsere Geltung in der Welt ist gestiegen. Die 1961 von manchen be­
fürchteten Entwicklungen - wir sollten die Oder-Neiße-Linie onerken-
nen, auf die Wiedervereinigung verzichten und ein nur halbes NATO-
Mitglied werden - konnten verhindert werden. 

Der Ausbau der EWG wurde von uns lebhaft gefördert. Das gilt auch 
im Bereich der Landwirtschaft. Wir bemühen uns, die bäuerlichen Fa­
milienbetriebe zu fördern, vorgeschlagene Einkommensminderungen 
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abzuwehren und auch in diesem Sektor die Gemeinschaft weltoffen zu 
halten. Wi r werden das noch in allen Bereichen erneut unter Beweis 
stellen. 

Meine Freunde! Die Brüsseler Kompetenzen stellen auch Bundestag und 
Fraktion vor neue Fragen, die wir noo'i gar nicht endgültig" beant­
worten konnten. Wir suchen Methoden, unsere Mitwirkung, Einwirkung 
und Kontrolle noch besser zu gestalten. 
Ich erwähne dies, weil der Ertrag eines Parlamentes und einer Fraktion 
nicht nur. rechnerisch feststellbar ist. Nicht die Zahl, die Qualität der 
Gesetze ist entscheidend; nicht .die Häufigkeit der Sitzungen, nicht die 
Dichte der sichtbaren Präsenz, der Sachertrag sollte das Urteil be­
stimmen. 
Gleichwohl: Bis zum 6. März 1964 verabschiedete der Deutsche Bundes­
tag 195 Gesetze, davon 160 Regierungsvorlagen, 11 Initiativentwürfe 
unserer Fraktion und 14 Entwürfe der Koalition. In den Ausschüssen 
werden noch 136 Vorlagen erörtert, von denen 62 von der'Regierung, 
23 von uns und 7 von der Koalition kommen. 

Verabschiedet wurden z.B.: Die Bundesgesetze über den Bundesanteil 
an der Einkommensteuer, über die Förderung Berlins, über das volks­
wirtschaftliche Gutachter-Gremium, über den § 7 b des Einkommen­
steuergesetzes, über Baustopp und 20% ige Sperre für Bauaufgaben im 
Bundeshaushalt, über Urlaub, über Sparprämien, über steuerliche 
Förderung der Entwicklungshilfe, über Abgaben auf Mineralöl, über 
Eisenbahn-Kreuzungen und Kraftverkehr, über Altersversorgung der 
Landwirtschaft und andere bäuerliche Fragen, über Kriegsopferversor­
gung und Renten. Ich nenne weiter: EWG-Fragen, Kindergeld, Unfall­
versicherung, Verbesserung im Lastenausgleich, soziales Mietrecht, Be­
soldung, Wahlkreis-Einteilung. 

Meine Freunde! Mit aller Kraft unterstützen wir die Bemühungen der 
Bundesregierung um gute Konjunktur und finanzielle Stabilität. Dieses 
Bemühen findet auch seinen Ausdruck im Haushalt 1964; er zügelt die 
Ausgaben des Bundes so, daß vom Haushalt her keine Gefahren für 
beide Ziele entstehen. 

Aber, meine Freunde, es bleibt festzuhalten, daß die SPD hierbei nicht 
hilft. Im Gegenteil: Sie stellt oftmals Anträge ohne Rücksicht auf den 
Haushalt. Ich glaube nicht, daß es zu den Pflichten einer verantwor­
tungsbewußten Opposition gehört, Begehrlichkeiten zu wecken und den 
Eindruck zu verstärken, als sei bei uns alles, alles zugleich, alles und 
noch mehr möglich. 

Meine Freunde! Wir müssen uns bescheiden, wir müssen uns am Mög­
lichen orientieren, wir müssen Rangordnungen festlegen - auch für den 
zeitlichen Ablauf. Wir haben zum.Beispiel der Kriegsopferversorgung 
Vorrang gegeben. Aber wir haben dann auch zur Konsequenz gestan­
den und an anderer Stelle den Rotstift benutzt. Unser Mühen um gutes 
deutsches Geld kann und wird nur erfolgreich sein, wenn Länder und 
Gemeinden das wirksam unterstützen, wenn wir alle - wo immer wir 
tätig sind - uns gleichgerichtet verhalten. Unser Wiederaufbau kann 
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sich wahrlich sehen lassen. Aber nun muß doch nicht jede Halle, jeder 
Sportplatz, jedes Theater sofort und auf einmal gebaut werden. 

(Beifall.) 

Der Wirtschaftsbericht - jetzt noch der der Bundesregierung, bald der 
der Gutachter - muß uns allen Leitlinie sein, auch in den Ländern, auch 
in den Kommunen. Das gilt insbesondere bis zum Inkrafttreten der 
Finanzverfassungsreform. 
Meine Freunde! Aus gutem Grunde weise ich darauf hin, daß unsere 
Verkehrspolitik und unsere Straßenbauleistungen sich sehen lassen 
können und Priorität haben. Wir haben den dichtesten Verkehr Euro­
pas. Unser Straßenverkehr hat mehr als die vierfache Dichte des fran­
zösischen. Gemessen an 1950 haben wir die Straßenbaumittel auf das 
Dreizehnfache erhöht. Seit 1950 wurden fast 1000 km Autobahn und 
fast 6000 Brücken neu gebaut, um nur diese Zahlen zu nennen und vom 
Wiederaufbau gar nicht zu reden. 

Die Fraktion wendet den kulturpolitischen Fragen immer stärkere Auf­
merksamkeit zu und gibt ihnen Priorität, soweit wir im Bund nach dem 
Grundgesetz eine solche Priorität überhaupt geben können. 
Wir sind froh, daß dieser Bundesparteitag diesen Fragen Rang und 
Raum gibt, und wir hoffen auf so manche Anregung. Nur diesen Hin­
weis! Gemessen an 1955 gibt der Bund mehr als das Zehnfache für 
Wissenschaft und Forschung aus. 

Neben der Verteidigung und der Pflege der von uns geschaffenen Bun­
deswehr ist ein anderer Punkt, dem wir Priorität geben, der Fortgang 
der Sozialreform. 
Breitere Streuung des Eigentums, Förderung der Familie, gute Sozial­
leistungen gehören dazu. Ich denke, wir können uns mit vielem von 
dem, was geschaffen ist, schon sehen lassen. 

Das Kindergeld ist - ich möchte das hier einmal sogen dürfen - dank 
der Einigkeit und Festigung unserer Fraktion am Schluß einstimmig 
nach unserer Konzeption verabschiedet worden. Ich hoffe, daß auch 
einige unserer Kritiker bemerkt haben, mit wie hohem Einsatz wir um 
dieses Stück Familienpolitik unter Führung des Kanzlers Erhard ge­
rungen, gekämpft und gesiegt haben, 

(Beifall) 

nicht weil mir Streit suchten, sondern weil Familienpolitik ein Herzstück 
unserer Union war, ist und bleibt. 

(Erneuter Beifall.) 

Ober Lohnfortzahlung und Krankenversicherungsreform wird nun ver­
handelt. Wir erstreben trotz aller Erfahrung, trotz oller Mühsal Lösun­
gen in der Koalition. Wir sehen den Zusammenhang der Probleme, 
auch im finanziellen Bereich, auch für Kosten und Konjunktur. Wie 
beim Kindergeld wird die Fraktion nur Lösungen zur Kraft des Ge­
setzes verhelfen, die auch vor unserem gesellschaftspolitischen Leitbild 
bestehen können. Ich wäre unaufrichtig, wenn ich verschwiege, daß ich 
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kaum noch die Hoffnung habe, wir könnten in der Frage der Lohnfort­
zahlung mit der FDP einig werden. 

Der Bundeskanzler hat eine Sozial-Enquete angekündigt und entspre­
chende Aufträge erteilt. Wi r erwarten viel von diesem sachverstän­
digen Votum. Es wird die analytische Basis für den weiteren Fortgang 
der Sozialreform sein. 

Meine Freunde, es wäre aber falsch und unziemlich, die negativen 
Punkte der Koalitionsbilanz zu verschweigen. Manchmal geriert sich 
unser Koalitionspartner, als habe er die Mehrheit. In sozialen Dingen 
ist es besonders schwer, erträgliche Kompromisse zu erreichen. 

Am leidvollsten aber ist das Gebiet „Deutschlandfrage". Da ist bei der 
FDP oft, wenn ich so sagen darf, der Borm drin. Dehler wie Bucher 
entwickeln Obung darin - ein bißchen zu viel Dbung für meinen Ge­
schmack - , „mißverstanden "zu werden. Zu häufig notwendig wer­
dende „Klarstellungen* wecken in uns die Besorgnis, ob nicht doch bei 
diesem oder jenem hier oder da anderes gemeint sei. Noch ist es ge­
lungen, unseren Kurs zu halten, und dieser Kurs ist unabdingbar. 

Alles in allem: In dieser Bilanz überwiegt das Positive. Wer anders 
meint, sollte beim Schimpfen Ober Dehler an Heinemann denken, und 
keiner sollte Herrn Brenner vergessen. Wi r wollen auch nie übersehen, 
daß - nach Herbert Wehner - das Godesberger SPD-Programm nach 
Erringung der Macht „keinen Riegel" enthält. Wem aber, meine 
Freunde, die Koalitionswirklichkeit, ihre Krisen und Kompromisse, dos 
Hin und Her, die Langsamkeit vieler Entscheidungen, das Warten auf 
viele Entwicklungen, wem das alles wie uns auch mißfällt, der sollte 
den Mut zur Konsequenz haben, daß es für den Staat und uns alle 
besser ist, wenn eine klare Mehrheit Verantwortung und Führung sicht­
bar für vier Jahre trägt. 

(Beifall.) 

Klare Führung erfordert klare MehrheitI 
(Erneuter Beifall.) 

1965 wird Gelegenheit sein, in freier Wahl diese Konsequenz zu ziehen. 
Gestützt auf Erfahrungen werden wir die, welche 1961 glaubten, be­
wußt uns schwächen zu sollen, fragen, ob diese Schwächung sich gut 
ausgewirkt hat zur Stärkung der Handlungsfähigkeit unseres Staates 
wie zur Klarheit der politischen Verantwortung. Aber bis dahin werden 
wir uns weiter dieser mühsamen Erkenntnis zu stellen haben: Die Bun­
destagsfraktion der CDU/CSU kann nicht immer, wie sie wi l l , was sie 
wi l l , wann sie wi l l ; sie hat nicht allein die Mehrheit, sondern muß 
koalieren, Abreden treffen, taktieren. Sie muß das, weil ihr acht Man­
date zur Mehrheit fehlen. 

Diese Mandate fehlen uns nicht nur zur Wohl des Bundeskanzlers, zur 
Verabschiedung des Haushalts und wichtiger Gesetze, sie fehlen uns 
jeden Tag, in jeder Frage und entsprechend in jedem Ausschuß. So 
brauchen wir viel Kraft und Zeit, um jeweils eine konkrete Mehrheit, 
eine Mehrheit, die hält, zu erzielen. Wenn wir auch im dritten Jahr 
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dieser Legislaturperiode, wenn ich so sagen darf, schon zu „Fortge­
schrittenen" in dieser Art demokratischer Übung geworden sind, so 
bleibt doch, daß die Zeit und die Kraft, die dos alles kostet, automa­
tisch an anderer Stelle fehlt, und das wird dann im Ergebnis sichtbar. 
Wir müssen davon ganz offen sprechen und es auch immer wieder den 
Wählern sagen. - Soweit, meine Freunde, dieser Punkt „Bilanz der 
Koalition". 
Seit dem letzten Parteitag ist die Fraktion wieder durch den Tod ärmer 
geworden; unser ehrendes Gedenken gi l t : 

(Die Anwesenden erheben sich) 

Georg von Manteuffel-Szoege, Helene Weber, Robert Pferdmenges, 
Elisabeth Vietje, Friedrich Funk, Heinrich Gerns, Heinrich Höfler, Wi l ­
helm Goldhagen. Die Mahnung dieser Toten heißt auch: Pfleglicher 
und sinnvoller miteinander umgehen, uns nicht gegenseitig überfordern, 
Rücksicht üben, dem Rang der Familie wie der Muße auch für den Poli­
tiker in der Wirklichkeit des Alltags Geltung zu verschaffen. 
Meine Freunde, ein anderer Punkt: Die Zusammenarbeit zwischen Bun­
desrat und Bundestag ist ebenso verbesserungsbedürftig wie die zwi­
schen den Verantwortlichen unserer Partei in Bund und Land. Auf der 
staatlichen Ebene gibt es den Vermittlungsausschuß - eine wohltuende 
Einrichtung. Auf der Ebene der Partei ist die Zusammenarbeit zwischen 
dem Geschäftsführenden Vorsitzenden und der Fraktion gut, und ich 
möchte mich dafür bedanken; sie ist zwischen Fraktion und unseren 
Landesregierungen - nun, sagen wir - verbesserungsfähig. Die Konfe­
renzen unserer Fraktionen aus Bund und Land entwickeln sich zu einer 
guten Art der Begegnung wie der Abstimmung. 

Meine Freunde, dieser Bericht wäre unvollständig, wollte ich zu dem 
schweigen, was man die „Affären" nennt. Wir weichen auch dieser Dis­
kussion nicht aus, wiewohl hier oft von Gegnern ein böses Spiel ge­
spielt wird nach der Melodie: Nur immer frisch drauf los, semper ali­
quid haeret - es bleibt immer etwas hängen. 

(Beifall.) 

Wir decken nichts, was Unrecht ist. Aber wir sind nicht bereit, andere 
im Wege des Rufmordes bestimmen zu lassen, wer bei uns was gilt. 

(Erneuter Beifall.) 

Als Christliche Demokraten können und wollen wir nicht entsprechend 
zurückschlagen, anderer Affären aufbauschen und so fort. Wi r glau­
ben an Kraft und Einfluß der ganz großen Mehrheit der Anständigen 
in unserem Lande - auch in den Redaktionsstuben. An diese appellieren 
wir: Glaubt und druckt nicht so schnell [ede unbewiesene Behauptung! 
Gebt der Berichtigung größeren Raum und Nachdruck! 

(Beifall.) 

Meine Freunde, tagelang Schlagzeilen in der sogenannten TeieFon-
affäre, und wo blieb die Aufmachung über den Silberstein-Bericht? 

(Zurufe: Sehr gut!) 
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In diesen Fragen sitzen im Grunde alle Demokraten in einem Boot. Die 
Elle der Parteipolitik ist zu kurz, um hier Ihr Feld haben zu können. 
Wir betrachten die gegenseitige Ehre als gemeinsames Gut unseres 
demokratischen Staates. Wir sind bereit zu entsprechenden Abmachun­
gen. Wenn wir hier nicht zu Maß und Ordnung finden, wird der Ver­
lust der demokratischen Autorität rapide sein - und andere Autoritäten 
werden erstehen. 

(Beifall.) 

Meine Freundel Wenn wir in diesem Zusammenhang gelegentlich be­
klagen, daß mit den Sicherheitsinteressen unseres Staates etwas leicht­
händig umgegangen wird, dann tun wir dies, weil die Sicherheit un­
seres freiheitlichen Rechtsstaates identisch ist mit dem Schutz der Frei­
heit und der Menschenwürde im bedrohtesten Abschnitt zwischen Ost 
und West. Sicherheit unseres Staates - das heißt Sicherheit und Freiheit 
aller seiner Bürger, und sonst gar nichts! 

Wir, meine Freunde, geben gerne zu, daß nicht nur der Zwang zur 
Koalition, sondern auch eine andere Frage uns Zeit und Kraft gekostet 
hat. Ich füge gleich hinzu, daß wir froh und stolz sind, diese Frage so 
gelöst zu haben, daß die Antwort nicht nur vor uns, sondern vor dem 
Vaterland bestehen kann: Die Frage der Kanzler-Nachfolge und der 
Kontinuität der deutschen Politik. Ich erinnere uns alle daran, was 
Eugen Gerstenmaier dazu auf dem letzten Parteitag gesagt hat. Aus 
dem März 1964, nachdem alles gelungen ist, sieht sich das leichter an, 
als es vorher schien, leichter auch, als es war. 

Wir sind nicht daran zerbrochen, wir sind damit gewachsen. Wir sind 
stolz und dankbar, daß wir, Partei und Fraktion, CDU und CSU, im­
stande waren, für Konrad Adenauer einen würdigen Nachfolger zu 
stellen: Ludwig Erhard - den Mann, der mit Erfolg und Erfahrung 
amtet, den Mann, den Deutschland heute und morgen braucht. 

Meine Freunde, ich füge hinzu: Keine aridere Partei kann heute einen 
besseren Kanzler vorschlagen, als wir ihn schon im Amte haben! 

(Erneuter lebhafter Beifall.) 

Ludwig Erhard geht sicher seinen Weg, seinen Weg auf der geschaf­
fenen Basis, und er weiß, welch großes Erbe er verantwortet, aber 
er prägt seinen Stil, hat das Vertrauen der Welt in die Stetigkeit der 
deutschen Politik gestärkt, sich selbst Achtung und unserem Volk Gel­
tung gewonnen. 

Die Fraktion, die sich in geheimer Wahl mit ganz großer Mehrheit für 
Bundeskanzler Erhard entschieden hat, steht geschlossen zu ihm. Und 
ich freue mich, hinzufügen zu können, daß Ludwig Erhard auch als 
Bundeskanzler sich ganz als der unsrige fühlt, so handelt und alles mit 
uns durchspricht. Und darum sage ich mit Bedacht: Wer Erhard als 
Kanzler wi l l , muß die CDU/CSU wollen! 

(Lebhafter Beifall.) 
So war es auch bei Adenauer. Das große Werk unseres verdienstvollen, 
langjährigen Bundeskanzlers ist zwar Auswirkung seiner großen Per-
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son, aber es war doch nur möglich, weil unsere Union ihm mit der 
Mehrheit die Basis und die Möglichkeit des vollen Auswirkens gab! 
Auch Erhard braucht diese Basis. Ohne Mehrheit kein Gesetz, ohne 
Gesetz keine wirksame Politik. Der beste Ludwig Erhard wird sein -
der mit der Mehrheit! 

(Lebhafter Beifall! - Bravo-Rufe!) 

Meine Freunde! Es ist nicht meine Aufgabe, das Werk Konrad Aden­
auers und den Mann selbst zu würdigen. Das haben andere gut getan. 
Und die Bundestagsfraktion wie auch ich selbst sind nicht genötigt, uns 
erst im Nachhinein in Lob und Treue hineinzureden. 
Die Fraktion sucht seinen klugen Rat - nach wie vor, sie freut sich, daß 
er einer der Eifrigsten geblieben ist, und sie wird nicht zulassen, daß 
Konrad Adenauer zerredet wird - weder der Mann, noch das Werk. 
Wir, Herr Bundeskanzler, werden nie zu den Undankbaren zählen. 

(Anhaltender, lebhafter Beifall.) 

Meine Freunde! Deutschland ist anders geworden. Wir können ruhig 
darüber sprechen, denn wir - die Christlichen Demokraten unter Aden­
auer - haben diese neue Wirklichkeit geschaffen: Die Geltung des Ge­
wissens, die Achtung der Kirchen, die Demokratisierung der-Gesell­
schaft, dos Ja zu Familie und Eigentum, die westliche Orientierung, die 
breite Wohlfahrt, die soziale Sicherheit. Der Zeitgeist ist ebenso ver­
ändert wie die Wirklichkeit der Deutschen. 

Unsere Union - ihre Arbeit, ihre Politik - ist unserem Vaterland wohl 
bekommen. Vierzehn Jahre Weimar - zwölf Jahre Hitler - vierzehn 
Jahre CDU/CSU in Bonn: Unsere Union kann sich wirklich sehen lassen! 
So schön es ist, bei diesem Punkt zu verweilen, - blicken wir nach vorn! 
Dort liegt unsere Pflicht, dort liegt unsere Aufgabe, denn noch viel 
bleibt zu tun. 

Es ist deshalb gut, daß das Programm des Bundeskanzlers groß ange­
legt ist und über das Wahljahr 1965 hinausreicht. Wir hoffen, daß wir 
bis zum Mai 1965 die Sozial-Enquete haben werden, um daraus unsere 
Konsequenzen zu ziehen. Zugleich hoffen wir, bis zur Wahl unter an­
derem folgende Gesetze möglichst verabschieden zu können: Aktien­
rechts-Reform, einen Teil der Notstandsgesetze, Novellen zur Straf­
prozeßordnung, zum Lastenausgleich und zum Gesetz nach Art. 131 des 
Grundgesetzes, Flüchtlingshilfe - Beweissicherungs- und Kriegsgefan­
genen-Entschädigungsgesetz. Ich nenne auch diese Materien: Wettbe­
werb zwischen Zeitungen und Fernsehen, Privatisierung, Hilfe für alte 
Mitbürger, freiwilliger sozialer Dienst, Steuerreformen, Reinhaltung der 
Luft. 

Partei und Fraktionen werden sich auch neuen Fragen, neuen Erkennt­
nissen und neuen Wirklichkeiten zu stellen haben. Nur einiges kann ich 
hier andeuten: Die Weltpoiitik ist in Bewegung. Neue Konstellationen 
schaffen neue Wirklichkeiten. Nicht nur im kommunistischen Block, auch 
in der westlichen Welt verändert sich manches. 
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Wissenschaft und Technik stellen neue Fragen. Die soziale Wirklichkeit 
und die industrielle Arbeitswelt wandeln sich ebenso wie das Dorf. Der 
Rang der Bildungsfragen steigt. Eine Generation ist unter uns und 
drängt nach vorn, die Weimar, Hitler und Krieg Gott sein Dank nicht 
kennt. Wi r sehen Zeichen einer neuen Zeit, unsere Politik ist entspre­
chend ausgerichtet. Unsere Union als politischer Ort der Integration 
durch Toleranz ist in sich selbst modern. Es gibt nichts besseres, nichts 
moderneres! Diese Union ist auch der wirksame Ansatz für neue Ideen 
und neue Impulse. Und indem wir, meine Freunde, deutlich machen, 
daß unsere politischen Lösungen auf sittlicher Vernunft begründet und 
so verantwortet werden, indem wir das tun, wird unsere Union zum 
Ort der Geborgenheit in dieser technischen Zeit. 

Es gilt immer wieder, Aussagen, Methoden und Ziele neu zu durchden­
ken, nach vorne zu sehen und - unseren Prinzipien getreu - sicher in 
die Zukunft zu führen. 

Aber ich möchte doch auch dieses sagen: Was immer an gesellschaft­
lichen Trends in dieser Zeit sei: wir werden auch künftig alles prüfen, 
aber-nicht allem entsprechen. Wi r werden uns kraftvoll gegen manches 
zu steilen haben, wenn wir unsere Gesellschaft auch festigen wollen 
durch kleine und mittlere Besitzstände, Handwerk, freie Berufe, bäuer­
liche Familienbetriebe und so fort. Nicht nur der Rechenstift ist Maß­
stab der gesellschaftspolitischen Gestaltung, es gilt, einiges zu erhalten, 
was sich bewährt hat. 

Meine Freunde! So wie wir die Normen für dos Straf recht nicht dem 
Kinsey-Report entnehmen, sondern Höherem, so muß und wird auch 
unsere künftige Gesellschaftspoütik sich ausrichten an unserem christ­
lichen Leitbild. 

Wi r wollen nie vergessen, daß die deutschen Sozialisten gegen die Ge­
setze zur Sozial- und Jugendhilfe waren - trotz ihres christlichen Ge­
halts, daß sie gegen das Elternrecht sind, daß sie Politik als Sache des 
„Vorletzten" betrachten, daß die Zahl der Atheisten - unter ihnen groß 
ist und ihr Programm nicht einmal den Namen Gottes kennt. 

Wer die Wirklichkeit der Politik sieht, weiß, daß uns - auch weltan­
schaulich - noch Welten trennen. Das gilt für die SPD wie für die FDP. 
Und so stellt sich auch für die Zukunft die Frage, ob christliche oder 
andere Antworten die neue Wirklichkeit prägen werden. 

Wir verfolgen mit interessierter Aufmerksamkeit die Probleme der 
Kommunisten: den Bruch zwischen Moskau und Peking, die ökono­
mischen Probleme, auch das partielle Scheitern der marxistischen Ideo­
logie gegenüber stärkeren Positionen der Wirklichkeit des Menschen, 
der Familie und des Glaubens, das Hervortreten nationaler Elemente 
und vieles andere mehr. 

Die Analyse dieser Dinge rät, nicht mehr nur abzuwarten, sondern ein­
zuwirken - menschlich, kulturell, ökonomisch, politisch. Es ist auch des­
halb gut, daß wir Dienststellen hinter dem Eisernen Vorhang errichten. 
Zugleich aber, meine Freunde, bleibt zu wünschen, daß diese Politik 
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des Einwirkens vom Westen gemeinsam erwogen, geplant und durch­
geführt wird, auch im Bereich des Handels. Chruschtschow spricht offen 
von seiner Notwendigkeit einer „Atempause". Die Politik des Westens 
darf darauf doch nicht sein „Helft Chruschtschow jetzt!"; sie muß 
ein gemeinsames, vernünftiges, friedliches Nutzen der Lage sein. 

(Lebhafter Beifall.) 

Meine Freunde! Leider ist die Wirklichkeit des Westens zur Stunde 
ganz anders. Wir können westliche Dissonanzen ebenso wenig ver­
schweigen wie manche Fragezeichen auch im Westen an der NATO. 
Zwar war die Allianz noch nie militärisch stärker, als sie es heute ist. 
Aber: sie war politisch schon mehr. Wir bleiben bereit, durch unser 
Dazutun die gemeinsame Kraft der Allianz auch politisch zu mehren. 
Aber, meine Freunde! Auch hier wieder den Modernismus um jeden 
Preis? Was immer sich innerhalb des Kommunismus ereignet - bei aller 
sorgsamen Beobachtung der Vorgänge, Tendenzen und Chancen für 
uns, wir werden nie vergessen: Der atheistische Kommunismus als 
Weltanschauung ist ein Feind. Die Geburtsstunde der Union war Kampf 
wider den atheistischen Nationalsozialismus. Die Gefahr, die heute 
unsere Bewährung verlangt, ist der ahteistische Kommunismus. 
Ich sage dies nicht weltanschaulich allein, sondern auch praktisch poli­
tisch: In den Zielen der Sowjets - vor allem gegen Deutschland - hat 
sich nichts geändert. Unverändert will die Sowjetunion das ganze 
Deutschland. Zu diesem Ziel will Moskau auch kommen durch Auf­
lockerung des westlichen Bündnissystems, durch Minderung der west­
lichen Verteidigungsanstrengungen, durch Fixierung des status quo in 
Europa. 

Diese „Zwischenziele" in Europa sind für die Sowjets um so wichtiger 
als sie in Ostasien, in Afrika und Südamerika Mißerfolge hatten. 
Meine Freunde! Wir bleiben bei der Politik, zugleich die militärische 
Stärke zu verbessern und um Entspannung bemüht zu sein. Und wir 
halten daran fest, daß Entspannung ohne Beseitigung ihrer Ursachen -
und dazu gehört wesentlich die deutsche Spaltung - sinnvoll und dauer­
haft nicht möglich ist. 

(Beifall.) 

Meine Freunde! Wir haben weder Recht noch Anlaß, unsere Positionen 
zu räumen! 

(Sehr gut! - Lebhafter Beifall.) 

Unsere außenpolitische Linie ist klar: Wi r erstreben die deutsche Ein­
heit durch Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechtes; die Einigung 
Europas auf dem begonnenen Wege unter Einbeziehung Großbritan­
niens und anderer zum Beitritt entschlossener Staaten; die Partner­
schaft zwischen Europa und den USA; wir halten fest an der NATO. 
Zugleich betonen wir, daß weder die USA noch Großbritannien uns 
etwa vor die Wahl zwischen ihnen und Frankreich steilen. Vielmehr hat 
man in Washington und London erkannt, und anerkannt, daß die 
deutsch-französische Freundschaft die unerläßliche Basis jedes west­
lichen Fortschrittes war, ist und bleibt. 
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Meine Freundel Es ist an der Zeit, in Europa neue Pflöcke zu setzen, 
und wir freuen uns, daß Bundeskanzler Erhard sich so darum bemüht. 
Dem Gemeinsamen Markt werden, bei all seinem Verdienst, manche 
doch nicht gewähren, was einer politischen Gemeinschaft gebührt. 

Wenn nun die europäischen Exekutiven vereint werden, dann müssen -
so meine ich - dringlich zugleich Parlament und Ministerrat politischer 
werden: das Parlament durch Wahl des Präsidenten, durch Budget­
recht und anderes; der Ministerrat, zum Beispiel einfach dadurch, daß 
jährlich zweimal sich dort die Regierungschefs treffen. 

Meine Freunde! Wer Großbritannien dabei haben wil l - wie wir das 
tun - , der darf nicht warten, sondern muß die EWG stärken, ausbauen 
und noch attraktiver machen! 

(Lebhafter Beifall.] 

Die Bundestagsfraktion - um zum letzten Punkt zu kommen - glaubt, 
daß ihre Arbeit sich sehen lassen kann. Wi r ringen oft miteinander um 
die beste Lösung. Wi r nehmen den Artikel 38 des Grundgesetzes sehr 
ernst. Meine Freunde, bei uns ist es nie langweilig. Aber immer finden 
wir uns dann und handeln gemeinsam. Wir finden uns, weil die Ge­
sinnung der Sachgerechtigkeit uns leitet und das christliche Fundament 
die Basis ist. 

Wir sehen aber unsere Funktion nicht nur in der Gestaltung der Ge­
setze und der Förderung der Bundesregierung; wir sehen sie auch in 
der aktiven Beteiligung an der Bildung der öffentlichen Meinung und 
an der politischen Diskussion in Bonn, in den Wahlkreisen, im ganzen 
Land, in Europa und in der werdenden atlantischen Gemeinschaft. 

Meine Freunde! Wir scheuen keine Debatte, und wir wissen, daß 
Kampf ein Lebenselement der Politik ist. Wenn sich dieser Kampf heute 
in der Regel in besseren Formen abspielt, so begrüßen wir das. Aber, 
meine Freunde, wir sehen leider doch auch, daß einige im Parlament 
den feinen Mann spielen, aber draußen, sei es selbst, sei es durch 
Satellitenorganisationen, genau das Gegenteil tun. 

Meine Freunde! Wir kämpfen für unser gutes Konzept, für die Stetig­
keit, die Deutschland heute so dringend braucht. 

Wir kämpfen auch gegen den Geist des Deutschlandsplanes, der unter 
Sozialisten fortlebt, gegen den Versuch einer Politik, die „Wandel 
durch Annäherung" da wil l , wo es sich um Feuer und Wasser handelt; 
gegen eine „nationalere Gangart" in der deutschen Frage, die unsere 
Verträge als juristische Zwirnsfäden begreift, Stärke sagt, aber Isolie­
rung bewirkt und im Gespräch des Herings mit dem Hai eine natio­
nale Tugend sieht. 

Meine Freunde! Solange die Spaltung des Landes andauert, werden 
wir unserer sonstigen Erfolge nicht so recht froh. Wir wollen - das 
bleibt unser Hauptziel - das überwinden. Wi r halten es nicht für Illu­
sion, sondern für vaterländische Pflicht und realistische Hoffnung, an 
das ganze Deutschland zu glauben und zu streiten für die freie Selbst-
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bestimmung aller Deutschen. Wir werden weder verzichten noch ver­
zagen. 

(Lebhafter Beifall.) 

Meine FreundeI Wir müssen Berlin stärken und werden das weiter tun, 
auch durch Sitzungen in Berlin. Wir wollen den Bundespräsidenten in 
der deutschen Hauptstadt wiederwählen. 

Aus guten ernsten Gründen, aus Sorge um das ganze Vaterland sehen 
wir manches in der Passierschein-Politik differenzierter als andere. 
Menschlichkeit in Deutschland wird nur durch die Kommunisten miß­
achtet. Die Mauer und die, sie sie errichteten, stehen gegen die Frei­
zügigkeit. 

(Lebhafter Beifall.) 

Meine FreundeI Für mehr Menschlichkeit und Freiheit in der Zone sind 
wir zu vielem bereit. Wir sind aber nicht bereit, Berlin vom Bund zu 
isolieren; wir sind nicht bereit, die widerrechtliche Realität der deut­
schen Spaltung zu legalisieren, nicht bereit, auch nur den Ausverkauf 
unserer moralischen und rechtlichen Position in Raten zu vollziehen. 

(Lebhafter Beifall.) 

Meine Freundet Das bedachte Nein zum Falschen ist konstruktiv; es 
bleibt die notwendige Konsequenz des Ja zum Richtigen, und darum 
auch dies: Die Zone ist nicht „Deutsche Demokratische Republik* 

(Zurufe: Sehr richtigI) 
ist nicht ,DDR*, sondern sie ist SBZ - sowjetisch besetzte Zone Deutsch­
lands. 

(Lebhafter anhaltender Beifall.) 
Meine Freunde! Wer anders spricht, denkt anders; wer anders denkt, 
beleidigt unsere Landsleute drüben wie die Helden des 17. Juni und 
die des andauernden, meist lautlosen Widerstandes. 
Wer „DDR* sagt, leugnet die Widerrechtlichkeit sowjetischer Fremd­
herrschaft in Deutschland, akzeptiert die Spaltung und propagiert eine 
sowjetische Tarnbezeichnung. 

(Lebhafter Beifall.) 
Meine Freunde! Frieden sei im Grunde eine Sache der Menschenrechte, 
sagte uns Präsident Kennedy. Wer den Frieden will, muß also den 
Deutschen, allen Deutschen die Menschenrechte geben. 
„Wir wollen leben wie die Menschen, weiter wollen wir nichts!* Das 
rief im Juni 1953 - kurz vor dem Aufstand - ein Arbeiter in der Zone 
seinen Zwingherren zu. Wir wollen leben wie die Menschen; weiter 
wollen wir nichts! 

Zum Schluß: 
Die längste Zeit der demokratischen Geschichte unseres Landes haben 
wir gestaltet. Das Ergebnis ist erfeulich. Wenn wir treu bleiben, wird 
es nicht unsere längste Zeit gewesen sein, und das wäre gut für 
Deutschland, für Europa, für den Frieden der Welt. 

(Langanhaltender starker Beifall.) 
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Präsident Anion DICHTEL: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, ich darf im 
Namen des ganzen Parteitages zunächst einmal unserer Bundestags­
fraktion für die von ihr geleistete Arbeit und ihren guten Einsatz un­
seren Dank aussprechen. 

(Starker Beifall.) 

Ich danke besonders unserem Parteifreund von Brentano, an den wir 
bereits gestern besonders gedacht haben und dem der Herr Bundesvor­
sitzende unsere herzlichsten Wünsche für seine alsbaldige volle Gene­
sung Obermittelt hat. 

(Lebhafter Beifall.) 

Ich danke aber auch ebenso dem Herrn Stellvertretenden Vorsitzenden, 
Dr. Rainer Barzei, für den guten Bericht, den wir soeben von Ihnen 
gehört haben. 

(Starker Beifall.) 

Meine Damen und HerrenI Das war ein in aller Öffentlichkeit erstatte­
ter Rechenschaftsbericht, der sich nach meiner Auffassung sehen lassen 
kann. 

(Beifall.) 

Wenn wir heute eine ausgezeichnete wirtschaftliche Lage haben, wenn 
wir heute In Freundschaft mit den freien Völkern leben, dann hat dazu 
die Arbeit der Bundestagsfraktion mit ihren Gesetzen, mit ihrer Arbeit 
und mit ihrer Initiative unendlich viel beigetragen. 

Besonders danken wir der Bundestagsfraktion für ihre ausgezeichnete 
soziale Haltung, für die soziale Verpflichtung, die sie immer wieder in 
ihrer Arbeit gezeigt und erfüllt hat. 

Wir freuen uns darüber, daß heute gesagt werden konnte, daß die 
Frage einer Verbesserung des Kindergeldes wie die der Kriegsopfer­
versorgung jetzt endlich einen guten und befriedigenden Abschluß ge­
funden hat, und dafür möchte ich besonders danken. 

Ich danke aber auch dafür, daß es im Laufe einer langjährigen müh­
seligen Arbeit gelungen ist, durch großzügige gesetzliche Maßnahmen 
und durch großzügige finanzielle Hilfe die Eingliederung unserer Ver­
triebenen und Flüchtlingsfreunde in so weitgehendem Maße zu voll­
ziehen. Ich darf daher noch einmal der Bundestagsfraktion für ihre 
gute Arbeit herzlich danken. Das ist das, was ich heute hier zu dieser 
Frage noch sagen möchte. 

Bevor ich dem Herrn Bundeskanzler das Wort gebe, darf ich zunächst 
noch zwei Herren begrüßen. Ich begrüße Herrn Generalmajor Müller, 
den Befehlshaber des Wehrkreises II der Bundeswehr, den ich hier in die­
sem Kreise besonders herzlich willkommen heiße. 

(Lebhafter Beifall.) 
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Ebenso habe ich die ganz große Freude, heute morgen noch den Mini­
sterpräsidenten des Landes Boden-Württemberg, Kiesinger, hier in un­
serem Kreise begrüßen zu können. 

(Zurufe: Bravo! - Starker Beifall.) 

Herr Ministerpräsident! Seien Sie uns recht herzlich willkommen! Da 
Sie ja im kommenden Monat vor einer ernsten und schwierigen Wahl­
entscheidung stehen, möchten wir Ihnen heute bereits unsere guten 
Wünsche für eine erfolgreiche Wahl mit auf den Weg geben. 

(Lebhafter Beifall.) 

Abschließend darf ich vielleicht folgendes sagen: Wenn auf diesem 
Parteitag Herr Ministerpräsident Kiesinger uns auch einen Rechen­
schaftsbericht geben müßte, wie wir ihn soeben von der Bundestags­
fraktion gehört hoben, dann könnte man auch vom Lande Baden-
Württemberg von einer ausgezeichneten, von einer guten Arbeit des 
Herrn Ministerpräsidenten und seiner Mitarbeiter berichten. 

(Lebhafter Beifall. - Zurufe: Bravol) 

Nunmehr bitte ich unseren sehr verehrten Herrn Bundeskanzler, Prof. 
Dr. Ludwig Erhard, das Wort zu nehmen. 

(Lebhafter Beifall.) 

(Der Herr Bundeskanzler wird mit starkem Beifall empfangen.) 
Bundeskanzler Prof. Dr. Ludwid ERHARD: 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Fünf Monate 
nach dem Regierungswechsel kann meiner Ansprache lediglich der 
Chorakter einer Art Zwischenbilanz über den Stand unserer inneren 
und äußeren Politik zukommen. Fünf Monate sind eine sehr kurze Zeit, 
aber dennoch reicht sie aus, um Ihnen in völliger Offenheit und hin­
reichender Klarheit ein Bild darüber zu vermitteln, was getan worden 
ist, was uns zu tun obliegt und welche Aufgaben auf weitere Sicht noch 
vor uns liegen. 

Am Beginn dieser Darstellung möchte ich gerade auch vor dem Forum 
der Partei noch einmal mit großer Befriedigung die Feststellung treffen, 
daß der Wechsel im Kanzleramt, was den internen Ablauf und die 
äußere Form anlangt, der nationalen Bedeutung dieses Geschehens, 
aber auch der geschichtlichen Gestalt meines von mir so sehr verehrten 
Vorgängers würdig war. 

(Lebhafter Beifall.) 

Ich bezeuge ihm den gleichhohen Respekt, den er mir gegenüber zum 
Ausdruck gebracht hat. 

(Erneuter Beifall.) 

Deutschland hat vor den Augen der Welt bewiesen, daß es in der Lage 
ist, natürliche demokratische Prozesse überzeugend zu handhaben. Das 
mag manchen überrascht haben. Ich dagegen habe es nicht anders er­
wartet. Unserer Partei im ganzen, aber vor allem auch den Männern 
und Frauen, die sich in hoher Verantwortung bewährt haben, gebührt 
unser aller Dank. 
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Selbstverständlich hat der reibungslose Kanzlerwechsel auf politisch-
parlamentarischer Ebene nicht nur Freude ausgelöst. Die Opposition, 
die sich zunächst abwartend verhielt, eröffnete zu Beginn dieses Jahres 
in durchsichtiger Taktik eine frühe Wahlkampagne; sie bedient sich da­
bei der Vernebelung, der Verdrehung und Verfälschung klarer Tatbe­
stände, um aus der Verzerrung der Geister politischen Nutzen zu 
ziehen. 

(Zurufe: Sehr richtig 1) 

Jeder, dem eine gute demokratische Ordnung am Herzen liegt, und 
alle, die der Opposition einen natürlichen und bedeutungsvollen Platz 
in unserem demokratischen Leben zuerkennen, müssen von diesem 
Schauspiel enttäuscht sein. Mangels echter Alternative zu der inneren 
und äußeren Politik der Regierung und unserer Partei verlagert die 
Opposition ihre Aktivität auf Gebiete, in denen es nicht mehr um die 
Gestaltung der Politik geht, sondern Irreführung und trübe Verdäch­
tigungen den ersten Rang einnehmen. 

(Pfui-Rufe.) 

Man kann sich nur mit tiefer Sorge daran erinnern, daß nicht zuletzt 
das die Methoden waren, die zur Zerstörung der Weimarer Demo­
kratie führten. 

(Zustimmung und Beifall.) 

Die CDU lehnt es ab, sich solcher Mittel zu bedienen; aber sie wird 
alles tun, um die Wahrheit zu erzwingen und sie dem deutschen Volk 
bewußt zu machen. 

(Bravo-Rrufe und Beifall.) 

Es ist tief bedauerlich, daß die Sozialdemokratie, eine Partei mit gro­
ßer geschichtlicher Tradition, offenbar nicht die Kraft aufbringt, aus 
eigenen Vorstellungen heraus mit ihren Widersachern um die glück­
liche Gestaltung unseres Lebens und unserer Zukunft auf geistiger 
Ebene zu ringen. Seit ihrem Parteitag in Bad Godesberg, auf dem sie, 
kaum kaschiert, dos Gedankengut der CDU übernahm und sich - min­
destens äußerlich - zu jenen Grundsätzen bekannte, die sie über ein 
Jahrzehnt auf das heftigste verneinte und befehdete, ist ihr im Grunde 
hinsichtlich der Vertiefung und Festigung einer freiheitlichen Politik 
nichts anderes eingefallen als das, was wir, die CDU, vorgedacht und 
vorgeprägt haben. 

(Beifall.) 

über ihre Taktik,, im Bundestag durch unrealistische Anträge den Schein 
der Fürsorge für alle zu erwecken, wird noch zu sprechen sein. 

Ich habe in meiner Regierungserklärung von einer „Politik der Mitte 
und der Verständigung" gesprochen, gleichermaßen gültig für die 
Innen- wie auch für die Außenpolitik. Eine solche Politik setzt natürlich 
bei allen Partnern, die Verantwortung tragen, den Willen zur Ver­
ständigung voraus. Ich war dazu bereit, und ich bin es noch heute. In 
der Zwischenzeit aber wird immer klarer, daß die Sozialdemokraten 
eine solche Politik der Gemeinsamkeit offenbar nicht wollen. 
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Regierung und Opposition sollten, wie ich meine, in wichtigen natio­
nalen Fragen nur um parteipolitischer Taktik willen diese Gemeinsam­
keit nicht stören oder gar zerstören. Die Lösung mancher vor uns lie­
genden großen Aufgaben ist von so weittragender Bedeutung, daß wir 
uns auch unter weltpolitischem Aspekt immer aufs neue darum be­
mühen müssen, für solche Entscheidungen eine möglichst breite poli­
tische Grundlage zu suchen. Das gilt vor allem für alle Fragen, die aus 
der Teilung unseres Vaterlandes und aus der Lage Berlins erwachsen. 
Wir brauchen sie für die Gestaltung unseres Verhältnisses zur Sowjet­
union und für die Formierung der europäischen und atlantischen Zu­
sammenarbeit, aber nicht zuletzt auch für breite Bereiche unserer 
Innenpolitik. Ich brauche in diesem Zusammenhang nur an die Not­
standsgesetzgebung zu erinnern. Die beste Basis für eine solche Politik 
ist eine starke, noch stärkere CDU/CSU und eine festgefügte Koalition. 
Dies auch ist unser Auftrag für 1965. 

(Beifall.) 

Wir haben in dem, was wir tun, denken und vorwärtsblickend gestalten 
wollen, die Geschichte eines freiheitlich gesinnten Volkes zu schreiben 
und diese Gesinnung vor uns selber und vor der ganzen Welt zu be­
zeugen. Wir wollen uns nicht selber als ein Volk der Büßer anpran­
gern; aber wir wollen die Schrecken und die Schande des Naziregimes 
auch nicht vergessen. 

(Beifall.) 

Noch dem erfolgreichen wirtschaftlichen Wiederaufbau unseres Landes 
glaube ich, daß die Wiedereingliederung der Bundesrepublik in die 
Gemeinschaft der freien Völker erst dann als vollendet gelten kann, 
wenn wir in solcher Selbstbesinnung uns auch noch von jenen Schlacken 
befreien, wie sie in schaurigen Prozessen noch einmal aufglühen. Wir 
wissen, daß diese Prozesse propagandistisch ausgeschlachtet werden. 
Wir haben das in Kauf zu nehmen, weil es für uns wichtiger ist, Recht 
und Rechtsbewußtsein über alles zu setzen. 
Lassen Sie mich Ihnen meinen Standpunkt in dieser Frage offen dar­
legen! 
Der Gerechtigkeit muß Genüge getan werden. Jeder, der Menschen 
gemordet oder gequält, der geraubt.und erpreßt hat und zum Ver­
brecher wurde, muß zur Rechenschaft gezogen werden. 

(Lebhafter Beifall.) 
Andererseits aber darf in einem freiheitlichen Rechtsstaat der bloße 
politische Irrtuni des einzelnen nicht noch einmal zu einer Art Hexen­
jagd führen. 
Bis zum letzten ausgekostete Rache, unmenschliche Verfolgung des 
politischen Gegners, die sich bis zur Sippenhaft steigerte, und eine bar­
barische Rachejustiz waren trübste Erscheinungen der finstersten deut­
schen .Geschichtsepoche. Die bloße politische Verirrung eines Men­
schen aber kann und darf ihm nicht als Kainsmal sein Leben lang an­
haften, ihn nicht zum Paria werden lassen. 

(Beifall.) 
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Wohin käme die Welt, wenn wir dem Gesinnungswandel, der echten 
Läuterung und der besseren Einsicht nicht versöhnend begegnen woll­
ten. Am Ende der „Bewältigung der Vergangenheit" - um dieses Wort 
zu gebrauchen - muß jetzt die innere Aussöhnung unseres Volkes, muß 
der Wil le zu friedvoller Gestaltung unserer Gegenwart und Zukunft 
stehen. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch etwas anderes sagen: 
Mir wi l l scheinen, daß unser Volk angesichts kristischer Stimmen des 
Auslandes manchmal eine gewisse Überempfindlichkeit an den Tag 
legt, die einer Normalisierung des Zusammenlebens abträglich sein 
kann. Die Vorstellung, daß sich alle Völker nur und dazu noch gleicher­
maßen lieben sollten oder lieben müßten, ist mehr als lebensfremd. 
Vielmehr schaffen die gegenseitige Achtung, das Verständnis für die 
Eigenarten, die Traditionen und Bindungen anderer Völker dauerhafte 
und bessere Grundlagen für freundschaftliche oder gut nachbarliche 
Beziehungen. 

Was die Völker im letzten am wirksamsten zusammenführt, sind die 
großen Aufgaben, die sie sich gemeinsam stellen und zu lösen bestrebt 
sind. Und solche Aufgaben gibt es nicht wenige. Das ist auch der 
Grund, der die Bundesregierung in Fortführung des Werkes von Kon­
rad Adenauer aus innerster Überzeugung bestrebt sein ließ, die euro­
päische Einigung, deren unerläßliche Grundlage die deutsch-franzö­
sische Freundschaft ist, fortzuführen und sie zu einem wichtigen Leit­
satz ihrer Politik zu erheben. 

(Beifall.) 

Nur die wirtschaftliche und auch politische Einigung Europas befreit 
seine Völker von jenen nationalen Gegensätzen und Spannungen, die 
diesen Kontinent so oft ins Unheil gestürzt hoben. Sie ist auch die Vor­
aussetzung, um ihnen auf die Dauer ihre äußere und innere Unabhän­
gigkeit und politische Existenz zu sichern. 

Wir wollen - ich wiederhole es - ein Europa der Freien und der Glei­
chen, in dem nicht Größe und Macht letzte Werte bedeuten; wir wollen 
ein Europa, in dem die Völker in der Bewahrung ihres Erbes zu neuer 
kultureller Entfaltung kommen, ein Europa, das seine wirtschaftlichen 
und sozialen Kräfte zusammenfügt, um seiner politischen und humani­
tären Aufgabe gleichermaßen gerecht werden zu können. Nicht ein 
zertrenntes, sondern nur ein geeintes Europa-mit klarem Profil und 
gemeinsamen politischen Willen ist weltpolitische Verantwortung zu 
tragen in der Lage. Die atlantische Partnerschaft setzt Europa als einen 
ebenbürtigen Partner voraus. Gerade unsere amerikanischen Freunde 
wollen ein starkes Europa, das in seiner politischen Gestaltung, Vertei­
digungskraft, seiner Stellung im Welthandel und in der Bereitschaft zur 
Entwicklungshilfe anziehend und Oberzeugend wirkt. 

Schließlich ersehnen gerade wir Deutsche die europäische Einigung 
unter gemeinsamer Verantwortung auch als die Voraussetzung einer 
Wiedervereinigung Deutschlands in Frieden und in Freiheit; denn sie 
bietet unseren Nachbarn in Ost und West die Sicherheit gegen einen 
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von uns gewiß nicht gewollten, aber von manchen Ländern oder Staats­
männern befürchteten deutschen Alleingang. Wenn auch die Aussich­
ten des Gelingens einer europäischen politischen Einigung durch Bedin­
gungen, die wir nicht zu vertreten haben, für den Augenblick nicht ge­
rade zu übertriebenen Hoffnungen berechtigen, so glaube ich dennoch, 
daß es gerade deshalb ein zwingendes Gebot ist, die Flamme dieser 
Idee nicht erlöschen zu lassen, wenn Europas Herz nicht erkalten soll. 

(Starker Beifall.) 

Ich wiederhole meine Überzeugung, daß jede politische Formung Euro­
pas - in welcher Gestalt auch immer - einen originären politischen 
Willen der Regierungen voraussetzt, womit ich gleichzeitig zum Aus­
druck bringe, daß aus meiner Sicht und Einsicht der Automatismus der 
Römischen Verträge allein nicht zu diesem Ziele führt. Der politische 
Wil le zur Einigung erlahmte vielleicht in den Amtsstuben, die euro­
päische Jugend aber will und ersehnt Europa. 

(Beifall.) 

Vielleicht werden wir noch viel Geduld aufbringen müssen, ober um so 
mehr erwächst uns daraus die Pflicht, alles zu tun, um die Vorausset­
zungen für einen neuen Anfang zu schaffen. Dem dienen auch meine 
Reisen in die europäischen Nachbarländer und in die Vereinigte Staa­
ten. Zur Resignation besteht um so weniger Anlaß, als es noch großer 
Anstrengungen bedarf, um aus der „Wirtschaftsgemeinschaft" nach 
dem Willen der Römischen Verträge eine echte „ökonomische Inte­
gration" erwachsen zu lassen. Der Abbau der Zollschranken und die 
Annäherung des gemeinsamen Außenzolltarifs sind weit fortgeschritten. 
Die Überzeugung, daß eine freiheitliche und nach vorn gerichtete Poli­
tik allen Völkern dient, hat an Boden gewonnen. 
Hinsichtlich der weiteren Ausgestaltung der Wirtschaftsgemeinschaft 
wird es darauf ankommen, in der Koordinierung der Gemeinschafts­
aufgaben - auch soweit die Entscheidung in nationaler Zuständigkeit 
verbleibt - eine Wirtschafts- und Konjunkturpolitik zu entwickeln, die 
einerseits den Kräften des Marktes volle Entfaltungsmöglichkeiten gibt, 
aber andererseits fernab von jeder falschen Wachstumsideologie die 
innere und äußere Stabilität von Wirtschaft und Währung sicherzu­
stellen vermag. 

Daß die Landwirtschaft unter anderen, das heißt besonderen Bedin­
gungen produziert und folglich für sie auch andere Gesetze zu gelten 
haben, braucht nicht eigens erklärt und betont zu werden. In wohl 
allen Ländern der Welt sind in bezug auf die Agrarproduktion und die 
Ordnung des Marktes Maßnahmen besonderer Art getroffen worden. 
So war es auch erforderlich, daß sich die Europäische Wirtschaftsge­
meinschaft gegenüber der Vielzahl unabgestimmter nationaler Inter­
ventionsformen über Regelungen geeinigt hat, die die notwendigen 
Voraussetzungen für einen gemeinsamen Agrarmarkt schaffen sollen. 

Natürlich ist die Reglementierung als solche noch kein Wert in sich. 
Wenn die Integration nur in einer lückenlosen Reglementierung der 
Wirtschaft - und ich meine hier auch der Landwirtschaft - bestünde, 
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würde es sich gewiß nicht lohnen, Herz und Verstand dafür einzusetzen. 
In der Agrarwirtschaft hat - wie in allen anderen Bereichen - die Poli­
tik den Menschen zu dienen, und hierbei meine ich sowohl die Produ­
zenten wie auch die Kpnsumenten. Vor uns liegt das Problem der An-
gleichung der Getreidepreise im Gemeinsamen Markt. Die Bundes­
regierung wird mit allen Kräften bestrebt sein, zu einer Lösung zu 
kommen, die uns die vertraglichen Verpflichtungen gegenüber der Ge­
meinschaft erfüllen läßt, aber vor allem auch sicherstellt, daß der deut­
schen Landwirtschaft und der bäuerlichen Bevölkerung aus dieser 
Regelung nicht nur kein Schaden erwächst, sondern ihre glückliche Fort­
entwicklung gewährleistet wird. 

(Beifall.) 

Es ist bekannt, daß in der Kennedy-Runde nicht nur Fragen der ge­
werblichen Wirtschaft, sondern auch der Agrarwirtschaft zur Lösung 
anstehen. Die Kennedy-Runde - ich kann das nicht nachdrücklich genug 
betonen - wird zum Prüfstein für die atlantische Partnerschaft und stellt 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft vor eine ernste Bewährungs­
probe. Der Zusammenhalt der Alten und der Neuen Welt, die sich zu 
den Idealen der Freiheit und der Gerechtigkeit bekennen, umfaßt alle 
Lebensbereiche der Völker. Ob diese Bande sich lockern oder gefestigt 
werden, kann über Sein oder Nichtsein der freien Welt entscheiden. 

Es gilt zu bedenken, daß die Idee des verstorbenen großen Präsidenten 
Kennedy nicht Zollverhandlungen alter Art zum Ziele hat, und daß es 
dabei nicht um ein Feilschen von Ware für Ware und Zollsatz gegen 
Zollsatz geht. Durch Zusammenfügung aller Kräfte der freien Welt soll 
und wird der Wohlstand der Völker der Bewahrung und Sicherung der 
Freiheit dienen. 

Mögen auch die Verhandlungen nicht leicht sein, so habe ich doch 
die Hoffnung in die Einsicht aller Länder, daß der Mut und die Kraft, 
das die Völker Trennende zu mindern oder zu beseitigen, allen zum 
Segen gereichen wird. Als Gewinn für Europa selber wird bei einem 
Erfolg zu verzeichnen sein, daß bis zu einer endgültigen Einigung der 
freien Länder dieses Kontinents aus der noch fortbestehenden Trennung 
kein ernsterer Schaden erwachsen wird. 

Die europäische und die deutsche Situation kann nur in der Einbettung 
in die weltpolitische Lage im ganzen gesehen und gedeutet werden. In 
ihr haben sich bedeutsame Änderungen vollzogen. In fünf NATO-
Ländern ist die Verantwortung auf neue Regierungen übergegangen, 
so in den USA, Großbritannien, Italien, Griechenland und in der Bun­
desrepublik. Bei zwei weiteren mächtigen Verbündeten stehen noch in 
diesem Jahre Wahlen an. Allerorts flammen ernste Krisen auf, in Süd-
Vietnam und in Zypern. Auch sonst sind in der Welt Entwicklungen 
sichtbar geworden, die des Nachdenkens und der Oberprüfung wert 
sind. 

Die sowjetische Führung macht kaum mehr ein Hehl daraus, daß sie 
auf dem Gebiet der Wirtschaft, insbesondere der Landwirtschaft vor 
schwer zu lösenden Aufgaben steht, die es Sowjetrußland geboten 
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